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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 16(11)888 
Ausschuss für  
Arbeit und Soziales 16. Januar 2008 
16. Wahlperiode 

Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 21. Januar 2008 in Berlin zum 
a) Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 

Entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung des Dritten Buches Sozial- 
gesetzbuch und anderer Gesetze - Drucksache 16/7460 - 

b) Gesetzentwurf der Abgeordneten Volker Schneider (Saarbrücken), Klaus Ernst,  
Dr. Lothar Bisky, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch (Rentenabschlagsverhinderungsgesetz) - Drucksache 16/7459 - 

c) Antrag der Abgeordneten Dr. Heinrich L. Kolb, Jens Ackermann, Dr. Karl Addicks,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion FDP  
Arbeit statt Frühverrentung fördern - Drucksache 16/7003 - 

Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände BDA 

I. Zusammenfassende Bewertung 

Mit der Verlängerung des Arbeitslosengeldanspruchs für 
Ältere legt die Koalition den Rückwärtsgang ausgerech-
net bei einer Reform ein, die seit 2006 innerhalb kürzes-
ter Zeit zu greifbaren Erfolgen in Form von mehr Be-
schäftigung und weniger Arbeitslosigkeit bei Älteren ge-
führt hat. Sie schlägt dabei die einhellige Expertenmei-
nung in den Wind, um in populärer Weise eine vermeint-
liche „Gerechtigkeitslücke“ zu füllen. Dabei haben die 
jahrzehntelangen Erfahrungen mit überlangen Arbeitslo-
sengeldansprüchen bewiesen, dass es sich hierbei um ei-
ne teure Brücke in die Frührente handelt, nicht aber in 
neue Beschäftigung. Die Beitragszahler zur Arbeitslo-
senversicherung haben hierfür mit mindestens zweistelli-
gen Milliardenbeträgen und der Arbeitsmarkt mit Be-
schäftigungsverlusten und hoher Arbeitslosigkeit Älterer 
bezahlt. 

Die erneute Verlängerung des Arbeitslosengelds für Älte-
re ab 50 Jahren auf bis zu 24 Monate belastet die Bei-
tragszahler erneut in Milliardenhöhe. Von der in der Ge-
setzesbegründung zum 6. SGB III-Änderungsgesetz und 
der Koalitionsvereinbarung versprochenen Kostenneut-
ralität bleibt nichts übrig. Keine Kompensation der 
Mehrbelastung ist die Wiederaufnahme von Zahlungen 
des Bundes für Arbeitslosengeldansprüche aus Erzie-
hungszeiten von 290 Millionen Euro, da dies ohnehin ei-
ne klare gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist, die den 
Beitragszahlern mit dem 6. SGB III-Änderungsgesetz 
ohne jede Begründung zusätzlich aufgebürdet wurde. Die 
Zurücknahme dieser Maßnahme ist also nur konsequent. 

Hinzukommen müssen dann auf jeden Fall Rückzahlun-
gen des Bundes an die Kasse der Beitragszahler in Höhe 
der tatsächlichen Ersparnis des Bundes aus der Verlänge-
rung des Arbeitslosengeldes an Ältere im Bereich der 
Fürsorgeleistung Arbeitslosengeld II. Erst dann wäre 
auch dem Beschluss des Bundesrates entsprochen, der ja 
nicht vorgeschlagen hat, dass sich der Bund zu Lasten 
der Beitragszahler bereichern solle. Die Darstellung der 
Entwurfsbegründung, mit diesem Gesetz werde einer 
Forderung des Bundesrates entsprochen, ist schwer irre-
führend. Aber selbst mit einer Weitergabe der Ersparnis-
se aus der Bundeskasse wäre die angekündigte Kosten-
neutralität nur zu einem Bruchteil umgesetzt. 
Schwer wiegt, dass sogar noch nicht ausgelaufene Ar-
beitslosengeldansprüche Älterer rückwirkend verlän-
gert werden sollen. Diejenigen, die sich bereits auf einen 
kürzeren Arbeitslosengeldanspruch eingestellt haben, er-
halten damit jetzt das entgegen gesetzte Signal zum Ver-
harren in Arbeitslosigkeit. Das ist eine schwer verunsi-
chernde Zick-Zack-Politik. Ihr Widersinn ist deshalb so 
offensichtlich, weil gerade Ältere derzeit überproportio-
nal am Beschäftigungsaufbau teilhaben. Der Effekt die-
ser Politik ist, dass auch alle ab Alter 58, die nun neu in 
einen verlängerten Arbeitslosengeldanspruch hinein-
wachsen, nicht mehr von den Arbeitsagenturen aktiviert 
werden können, weil sie gleichzeitig noch als Ausnahme 
von der insgesamt zu Recht auslaufenden sog. 58er-
Regelung „profitieren“. Die rückwirkende Verlängerung 
bestehender Ansprüche muss deshalb unterbleiben. 
Abzulehnen ist zudem der ab 12-monatiger Arbeitslosig-
keit verpflichtend vorgesehene Eingliederungsgutschein 
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für Ältere ab 50 Jahren mit einem längeren Arbeitslosen-
geldanspruch, der nicht individuell nach den Kriterien 
Wirkung und Wirtschaftlichkeit gesteuert werden kann. 
Damit wird die Tür zur breiten Subventionierung von 
Beschäftigungsverhältnissen geöffnet, ohne dass dies im 
Einzelfall erforderlich ist und obwohl gerade erst vor 
kurzem mit der „Initiative 50plus“ ein besonderer Ein-
gliederungszuschuss für Ältere geschaffen wurde. Das 
völlig unwirtschaftliche „Gießkannenprinzip“ auch noch 
als „Arbeitnehmern und Arbeitgebern …hohe Transpa-
renz und Planungssicherheit“ bietend zu qualifizieren, 
verstößt gegen die Grundprinzipien der sozialen Markt-
wirtschaft und ist ein kaum erträglicher Zynismus. Die 
geschätzte Mehrbelastung von über 1,1 Milliarden Euro 
allein bis 2011 – evtl. sogar noch mehr – muss den Bei-
tragszahlern erspart bleiben. 

Uneingeschränkt positiv ist das Auslaufen der so genann-
ten 58er-Regelung, wonach Arbeitslose ab 58 Jahren 
nicht mehr dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen 
mussten (§ 428 SGB III bzw. § 65 Abs. 4 SGB II). Dies 
war eine Regelung der überholten Frühverrentungspoli-
tik, die der Beschäftigung Älterer entgegenstand. Ebenso 
positiv ist die Verstärkung der Vermittlungspflicht für 
Arbeitslosengeld II-Bezieher ab 58 Jahren. Die neu auf 
63 Jahre festgesetzte Altersgrenze als frühester Renten-
pflichtzeitpunkt für Arbeitslosengeld II-Bezieher drängt 
zwar den richtigen Nachrangigkeitsgrundsatz der Fürsor-
geleistung zurück, wonach jeder alles ihm Mögliche tun 
muss, um seine Hilfebedürftigkeit zu vermeiden oder zu 
verringern. Für eine solche Regelung spricht jedoch, dass 
eine Privilegierung im Rentenrecht für Frauen und 
schwerbehinderte Menschen nicht in einen Nachteil beim 
Arbeitslosengeld II-Bezug umschlagen sollte. Abzuleh-
nen ist dagegen das Herausdefinieren von Arbeitslosen 
über 58 Jahren nach einem Jahr Arbeitslosengeld II-
Bezug aus der Arbeitslosenstatistik, weil nur mit einer 
realistischen Darstellung der Arbeitsmarktsituation 
Handlungsbedarf für Reformen richtig identifiziert wer-
den kann. 

Die Anhebung der Hinzuverdienstgrenze neben einer 
Vollrente von derzeit 350 auf 400 Euro ist zwar ein Fort-
schritt, der jedoch viel zu zaghaft ausfällt. Allein richtig 
wäre eine komplette Streichung der Hinzuverdienstgren-
ze, weil nach Einführung der kostendeckend berechneten 
Abschläge auf vorgezogene Renten es aus der Sicht der 
Rentenversicherung neutral ist, ab welchem Zeitpunkt 
die Rente beantragt wird. 

II. Im Einzelnen 
Längeres Arbeitslosengeld für Ältere ist arbeits-
marktpolitisches Gift 
Statt richtigerweise die günstige Konjunktur zu weiteren 
Reformen für mehr Beschäftigung zu nutzen, wird mit 
der Verlängerung des Arbeitslosengelds auf bis zu 24 
Monate für Ältere (Art. 1 Ziff. 4) die Agenda 2010 in ei-
nem zentralen Punkt leider wieder zurückgedreht, nach-
dem die Höchstdauer des Arbeitslosengelds gerade erst 
Anfang 2006 von 32 auf 18 Monate begrenzt worden 
war. Nahezu alle Wissenschaftsinstitute und sonstige Ex-
perten einschließlich Bundesbank und Sachverständigen-
rat bewerten die Verlängerung des Arbeitslosengelds für 
Ältere einhellig als schweren Fehler. Längst ist erwiesen, 
dass längere Arbeitslosengeldansprüche auch zu längerer 
Arbeitslosigkeit führen und vor allem im Konjunkturab-
schwung teure Brücken in die Rente sind. Längeres Ar-

beitslosengeld ist deshalb eine schwere Hypothek für die 
Arbeitslosenversicherung und arbeitmarktpolitisches 
Gift.  
Es verwundert daher nicht, dass die Gesetzesbegründung 
zur Verlängerung der Arbeitslosengeldansprüche beredt 
schweigt. Wörtlich heißt es: „Gleichwohl gestaltet sich 
die berufliche Wiedereingliederung für ältere Arbeit-
nehmer nach wie vor schwierig. Die Koalitionsfraktionen 
haben daher am 12. November 2007 beschlossen, die 
Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld für über 50-
Jährige stufenweise zu verlängern“. Paradox ist, dass mit 
der erneuten Verlängerung der Arbeitslosengeldansprü-
che selbst eine Ursache für mehr Arbeitslosigkeit Älterer 
gesetzt wird, die dann als „Begründung“ für die Richtig-
keit der Verlängerung herangezogen werden kann.  
Dabei müsste das Ziel aller Anstrengungen die schnelle 
Beendigung bzw. Verhinderung von Arbeitslosigkeit 
sein, nicht ein politischer Wettlauf darum, wer noch län-
gere Versorgung bei Arbeitslosigkeit verspricht. Die Zeit 
ist günstig dafür, alle Kräfte darauf zu konzentrieren, ge-
rade auch Ältere schnell wieder in neue Arbeit zu brin-
gen. Vom aktuellen Aufschwung am Arbeitsmarkt profi-
tieren ältere Arbeitslose mehr als andere. Im zweiten 
Quartal 2007 lag die Beschäftigungsquote 55- bis 64-
Jähriger erstmals über dem von der EU-Kommission für 
das Jahr 2010 anvisierten Zielwert von 50 Prozent („Lis-
sabon-Ziel“). Auch die Arbeitslosigkeit Älterer ist 2007 
kräftig zurückgegangen: Die Zahl der Arbeitslosen über 
55 Jahre lag Ende des Jahres um ein Fünftel unter dem 
Vorjahresniveau – damit war der Rückgang hier sogar 
noch stärker als bei der Arbeitslosigkeit insgesamt.  

Versprechen der Kostenneutralität gebrochen 

Die Verlängerung des Arbeitslosengelds wird nicht nur 
zu mehr Arbeitslosigkeit unter Älteren führen, sondern 
entgegen allen Ankündigungen auch die Beitragszahler 
der Arbeitslosenversicherung in Milliardenhöhe belasten. 
Dabei war sowohl im Koalitionsbeschluss zur Verlänge-
rung des Arbeitslosengelds als auch in der Gesetzesbe-
gründung zum 6. SGB III-Änderungsgesetz zugesagt, 
dass die Verlängerung kostenneutral, d. h. ohne Mehrbe-
lastung für die Arbeitslosenversicherung umgesetzt wer-
den sollte. Nach dem bisherigen Stand des Gesetzent-
wurfs gibt es nicht einmal einen Ansatz, die angekündig-
te Kostenneutralität der Verlängerung des Arbeitslosen-
geldes umzusetzen, so dass sich diese als ein völlig leeres 
Versprechen darstellt. 
In dem jetzt vorgelegten Entwurf schlägt die Verlänge-
rung des Arbeitslosengelds mit 3,5 Milliarden Euro allein 
bis zum Jahr 2011 zu Buche. Dabei dürfte es sich jedoch 
nur um den untersten Rand des Kostenrisikos handeln. 
Die Gesetzesbegründung räumt sehr versteckt, ganz am 
Ende selbst ein, dass bei einer „deutlich verschlechterten 
Arbeitsmarktsituation für ältere Personen oder einer Än-
derung ihres Erwerbsverhaltens“ die finanziellen Aus-
wirkungen erheblich stärker ausfallen könnten. Dieser 
Hinweis ist das kaum noch verklausulierte Eingeständnis 
der verheerenden Wirkung der Arbeitslosengeldverlänge-
rung für die Arbeitslosenversicherung im Falle einer 
stärkeren Konjunktureintrübung. Deutlich wird damit 
auch, dass der Politik völlig bewusst ist, dass sie in wirt-
schaftlich guten Zeiten nicht so handelt, dass die Maß-
nahmen auch in schlechten Zeiten tragen. Im Kern signa-
lisiert dieser Satz, dass die Verlängerung des Arbeitslo-
sengelds ein schwerer Fehltritt ist, weil in Zeiten der 
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Konjunkturabkühlung die Belastungen für die Arbeitslo-
senversicherung schnell auf ein Vielfaches der jetzt unter 
günstigsten Bedingungen ausgerechneten Mehrbelastung 
hochschnellen können. 
Die angekündigte Wiederaufnahme von Zahlungen des 
Bundes für Arbeitslosengeldansprüche aus Erziehungs-
zeiten (Art. 1 Ziff. 7-9) von jährlich 290 Millionen Euro 
hat nichts – wie behauptet – mit einer Kompensation der 
Mehrbelastung der Arbeitslosenversicherung zu tun, son-
dern ist ohnehin eine klare gesamtgesellschaftliche und 
deshalb aus Steuern zu finanzierende Aufgabe. Ohne jede 
Begründung hat der Gesetzgeber diese Belastung mit 
dem 6. SGB III-Änderungsgesetz den Beitragszahlern 
aufgebürdet. Die Rücknahme dieser Maßnahme ist des-
halb nur konsequent. Von einer echten (Teil-)Kompensa-
tion könnte nur dann gesprochen werden, wenn der Bund 
die durch die Verlängerung des Arbeitslosengelds bei 
ihm eintretende Ersparnis für Ausgaben beim Arbeitslo-
sengeld II von fast 1,2 Milliarden Euro bis 2011 an die 
Bundesagentur weiter reichen würde. Auch dann wären 
noch zwei Drittel der Mehrbelastungen der Arbeitslosen-
versicherung durch die Verlängerung des Arbeitslosen-
gelds ungedeckt. Die erheblichen Kostenrisiken bei einer 
Konjunktureintrübung und die der Bundesagentur mit 
dem neuen Eingliederungsgutschein aufgebürdeten wei-
teren zusätzlichen Kosten sind dabei noch gar nicht be-
rücksichtigt. Selbst eine vermeintliche Kostenneutralität 
würde jedoch nichts daran ändern, dass es sich bei der 
Verlängerung der Arbeitslosengeldansprüche um eine 
fundamental falsche Weichenstellung handelt. 

Fatales Signal durch rückwirkende Verlängerung 

Der durch ein längeres Arbeitslosengeld angerichtete ar-
beitsmarktpolitische Schaden wird durch die geplante 
Rückwirkung der Verlängerung noch vergrößert. Danach 
werden Ende 2007 noch nicht ausgeschöpfte Arbeitslo-
sengeldansprüche von ursprünglich mindestens 12 Mona-
ten verlängert, wenn der Arbeitslose dann eine Altersstu-
fe erreicht hat, die zu einer längeren Höchstdauer des Ar-
beitslosengelds berechtigt (Art. 1 Ziff. 11). Statt alle 
Kräfte auf die Aufnahme einer neuen Beschäftigung zu 
richten, was insbesondere angesichts der derzeitigen gu-
ten konjunkturellen Lage, von der Ältere überproportio-
nal profitieren, Erfolg versprechend ist, erhält dieser Per-
sonenkreis jetzt das gegenteilige Signal. Gleichzeitig ist 
damit eine faktische Verlängerung der „58er-Regelung“ 
für alle diejenigen verbunden, die bis Ende 2007 58 Jahre 
alt werden. Dieser Personenkreis kann auch während sei-
nes verlängerten Arbeitslosengeldanspruchs Arbeitslo-
sengeld beziehen, ohne für Vermittlungsangebote der 
Arbeitsagenturen zur Verfügung stehen zu müssen.  

58-jährige Arbeitslose dürfen wieder vermittelt wer-
den 
Die vom Gesetzgeber selbst errichtete Schranke gegen 
die Vermittlung von 58-jährigen Arbeitslosen läuft nach 
mehrmaliger Verlängerung und mehr als 20 Jahre nach 
ihrer Einführung endlich aus. Arbeitslose ab 58 Jahren 
konnten danach bisher Arbeitslosengeld oder Arbeitslo-
sengeld II beziehen, ohne dass sie der Arbeitsvermittlung 
zur Verfügung zu stehen brauchten. Es ist uneinge-
schränkt zu begrüßen, dass damit das wichtige Ziel von 
mehr Beschäftigung Älterer zumindest nicht mehr durch 
diese Regelung im Arbeitsförderungsrecht bzw. im Für-
sorgesystem Arbeitslosengeld II konterkariert wird. Rich-
tig ist weiterhin, dass stattdessen jetzt Arbeitslosen-

geld II-Bezieher ab 58 Jahren unverzüglich in Arbeit o-
der in eine Arbeitsgelegenheit zu vermitteln sind (Art. 2 
Ziff. 2). Klargestellt werden sollte hier jedoch, dass die 
Vermittlung in eine Arbeitsgelegenheit immer nachran-
gig gegenüber Beschäftigung am ersten Arbeitsmarkt 
sein muss. 
Steuerfinanzierte Fürsorgeleistung nachrangig ge-
genüber eigenen Rentenansprüchen 
Wenn künftig von allen Arbeitslosengeld II-Empfängern 
verlangt wird, einen Rentenantrag grundsätzlich zum frü-
hestmöglichen Zeitpunkt zu stellen, ist dies konsequent 
im Sinne des wichtigen Nachranggrundsatzes. Danach 
hat nur derjenige einen Anspruch auf steuerfinanzierte 
staatliche Fürsorgeleistungen wie die Grundsicherung für 
Arbeitsuchende, der seinen Lebensunterhalt und den der 
weiteren Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft nicht selbst 
decken kann und auch keine entsprechenden Leistungen 
zur Deckung des Lebensunterhalts von anderen erhält. 
Die Allgemeinheit darf dagegen nur von denen in An-
spruch genommen werden, die ihren Lebensunterhalt 
nicht aus eigener Kraft bestreiten können. 
Aus dem Zusammenwirken zwischen den Zugangsvor-
aussetzungen der gesetzlichen Rentenversicherung und 
dem Nachranggrundsatz der Grundsicherung für Arbeit-
suchende ergibt sich jedoch ein Wertungswiderspruch: 
Nach heutigem Rentenrecht besteht für diejenigen Versi-
cherten, die vor dem 1. Januar 1952 geboren sind, teil-
weise noch die Möglichkeit mit 60 Jahren in Rente zu 
gehen. Dies gilt insbesondere für Frauen und Schwerbe-
hinderte. Diese rentenrechtliche Begünstigung benachtei-
ligt jedoch Bezieher von Arbeitslosengeld II, weil sie 
schon früher unter Inkaufnahme entsprechender Ab-
schläge ihre Rente beginnen müssen. 
Um diese Inkonsequenz zu beseitigen, ist es vertretbar, 
Arbeitslosengeld II-Empfänger, die vor dem 1. Januar 
1952 geboren sind, grundsätzlich erst ab Vollendung des 
63. Lebensjahres zur Rentenantragsstellung zu verpflich-
ten (Art. 2 Ziff. 3). Auf diese Weise kann eine weitge-
hende Gleichbehandlung von Versicherten beim Renten-
eintritt aus dem Bezug von Arbeitslosengeld II erreicht 
und die maximalen Rentenabschläge für diese Personen-
gruppe auf 7,2 Prozent statt bislang 18 Prozent begrenzt 
werden. Zudem wird damit nur vorweg genommen, was 
ab 2012 ohnehin gilt. Denn von da an ist ein vorgezoge-
ner Zugang in die Altersrente grundsätzlich erst ab 63 
Jahren möglich. 
Nicht mit neuen Statistiktricks Reformbedarf verne-
beln 
Mit der Definition von Arbeitslosen, denen im SGB II-
System nicht innerhalb von 12 Monaten ein Arbeitsange-
bot gemacht werden kann, als nicht arbeitsuchend ist of-
fensichtlich eine statistische Regelung verbunden, die 
Fehler der 58er-Regelung (Arbeitslose ab 58, die der 
Vermittlung nicht zur Verfügung stehen, werden nicht 
mehr als arbeitslos gezählt, weshalb die Statistik derzeit 
um bis zu einer halben Million weniger Arbeitslose aus-
weist) moderat auslaufen zu lassen (Art. 2 Ziff. 5). Im-
merhin haben Arbeitslose dann bis zu zwei Jahre Arbeits-
losengeld als Versicherungsleistung erhalten und konnten 
auch innerhalb von weiteren 12 Monaten Fürsorgeleis-
tung noch kein Arbeitsangebot erhalten. Dennoch bleibt 
es falsch, bestimmte Gruppen von Arbeitslosen – Teil-
nehmer an Arbeitsmarktmaßnahmen und Arbeitslosen-
geld II-Bezieher nach einem Jahr Fürsorgeleistung ab 58 
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– in irreführenderweise aus der Statistik herauszuneh-
men. Richtigerweise muss die Situation am Arbeitsmarkt 
realistisch dargestellt werden, weil nur so der Hand-
lungsbedarf besser identifiziert und Reformen im Bereich 
der Arbeitsförderung gezielter angegangen werden kön-
nen. Zwar führt dies zu einem zwischenzeitlichen An-
steigen der Arbeitslosenzahlen; dies ist jedoch nur Folge 
der bisherigen statistischen Verschleierung. Als Über-
gangsregelung könnte die Zahl der bisher fälschlicher-
weise nicht als arbeitslos Gezählten erfasst werden, um 
einen realistischen Vergleich mit früheren Arbeitslosen-
zahlen zu gewährleisten. 
Keine Eingliederungsleistungen nach Gießkannen-
prinzip 
Dem schweren Fehler einer Verlängerung der Arbeitslo-
sengeldansprüche Älterer lässt der Gesetzentwurf mit ei-
nem im sog. Eingliederungsgutschein verbrieften Pflicht-
Eingliederungszuschuss nach zwölf Monaten Arbeitslo-
sigkeit einen weiteren Fehler folgen: Ohne jede Prüfung, 
ob dies für eine Eingliederung überhaupt erforderlich ist, 
muss ein neuer Arbeitsplatz für Ältere ab 50 Jahren mit 
einem längeren Arbeitslosengeldanspruch mit einem Zu-
schuss von 50 Prozent für die Dauer eines Jahres von den 
Beitragszahlern subventioniert werden. Damit werden zu 
Lasten der Beitragszahler erhebliche Anreize für Mit-
nahmeeffekte gesetzt und das erfolgreich von der Bun-
desagentur für Arbeit eingeführte System der Steuerung 
von Mitteln nach Wirkung und Wirtschaftlichkeit ausge-
hebelt. Dabei bestehen schon derzeit überreichlich Zu-
schuss-Instrumente, die jedoch den Vorteil haben, dass 
sie nach Ermessen und damit nach individueller Erfor-
derlichkeit eingesetzt werden können. Eine neue Pflicht-
leistung ist deshalb ebenso überflüssig wie teuer. 
Eingliederungsvereinbarungen für alle Arbeitslose 
durchsetzen 
Gut gemeint, aber möglicherweise kontraproduktiv, ist 
die zusätzliche gesetzliche Verpflichtung zum Abschluss 
einer Eingliederungsvereinbarung für den Fall, dass ein 
Eingliederungsgutschein an einen Arbeitslosen ab 50 mit 
längerem Arbeitslosengeldanspruch ausgegeben wird 
(Art. 1 Ziff. 3): Schon bisher ist der Abschluss einer Ein-
gliederungsvereinbarung für die Arbeitsagenturen eine 
gesetzliche Verpflichtung, die jedoch leider vielfach 
nicht eingehalten wird. Durch die noch deutlichere Ver-
pflichtung zum Abschluss einer Eingliederungsvereinba-
rung für Ältere kann der Eindruck entstehen, dass es für 
alle anderen Arbeitslosen bloß im Ermessen der Arbeits-
agentur steht, ob sie eine Eingliederungsvereinbarung ab-
schließt. Richtig ist jedenfalls, dass ein Arbeitsangebot 
und das Einfordern von Eigenbemühungen des Arbeitslo-
sen immer vorrangig vor teuren Arbeitsmarktmaßnahmen 
sein müssen. Dies muss jedoch für alle Arbeitslosen si-
chergestellt werden. 

Hinzuverdienstgrenzen für mehr Beschäftigung bes-
ser ganz streichen 
Die Anhebung der Hinzuverdienstgrenze bei Vollrenten 
wegen Alters auf 400 Euro (Art. 5) ist uneingeschränkt 
zu begrüßen. Damit kommt der Gesetzgeber einer Forde-
rung der BDA entgegen und greift Vorschläge des Bun-
desrates und der Deutschen Rentenversicherung Bund 
auf. Die bisherige Begrenzung auf ein Siebtel der monat-
lichen Bezugsgröße (2007: 350 Euro, 2008: 355 Euro) 
führt in der Praxis immer wieder zu Irritationen, weil die 
Beteiligten aufgrund der früheren Rechtslage davon aus-
gehen, dass geringfügig entlohnte Beschäftigungsver-
hältnisse in jedem Fall neben einer Vollrente ausgeübt 
werden können. 
Noch besser wäre jedoch, die Hinzuverdienstgrenzen bei 
vorgezogenen Altersrenten ersatzlos zu streichen. Der 
Wegfall der Hinzuverdienstgrenzen würde u. a. die Mög-
lichkeit, Teilrente mit Teilzeitarbeit zu verbinden, ver-
bessern und somit den Übergang vom Berufsleben in den 
Ruhestand erleichtern. Der Rentenbeginn würde dann 
nicht mehr in der gleichen Weise wie heute einer weite-
ren bzw. erneuten Beschäftigung entgegenstehen. Spätes-
tens seitdem durchgängig bei allen Altersrenten Renten-
abschläge bei vorzeitigem Rentenbeginn eingeführt sind, 
gibt es keinen Grund mehr, an den diesbezüglichen Hin-
zuverdienstgrenzen festzuhalten. 
Antrag der FDP-Fraktion „Arbeit statt Frühverren-
tung fördern“ (BT-Drs. 16/7003)  
Die schrittweise Anhebung der Regelaltersgrenze auf das 
vollendete 67. Lebensjahr muss durch weitere Reformen 
flankiert werden, mit denen insbesondere ein höherer Be-
schäftigungsgrad Älterer erreicht werden kann. Im Be-
reich der gesetzlichen Rentenversicherung sollten hierzu 
vor allem – wie auch von der FDP gefordert – die noch 
immer bestehenden Hinzuverdienstgrenzen bei vorgezo-
genen Altersrenten ersatzlos gestrichen werden. Der 
Wegfall der Hinzuverdienstgrenzen würde u. a. die Mög-
lichkeit, Teilrente mit Teilzeitarbeit zu verbinden, ver-
bessern und den Übergang vom Berufsleben in den Ru-
hestand erleichtern. Spätestens seitdem durchgängig bei 
allen Altersrenten Rentenabschläge bei vorzeitigem Ren-
tenbeginn eingeführt sind, gibt es keinen Grund mehr, an 
den diesbezüglichen Hinzuverdienstgrenzen festzuhalten. 

Die Forderung der FDP, „dass nicht in Anspruch ge-
nommene gesetzliche Rentenansprüche bei der Ermitt-
lung der Bedürftigkeit nach SGB II nicht berücksichtigt 
werden“, verstößt gegen den Nachranggrundsatz und ist 
deshalb abzulehnen. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 16(11)885 
Ausschuss für  
Arbeit und Soziales 15. Januar 2008 
16. Wahlperiode 

Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 21. Januar 2008 in Berlin zum 
a) Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 

Entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung des Dritten Buches Sozial- 
gesetzbuch und anderer Gesetze - Drucksache 16/7460 - 

b) Gesetzentwurf der Abgeordneten Volker Schneider (Saarbrücken), Klaus Ernst,  
Dr. Lothar Bisky, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch (Rentenabschlagsverhinderungsgesetz) - Drucksache 16/7459 - 

c) Antrag der Abgeordneten Dr. Heinrich L. Kolb, Jens Ackermann, Dr. Karl Addicks,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion FDP  
Arbeit statt Frühverrentung fördern - Drucksache 16/7003 - 

Bundesagentur für Arbeit BA 

1. §§  127, 434r SGB III - Erhöhung der Anspruchs-
dauer beim Arbeitslosengeld 

Es wird begrüßt, dass die Verlängerung der An-
spruchsdauer nicht von der Nutzung des Eingliede-
rungsgutscheins abhängig gemacht wird. Der Ein-
gliederungsgutschein ist ein weiteres Instrument zur 
Unterstützung der Eigenbemühungen und der Ein-
gliederung. Wird er trotz entsprechender Vereinba-
rung nicht eingesetzt, liegt darin ein klassischer Fall 
unzureichender Eigenbemühungen, die sperrzeitbe-
droht sind. Eine Verknüpfung zwischen höherer An-
spruchsdauer und den spezifischen Eigenbemühun-
gen herzustellen wäre sachfremd. 

Die technischen Voraussetzungen für die Erhöhung 
der Anspruchsdauer wurden bereits geschaffen. 

Alle Neubewilligungen ab 1. Januar 2008 für Arbeits-
lose im Alter von 50 bis 54 Jahren oder mindestens 
58 Jahren müssen rückwirkend auf das Vorliegen 
weiterer Versicherungszeiten hin überprüft werden. 
Nach dem Jahreswechsel werden je Monat der 
Rückwirkung 50.000 Überprüfungsfälle geschätzt. 
Hieraus entsteht bei den Betroffenen, den Arbeitge-
bern und den Agenturen für Arbeit erheblicher Auf-
wand, soweit die weiteren Versicherungszeiten noch 
nicht nachgewiesen sind.  
Aufgrund der Übergangsvorschrift müssen ca. 
400.000 Fälle daraufhin überprüft werden, ob nach 
altem Recht die Höchstanspruchsdauer bestanden hat 
und eine Erhöhung der Anspruchsdauer durchzufüh-

ren ist. Soweit die Kunden wegen Erschöpfens des 
Arbeitslosengeldanspruchs Leistungen nach dem 
SGB II erstmals oder in höherem Umfang in An-
spruch  
genommen haben und die Anspruchsdauer nachträg-
lich zu erhöhen ist, müssen Erstattungsansprüche der 
Träger der Grundsicherung befriedigt werden. Dies 
erzeugt bei diesen Trägern wie bei den Agenturen für 
Arbeit zusätzlichen erheblichen Aufwand. Die Träger 
der Grundsicherung wurden gebeten, bei den ange-
meldeten Erstattungsfällen die Mitteilungspflichten 
aus § 18 a SGB II zu beachten. 
Die Bundesagentur für Arbeit will die Überprüfungs-
aktion innerhalb von drei Monaten nach Beendigung 
des Gesetzgebungsverfahrens abschließen.  
Durch die vorgesehene Verlängerung der Bezugsdau-
er von Arbeitslosengeld für ältere Arbeitnehmer wer-
den höhere Ausgaben für den BA-Haushalt verur-
sacht. Die im Gesetzentwurf ausgewiesenen finan-
ziellen Mehrbelastungen für 2008 in Höhe von 755 
Mio. EUR (2009: 1.110 Mio. EUR; danach jährlich 
800 Mio. EUR) erscheinen gerechtfertigt, wenngleich 
z.B. durch eine konjunkturelle Eintrübung höhere Be-
lastungen entstehen können.  

2. § 223 SGB III - Einführung eines Eingliederungs-
gutscheins für ältere Arbeitnehmer   
Der Eingliederungsgutschein soll für Arbeitnehmer, 
die das 50. Lebensjahr vollendet und einen Arbeitslo-
sengeldanspruch von mehr als zwölf Monaten haben, 
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eine Ermessensleistung sein. Für Ältere, die seit min-
destens zwölf Monaten beschäftigungslos sind, ist der 
Eingliederungsgutschein – im Gegensatz zu den bis-
herigen Eingliederungszuschüssen – als Pflichtleis-
tung geplant. 
Zunächst bleibt festzuhalten, dass die Einführung ei-
nes Eingliederungsgutscheins für Ältere das Vorha-
ben der Produktstraffung und –optimierung konterka-
riert, da es das Spektrum von 12 verschiedenen 
Lohnkostenzuschüssen an Arbeitgeber um eine zu-
sätzliche Leistung erweitert. Darüber hinaus wird der 
Eingliederungsgutschein Mitnahme- und Miss-
brauchseffekte verstärken. 
Für Arbeitnehmer, die das 50. Lebensjahr vollendet 
haben, wurde bereits der  Eingliederungszuschuss 
(EGZ) für Ältere nach § 421f SGB III in 2007 einge-
führt. Ein weiteres Instrument erschwert die Transpa-
renz der Förderinstrumente für betroffene Arbeit-
nehmer, Arbeitgeber und Vermittlungskräfte. 
Beim Eingliederungsgutschein ist ein Rechtsanspruch 
bei Arbeitnehmern vorgesehen, die bereits länger als 
12 Monate arbeitslos sind. Beim § 421f handelt es 
sich zwar um eine Ermessensleistung, die sich aller-
dings in der Anwendung de facto nicht auswirkt, da 
bei Vorliegen der Fördervoraussetzungen eine Ab-
lehnung der Leistung kaum möglich ist. 
Auch führt der Eingliederungsgutschein zu Vorhalte-
kosten (vergleichbar Bildungsgutschein), insbesonde-
re wenn der Eingliederungsgutschein nicht bzw. nicht 
zeitnah eingelöst werden kann. 
Bei Einführung eines Eingliederungsgutscheins wer-
den darüber hinaus folgende Auswirkungen gesehen: 
• Im Förderbereich bislang negativ aufgefallene Ar-

beitgeber können nicht mehr ausgeschlossen wer-
den 

• Bestimmte Branchen werden die Fördermöglichkeit 
überproportional in Anspruch nehmen (u. a. Zeitar-
beit, Logistik, Baumärkte), da die Prüfung der ar-
beitsplatzbezogenen Minderleistung entfällt 

• Gefördert wird auch, wenn der Kunde unterwertig 
beschäftigt wird 

• Kunden ohne Förderangebot werden von Arbeitge-
bern tendenziell weniger eingestellt 

Weiterhin wird in der Praxis der AA bei einem ent-
sprechenden Stellenangebot der Kunde darüber in-
formiert, dass er im Vorstellungsgespräch dem Ar-
beitgeber eine Förderung in Aussicht stellen kann. In-
sofern bietet der Eingliederungsgutschein faktisch 
keine weitere Fördermöglichkeit. 
Es ist davon auszugehen, dass die IT-Umsetzung in 
einer Vorversion frühestens im Juni 2008 möglich 
sein wird. Gesichert wäre eine Umsetzung zum Au-
gust 2008. 
Wenn der Eingliederungsgutschein eingeführt wird, 
sollte die Dauer des Lohnkostenzuschusses auf 6 
Monate  begrenzt werden. Es bleibt dabei unbenom-
men, dass zusätzlich entsprechend den Defiziten im 
Einzelfall auch weitere Lohnkostenzuschüsse bewil-
ligt werden. So lässt sich das in jedem Fall erhöhte 
Risiko eingrenzen, dass in der Vergangenheit durch 

Mitnahme oder Missbrauch negativ aufgefallene Ar-
beitgeber die Pflichtleistung in Anspruch nehmen. 

Die finanziellen Auswirkungen aufgrund der vorge-
sehenen Einführung eines Eingliederungsgutscheines 
als Ermessens- und als Pflichtleistung mit jeweils 
67,5 Mio. EUR Ausgaben in 2008 entsprechen den 
Einschätzungen der BA.  

Die im Rahmen von § 16 Absatz 1 SGB II vorgese-
hene Anwendbarkeit im Rechtskreis SGB II ist kri-
tisch und sollte überdacht werden: 
• Für Arbeitnehmer, die das 50. Lebensjahr vollendet 

haben, existiert mit § 421f SGB III bereits ein spe-
zieller Eingliederungszuschuss. Einen weiteren 
Eingliederungszuschuss mit ähnlicher Zielrichtung 
zu implementieren, würde  zu Unsicherheiten und 
in Folge dessen zu fehlerhafter Rechtsanwendung 
führen. 

• Die Norm des § 223 Absatz 1 Satz 1 SGB III sieht 
eine Ermessensentscheidung hinsichtlich der Ge-
währung des Gutscheins vor. In Satz 2 (bei mindes-
tens zwölfmonatiger Beschäftigungslosigkeit) er-
hält der Arbeitnehmer einen gebundenen Anspruch 
auf den Eingliederungsgutschein. Die Eingliede-
rungsleistungen des SGB III, die über § 16 Absatz 
1 SGB II auch im SGB II wirken, sind ausschließ-
lich Ermessensleistungen. Somit kann der gebun-
dene Anspruch des § 223 Absatz 1 Satz 2 SGB III 
im SGB II nicht als gebundener Anspruch gelten. 

• Aus dem derzeitigen Gesetzestext wird klar die in-
haltliche Beziehung des Eingliederungsgutscheins 
zur Verlängerung des Anspruchs auf Arbeitslosen-
geld I deutlich. Der Gesetzestext in seinem aktuel-
len Wortlaut ist daher nur mit Unsicherheiten auf 
das SGB II übertragbar. Dies wird in der Anwen-
dung durch die Grundsicherungsstellen zu erhebli-
chen Verunsicherungen und uneinheitlicher 
Rechtsauslegung führen. Aus diesem Grund wird 
dringend empfohlen, den Gesetzestext in einer 
Weise zu modifizieren, die in beiden Rechtskreisen 
in gleicher Weise angewandt bzw. ausgelegt wer-
den kann. 

3. § 35 SGB III – Änderung der Regelungen zur 
Eingliederungsvereinbarung 

Es ist vorgesehen, dass bei Arbeitslosen, die einen 
Eingliederungsgutschein nach (dem neu einzufügen-
den) § 223 SGB III erhalten, in der Eingliederungs-
vereinbarung die Ausgabe des Gutscheins mit einem 
Arbeitsangebot oder einer Vereinbarung über die 
notwendigen Eingliederungsbemühungen zu seiner 
Einlösung verbunden werden soll. Die Bundesagentur 
für Arbeit bewertet diese Änderung als folgerichtige 
Anpassung der Vorschriften zur Eingliederungsver-
einbarung nach Einführung des Eingliederungsgut-
scheins. Mit der damit verbundenen Förderzusage 
steht älteren Arbeitnehmern eine Eingliederungshilfe 
zur Verfügung, die auch konsequent bei Eigenbemü-
hungen genutzt werden muss. Die Eingliederungsver-
einbarung ist ein probates Mittel, diese besonderen 
Eigenbemühungen einzufordern.  

Des Weiteren bestimmt der Gesetzesentwurf als 
Rhythmus für die Überprüfung dieser besonders ges-
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talteten Eingliederungsvereinbarung einen Zeitraum 
von drei Monaten, während  
für fast alle übrigen Arbeitslosen sonst sechs Monate 
vorgesehen sind. Diese enge Überprüfungsfrist ist aus 
Sicht der Bundesagentur für Arbeit nicht zweckmä-
ßig. 
Die Bundesagentur für Arbeit versucht durch eine 
enge Kontaktdichte das Fördern und Fordern best-
möglich umzusetzen und hat als durchschnittliche 
Mindestkontaktdichte für alle Kundengruppen Kon-
taktzeiträume von maximal drei Monaten bereits vor-
gegeben. Allerdings handelt es sich um einen Durch-
schnittswert und nicht um einen zwingenden Stan-
dard zwischen zwei Kontakten unabhängig von der 
individuellen Situation im Einzelfall. Der Einzelfall 
kann sich jedoch so darstellen, dass zwar eine auf das 
Gesamtjahr hochgerechnete (Mindest-)Anzahl von 4 
Kontakten realisiert wird, nicht aber deren gleichmä-
ßige zeitliche Verteilung.  
Diese engere gesetzliche Prozessvorgabe wider-
spricht aus Sicht der Bundesagentur dem Prinzip der 
dezentralen und an der individuellen Fallkonstellation 
orientierten Verantwortung der Vermittler. Die Bun-
desagentur gewährleistet gleichwohl über ambitio-
nierte Ziele, dass eine wirksame Kontaktdichte zu ei-
ner schnellstmöglichen Integration führt. Vor diesem 
Hintergrund sollte auf Prozessvorgaben für diesen 
Personenkreis verzichtet werden. 

4. § 13 Absatz 2 SGB II - Verordnungsermächtigung 
Die BA geht davon aus, dass das BMAS von der 
Möglichkeit, eine Rechtsverordnung zu erlassen, 
Gebrauch macht.  

5. § 53a SGB II -  Statistischer Begriff der Arbeitslo-
sigkeit  
Die Schaffung einer eigenen Rechtsgrundlage für die 
statistische Erfassung arbeitsloser erwerbsfähiger Hil-
febedürftiger präzisiert und ergänzt die bisherige Re-
gelung des § 51b SGB II durch die Klarstellung der 
Anwendbarkeit des § 16 SGB III; in der Sache wird 
dadurch die bisherige Praxis fortgeführt. Aus Sicht 
der BA ist der Absatz 1 des neuen § 53a konsequent 
und hilfreich. Er ist konsistent mit dem bisherigen 
System. Es bestehen keine Bedenken. 
Mit der Regelung des zweiten Absatzes wird die De-
finition von Arbeitslosigkeit in einer neuartigen Wei-
se verändert. Die grundsätzlichen bisherigen Krite-
rien neben der „Meldung“ sind 1. Beschäftigungslo-
sigkeit, 2. Arbeitsuche und 3. Verfügbarkeit. Die 
Verfügbarkeit zerfällt in die Aspekte subjektive Ver-
fügbarkeit (Wollen) und objektive Verfügbarkeit 
(Können und Dürfen). Bei der bisherigen Ausnahme-
regelung nach § 428 SGB III bzw. § 65 Absatz 4 
SGB II wurde Arbeitslosigkeit wegen fehlender sub-
jektiver Verfügbarkeit (Einschränkung der Bereit-
schaft: „…allein deshalb nicht erfüllen, weil sie nicht 
arbeitsbereit sind und nicht alle Möglichkeiten nutzen 
und nutzen wollen, ihre Hilfebedürftigkeit durch 
Aufnahme einer Arbeit zu beenden“) ausgeschlossen. 
Nach der neuen Regelung soll die Tatsache, dass 12 
Monate lang durch die zuständige Agentur bzw. den 
zuständigen SGB II – Träger kein Vermittlungsvor-
schlag unterbreitet wurde, als Indiz für fehlende sub-

jektive Verfügbarkeit („sie nicht mehr uneinge-
schränkt arbeitsbereit sind, sowie nicht mehr alle 
Möglichkeiten nutzen …, ihre Beschäftigungslosig-
keit zu beenden“) oder als Indiz für fehlende objekti-
ve Verfügbarkeit („nicht mehr alle Möglichkeiten … 
nutzen können, ihre Beschäftigungslosigkeit zu been-
den“) verwendet werden. Dieses Indiz ist nicht durch 
Erklärungen oder Handlungen der Hilfebedürftigen 
widerlegbar. 
Ein unterbliebener Vermittlungsvorschlag ist aber 
nicht notwendig Reflex der fehlenden Arbeitsbereit-
schaft oder fehlenden Arbeitsvermögens, sondern 
dürfte in der Regel auf fehlende (geeignete) Arbeits-
plätze zurückzuführen sein. Dies gilt insbesondere 
deshalb, weil nach dem neuen Absatz 2a in § 3 SGB 
II der Leistungsträger verpflichtet ist, über 58-Jährige 
unverzüglich in eine Arbeit oder Arbeitsgelegenheit 
zu vermitteln. Damit wird letztlich das Fehlen von 
Arbeitsplätzen zum Kriterium des Ausschlusses aus 
der Zählung als Arbeitslose. Dies geht über das bis-
herige Kriteriensystem hinaus und widerspricht letzt-
lich der gemeinten Bedeutung von Arbeitslosigkeit, 
nämlich der unfreiwilligen Beschäftigungslosigkeit. 
Dieser Bedeutungswandel, auch wenn er nur für ei-
nen kleinen Teil der Arbeitslosen eintritt, setzt die 
BA dem nicht zumutbaren Risiko eines Vorwurfs der 
Manipulation von Arbeitslosenzahlen aus. Ex post 
lässt sich im Regelfall ohne besonderen Dokumenta-
tionsaufwand nicht mehr feststellen, aus welchen 
Gründen objektiv Vermittlungsvorschläge unterblie-
ben sind. 
Die BA könnte diesem Risiko nur entgehen, wenn sie 
dafür sorgt, dass älteren Arbeitslosen spätestens 
zwölf Monate nach Beginn der Hilfebedürftigkeit 
immer ein Vermittlungsvorschlag gemacht wird (im 
Zusammenhang mit § 3 Absatz 2a - neu -), auch 
wenn der Vorschlag nur mit geringer Wahrschein-
lichkeit nicht zum Erfolg führen wird. Gerade deswe-
gen liegen aber die Last und das Risiko des mögli-
chen Vorwurfs einer Statistikmanipulation allein bei 
der BA. 
Da die BA alles tun muss, um die Integration in den 
Arbeitsmarkt durch Fördern und Aktivieren der Kun-
den mit entsprechenden Angeboten zu bewirken und 
damit das Auftreten von Fällen nach Absatz 2 des § 
53a zu verhindern, wird die zu erwartende Zahl sol-
cher Fälle eher klein bleiben. Es stellt sich damit die 
Frage, ob im Interesse der Klarheit statistischer Re-
geln auf diese Regelung nicht vollständig verzichtet 
werden sollte. 
Die BA plädiert für den Verzicht auf die Regelung. 
Ergänzende Hinweise:  
• Zwischen der Formulierung des § 53a Absatz 2 und 

der Begründung gibt es einen Widerspruch: Im Ge-
setzestext ist ausschließlich von 12 Monaten Leis-
tungsbezug die Rede, in der Begründung wird von 
12 Monaten in Arbeitslosigkeit und im Bezug von 
Leistungen gesprochen. Es ist zu klären, welche 
Bedingung gelten soll. Wird die Regelung aus der 
Begründung verwendet, dann unterbricht auch eine 
AGH oder eine Fördermaßnahme den Ausschluss 
von der Zählung als Arbeitsloser; dies erscheint 
auch sinnvoll, da z.B. einem Älteren, der gerade ei-
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ne AGH beendet hat, die subjektive und objektive 
Verfügbarkeit nicht ohne Weiteres abzusprechen 
ist. 

• Die BA geht davon aus, dass mit der Formulierung 
„ohne dass eine sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung angeboten wurde“ ein Vermittlungs-
vorschlag des Leistungsträgers oder der Agentur 
(Arbeitgeberservice) gemeint ist und nicht ein tat-
sächliches Beschäftigungsangebot eines Arbeitge-
bers. 

• Die BA geht davon aus, dass die älteren erwerbsfä-
higen Hilfebedürftigen, die allein wegen der Rege-
lung des § 53a Absatz 2 nicht mehr als arbeitslos 
gelten, weiterhin als arbeitsuchend zu führen sind, 
dass also die Integrationsbemühungen des Leis-
tungsträgers einschließlich Förderleistungen fortzu-
setzen sind. 

• Die BA geht davon aus, dass nach einer Unterbre-
chung des Bezuges von Leistungen nach dem SGB 
II die betreffende Person wieder wie ein Neufall zu 
werten ist. 

6. Allgemeine Aussagen zu den finanziellen Auswir-
kungen 
Grundsätzlich ist aus Sicht der Versichertengemein-
schaft der BA anzumerken, dass die Mehrbelastun-
gen der BA nicht durch entsprechende Entlastungen 
an anderer Stelle des BA-Haushalts ausgeglichen 
werden, wie dies ursprünglich in Rede stand. Selbst 
die (Wieder-)Einführung der Beiträge für Kinderer-
ziehungszeiten durch den Bund in Höhe von 290 
Mio. EUR in 2008 kann nicht wirklich als kompen-
satorische Entlastung gewertet werden, da diese Er-
stattungen erst mit dem 6. SGB III-Änderungsgesetz 
abgeschafft wurden. Somit wurde eine weitere 
Mehrbelastung lediglich rückgängig gemacht. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 16(11)879 
Ausschuss für  
Arbeit und Soziales 15. Januar 2008 
16. Wahlperiode 

Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 21. Januar 2008 in Berlin zum 
a) Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 

Entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung des Dritten Buches Sozial- 
gesetzbuch und anderer Gesetze - Drucksache 16/7460 - 

b) Gesetzentwurf der Abgeordneten Volker Schneider (Saarbrücken), Klaus Ernst,  
Dr. Lothar Bisky, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch (Rentenabschlagsverhinderungsgesetz) - Drucksache 16/7459 - 

c) Antrag der Abgeordneten Dr. Heinrich L. Kolb, Jens Ackermann, Dr. Karl Addicks,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion FDP  
Arbeit statt Frühverrentung fördern - Drucksache 16/7003 - 

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung IAB 

Vorbemerkung: 
Die nachfolgende Stellungnahme äußert sich auf der Ba-
sis wissenschaftlicher Befunde zur verlängerten Bezugs-
dauer des Arbeitslosengeldes (ALG I), zur Einführung 
eines Eingliederungsgutscheins für Ältere, zu den Integ-
rationschancen Älterer und den Gefahren einer Zwangs-
verrentung, die sich aus den vorgeschlagenen Gesetzes-
änderungen ergeben könnten, sowie zu den Vorschlägen 
einer Änderung der Hinzuverdienstregeln für Rentner.1 
Einordnung der Gesetzesvorhaben 
Das aktuelle Gesetzesvorhaben zielt darauf ab, die sozia-
le Sicherung Älterer sowie ihre Integration in den Ar-
beitsmarkt zu verbessern. Zentrale Elemente sind die 
Verlängerung der Anspruchsdauer auf Arbeitslosengeld 
und die Einführung eines Eingliederungsgutscheins im 
SGB III sowie Regelungen für eine frühzeitige Altersren-
te und die Nicht-Erfassung Älterer als registrierte Ar-
beitslose im SGB II. 

Der demographische Wandel, die schrittweise Anhebung 
des Renteneintrittsalters sowie die weiter wachsende 
Nachfrage nach hochqualifizierten Arbeitnehmern zeigen 
die Notwendigkeit, die Erwerbsbeteiligung älterer Ar-
beitnehmer weiter zu erhöhen. Sieht man die Arbeits-
marktintegration und -partizipation älterer Personen als 

                                                           
1  Die Stellungnahme wurde verfasst von Martin Dietz, Sabine Klinger, 

Ulrike Kress, Gesine Stephan, Ulrich Walwei, Joachim Wolff und 
Christina Wübbeke. 

zentrales Ziel an, so ist das Reformpaket aus Sicht des 
IAB nicht konsistent ausgestaltet. Es setzt zum Teil öko-
nomisch unerwünschte und widersprüchliche Anreize für 
die Lebensgestaltung älterer Arbeitsloser. So spricht eine 
Vielzahl empirischer Befunde dafür, dass eine verlänger-
te Bezugsdauer von Lohnersatzleistungen die Arbeits-
marktpartizipation von Älteren tendenziell verringert. In 
dieselbe Richtung wirken die frühzeitige Altersrente so-
wie die geplanten Änderungen zur Erfassung der regist-
rierten Arbeitslosigkeit. Lediglich in der Altersgruppe 
zwischen 50 und 58 Jahren könnten sich die Integrations-
chancen Älterer durch den Eingliederungsgutschein 
verbessern. 
Die Anpassung der Hinzuverdienstgrenze an die Gering-
fügigkeitsgrenze von 400 € sieht das IAB im Sinne einer 
Verfahrensvereinfachung als unproblematisch an. Zu den 
Effekten der Änderungsvorschläge der FDP können aus 
Sicht des IAB auf der Basis wissenschaftlicher Befunde 
an dieser Stelle keine Aussagen getroffen werden. 
Verlängerung der Bezugsdauer des Arbeitslosengel-
des (ALG I) 

Die Konjunkturbelebung hat im Zusammenspiel mit ar-
beitsmarktpolitischen Maßnahmen dazu geführt, dass die 
Beschäftigungsquote der über 55-Jährigen von 41 Pro-
zent in 2004 auf 50 Prozent in 2007 gestiegen ist. Der 
Gesetzentwurf der großen Koalition sieht nun vor, einen 
wesentlichen Bestandteil der Reformen, der unter ande-
rem auch die Möglichkeiten zur Frühverrentung be-
schränkte, umzukehren: Das Arbeitslosengeld (ALG I) 
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soll länger gezahlt und nach Alter und Beitragszeiten ge-
staffelt werden. Die Intention der verlängerten Bezugs-
dauer besteht darin, ältere Arbeitslose während ihrer Be-
mühungen um ein neues Arbeitsverhältnis materiell bes-
ser abzusichern. 
Aufgrund wissenschaftlicher Befunde ist dieser Schritt 
abzulehnen. Eine Vielzahl empirischer Studien belegt, 
dass die Ausdehnung des Anspruchs auf Arbeitslosenun-
terstützung den Verbleib in der Arbeitslosigkeit verlän-
gert. Die sukzessive Erhöhung der Bezugsdauer von 
1985 bis 1997 hat sich negativ auf die Erwerbstätigkeit 
ausgewirkt, insbesondere bei älteren Arbeitnehmern. 
Lange Bezugsansprüche lösen bei Arbeitgebern und Ar-
beitnehmern Mechanismen aus, die einen frühzeitigen 
Rückzug der Älteren vom Arbeitmarkt begünstigen. So 
ist der betriebliche oder soziale Widerstand gegen eine 
Kündigung geringer, wenn auf eine lange Absicherung 
durch Arbeitslosenunterstützung verwiesen werden kann. 
Außerdem halten arbeitslos gewordene Ältere bei stei-
gender Bezugsdauer ihren Anspruchslohn länger hoch, 
was eine Arbeitsaufnahme tendenziell erschwert. Die In-
tensität der Suche, das Bemühen, durch produktivitätsre-
levanten Wissenserwerb den Anschluss nicht zu verlie-
ren, sowie die u.U. notwendige Konzessionsbereitschaft 
sind geringer, wenn der verlängerte Bezug der Arbeitslo-
senunterstützung materielle Sicherheit auf einem ver-
gleichsweise hohen Niveau bietet. Aufgrund der demo-
grafischen Entwicklung sollte die Volkswirtschaft aber 
gerade auch die Arbeitskraft Älterer ausschöpfen. Ihre 
Teilhabe am Erwerbsleben ist sowohl im Sinne der Ge-
sellschaft als auch der Betroffenen. 
Für eine verlängerte Bezugsdauer des ALG I könnte ar-
gumentiert werden, dass Arbeitsuchende nach längerer 
Zeit eine Stelle finden, die besser zu ihrem Profil passt 
und eine höhere Entlohnung bietet; dies wäre auch im 
volkswirtschaftlichen Interesse. Allerdings belegen Stu-
dien, jüngst beispielsweise für den österreichischen Ar-
beitsmarkt2, dass die Verlängerung der Bezugsdauer 
nicht zur Aufnahme „besserer“ Jobs im Sinne von signi-
fikanten Einkommensunterschieden geführt hat. Norma-
lerweise sinken vielmehr die Integrationschancen mit 
längerer Dauer der Arbeitslosigkeit, weil Kenntnisse ver-
alten und Kontakte verloren gehen. 
Die Kopplung der Bezugsdauer an die Beitragszeiten 
verändert den Charakter der Arbeitslosenversicherung als 
Sozialversicherung. Sie ist keine Kapitallebensversiche-
rung, die sich an den Beitragszeiten orientiert. Das Äqui-
valenzprinzip beschränkt sich auf die Absicherung des 
Einkommensausfalls in Relation zum Nettoarbeitsein-
kommen für eine festgesetzte Zeit. 
Die Kosten der Verlängerung des ALG-I-Bezugs sind 
schwierig abzuschätzen. In einer groben Rechnung hatte 
das IAB bereits darauf hingewiesen, dass die BA mit Zu-
satzkosten von 840 Mio. EUR rechnen muss, wenn Ar-
beitslose ab 55 Jahren sechs Monate länger ALG I bezie-
hen.3 Der Bund spart in diesen sechs Monaten etwa 200 
Mio. EUR an ALG II, Kosten der Unterkunft Zuschlag 
nach § 24 SGB II und Sozialversicherungsbeiträgen. 
Trotz der restriktiven Annahmen dieser Rechnung dürfte 
es sich um eine Untergrenze der Kosten handeln, da der 
Gesetzentwurf auch Arbeitslose ab dem 50. Lebensjahr 

                                                           
2  Vgl. Lalive (2007). 
3  Vgl. Deutscher Bundestag, Ausschuss für Arbeit und Soziales, Druck-

sache 16(11)818, S. 20. 

sowie Personen einschließt, die aktuell nicht arbeitslos 
sind, aber Restansprüche haben. Ein höherer Versiche-
rungsaufwand ergibt sich auch in der nächsten Rezession, 
wenn konjunkturbedingt entlassene Personen länger 
ALG I beanspruchen. Zudem dürften die bereits be-
schriebenen Verhaltensänderungen dazu führen, dass für 
insgesamt mehr Arbeitslose Unterstützung gezahlt wer-
den muss. Angesichts der Unwägbarkeiten bei den Kos-
ten und der wieder zu erwartenden geringeren Beschäfti-
gungsquote Älterer ist aus Sicht des IAB eine Verlänge-
rung des ALG-I-Bezugs nicht empfehlenswert. 
Eingliederungsgutschein für Ältere 
Eingliederungszuschüsse zum Arbeitsentgelt können in 
den beiden Rechtskreisen SGB II und SGB III zeitlich 
befristet an Arbeitgeber ausgezahlt werden, die Personen 
mit Vermittlungshemmnissen einstellen. Die Förderung 
senkt die Arbeitskosten der Geförderten; sie kann Pro-
duktivitätsnachteile ausgleichen und den Erwerb von Be-
rufserfahrung ermöglichen. Der Anteil Älterer ab 50 Jah-
ren an den Personen, die mit einem Eingliederungszu-
schuss gefördert wurden, lag in den Jahren 2004 bis 2006 
leicht unter ihrem Anteil am Arbeitslosenbestand.4 
Bereits im Gesetz zur Verbesserung der Beschäftigungs-
chancen älterer Menschen vom 19.4.2007 wurde der erst 
im Jahr 2004 grundlegend reformierte Eingliederungszu-
schuss durch einen eigenen Eingliederungszuschuss für 
Ältere ab 50 Jahren (§ 421f SGB III) ergänzt. Der Ge-
setzentwurf sieht als zusätzliches Instrument für Ältere 
ab 50 Jahren einen Eingliederungsgutschein über die 
Gewährung eines Eingliederungszuschusses vor, um die 
betroffenen älteren Arbeitnehmer bei ihrer Wiederein-
gliederung in den Arbeitsmarkt zu unterstützen. Der Ein-
gliederungsgutschein soll dabei in der Eingliederungs-
vereinbarung mit einem konkreten Arbeitsangebot oder 
einer Vereinbarung über Eigenbemühungen zur Einlö-
sung verbunden werden. Nach § 16 SGB II können die 
Leistungen des Fünften Kapitels des SGB III (Leistungen 
an Arbeitgeber), in das der neue Eingliederungsgutschein 
eingeordnet wird, auch im Rechtskreis SGB II erbracht 
werden. 
Der Eingliederungsgutschein soll eine Ermessensleistung 
für Ältere mit einem noch nicht realisierten Arbeitslo-
sengeldanspruch von mehr als zwölf Monaten sein. Für 
Ältere, die seit mindestens zwölf Monaten beschäfti-
gungslos sind, ist der Eingliederungsgutschein – anders 
als die bisherigen Eingliederungszuschüsse – als Pflicht-
leistung geplant. Die Förderdauer ist einheitlich auf 
zwölf Monate festgelegt. Wie beim Eingliederungszu-
schuss für Ältere sieht der Eingliederungsgutschein als 
Ermessensleistung einen Mindestfördersatz von 30 Pro-
zent und einen Höchstfördersatz von 50 Prozent des be-
rücksichtigungsfähigen Arbeitsentgelts vor. Im Gegen-
zug muss das Beschäftigungsverhältnis für mindestens 
ein Jahr begründet werden.5 Für die Pflichtleistung ist die 
Förderhöhe einheitlich auf 50 Prozent festgelegt. Wie 
bisher entfallen Rückzahlungsverpflichtung und Nachbe-
schäftigungsfrist von Arbeitgebern bei der geförderten 

                                                           
4  Vgl. Bernhard et al. (2007) 
5      Beschäftigungsverhältnisse von kürzerer Dauer können auch für Älte-

re weiterhin mit dem Eingliederungszuschuss für Arbeitnehmer mit 
Vermittlungshemmnissen gefördert werden. Längere Förderdauern 
von bis zu 36 Monaten sowie Förderungen älterer Arbeitslose mit min-
destens sechsmonatiger Arbeitslosigkeit oder in der Person liegenden 
Gründen können über den Eingliederungszuschuss für Ältere gewährt 
werden. 
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Einstellung älterer Arbeitsloser. Der Eingliederungsgut-
schein bietet damit im Grundsatz keine zusätzlichen För-
dermöglichkeiten, sondern verändert formell den Mecha-
nismus der Zuweisung in die Förderung. 
Die Einführung eines Eingliederungsgutscheins greift 
Anregungen des IAT aus der Evaluation der ersten drei 
Gesetze für Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 
auf.6 Das IAT empfiehlt, den Eingliederungszuschuss in 
Verbindung mit der Eingliederungsvereinbarung als In-
strument der Selbstvermarktung einzusetzen. Hierdurch 
soll die Eigenverantwortung und Handlungsfähigkeit ar-
beitsloser Älterer bei der Suche nach einem Arbeitsplatz 
gestärkt werden. Als möglichen Vorteil benennt das IAT 
zudem, dass Personen mit Vermittlungshemmnissen 
durch einen Eingliederungsgutschein klar und verbind-
lich über ihre Förderfähigkeit informiert werden, was sie 
in Verhandlungen gegenüber potenziellen Arbeitgebern 
einsetzen können.  
Ebenfalls im Rahmen der Evaluation der ersten drei Ge-
setze für Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt ha-
ben IAB und ZEW die Wirksamkeit von Eingliederungs-
zuschüssen für Ältere untersucht. Ob die Förderung die 
Arbeitsmarktchancen zuvor Arbeitsloser verbessert hat, 
lässt sich durch einen Vergleich der Geförderten mit ei-
ner Gruppe ähnlicher, aber ungeförderter Arbeitsloser 
abschätzen. Das IAB ermittelt, dass der Anteil von Per-
sonen in regulärer Beschäftigung bei geförderten Älteren 
drei Jahre nach Förderbeginn etwa 30 Prozentpunkte hö-
her war als in einer solchen Vergleichsgruppe. Geringer 
ist der Unterschied bei der Arbeitslosenquote von Geför-
derten und Vergleichspersonen: Gerade die älteren Ver-
gleichspersonen nutzen Rückzugsmöglichkeiten aus dem 
Arbeitsmarkt und damit auch aus der registrierten Ar-
beitslosigkeit.  
Das ZEW untersuchte die Wirkungen von Änderungen 
der Förderkonditionen auf die Einstellungschancen an-
spruchsberechtigter Älterer. Im Ergebnis hatten weder 
die Ausweitung der Förderberechtigten für den Einglie-
derungszuschusses für Ältere auf Personen mit einer bis 
halbjährigen Arbeitslosigkeitsdauer im Jahr 2002 noch 
die Angleichung der Förderbedingungen von Älteren und 
Jüngeren im Jahr 2004 Auswirkungen auf die Beschäfti-
gungschancen der meisten hierdurch betroffenen älteren 
Personen. Dies ist als Hinweis auf Mitnahmeeffekte zu 
werten.  
Das IAB ist der Auffassung, dass Eingliederungszu-
schüsse grundsätzlich das Potenzial besitzen, ältere Ar-
beitslose erfolgreich in den Arbeitsmarkt zu integrieren. 
Das neue Instrument kann die Eigenverantwortung för-
derberechtigter Älterer bei der Suche nach einem Ar-
beitsplatz stärken. Die Gefahr von Mitnahmeeffekten auf 
betrieblicher und individueller Ebene ist allerdings hoch. 
Dies gilt insbesondere, wenn es sich bei dem Eingliede-
rungsgutschein um eine Pflichtleistung handelt. Denn 
durch die Ausgestaltung als Pflichtleistung und als Gut-
schein entfällt die Ermessensentscheidung der Arbeits-
vermittler, Lohnkostenzuschüsse an die individuelle 
Minderleistung im konkreten Förderfall zu koppeln. Dies 
gibt Betrieben einen starken Anreiz, anspruchsberechtig-
te Ältere nur noch unter Inanspruchnahme der Förderung 
einzustellen. Für diejenigen Älteren, die auch ohne För-
derung einen Arbeitsplatz gefunden hätten, eröffnet die 
Förderung Möglichkeiten zum Aushandeln höherer Löh-
                                                           
6  Vgl. ZEW, IAB und IAT (2006). 

ne. Ein weiteres Problem sind mögliche Substitutions- 
und Verdrängungseffekte: Anspruchsberechtigte könnten 
beim Wettbewerb um Arbeitsplätze ungeförderte Perso-
nen verdrängen. Dies wäre nur dann akzeptabel, wenn 
gewünscht ist, dass die Arbeitsmarktchancen schwer 
vermittelbarer Älterer zu Lasten von Arbeitslosen mit gu-
ten Vermittlungsaussichten verbessert werden. Schließ-
lich sind die Ausgaben für eine Pflichtleistung kaum 
planbar und müssten gegebenenfalls durch Anpassungen 
der Förderkonditionen gesteuert werden. 

Das IAB rät daher von einer Ausgestaltung als Pflicht-
leistung ab. Es empfiehlt, den Eingliederungsgutschein 
für Ältere zunächst zeitlich begrenzt als Ermessensleis-
tung einzuführen. Die Implementation des Instruments 
sowie die Wirkungen auf die Einstellungs- und Beschäf-
tigungschancen von Älteren sollten dabei sorgfältig eva-
luiert werden.  

Integrationschancen und das Risiko von Zwangsver-
rentungen 
Die allmähliche Anhebung des Renteneintrittsalters auf 
67 Jahre sollte mit einer Arbeitsmarktpolitik einherge-
hen, die die Beschäftigung und Beschäftigungsfähigkeit 
Älterer erhöht und Anreize dafür setzt, dass ältere Er-
werbstätige und Betriebe zum Erhalt von Beschäftigung 
und Beschäftigungsfähigkeit verstärkt beitragen. Ferner 
sollten die Voraussetzungen für die Eingliederung älterer 
Erwerbsloser in den Arbeitsmarkt verbessert werden. Um 
diese Ziele konsistent zu verfolgen, sollten Gesetzesän-
derungen die Weichen dafür stellen, dass Ältere vor dem 
Renteneintrittsalter nicht langfristig auf Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung oder der Grundsicherung an-
gewiesen sind, sondern einer Erwerbsarbeit nachgehen 
können. Ein wichtiger Teilaspekt einer entsprechend al-
terssensiblen Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik muss folge-
richtig darin bestehen, hohe Anreize oder gar einen 
Zwang, frühzeitig Rente zu beziehen, zu vermeiden. Der 
Gesetzentwurf der Fraktionen CDU/CSU und SPD eines 
Siebten Gesetzes zur Änderung des Dritten Buches Sozi-
algesetzbuch und anderer Gesetze läuft diesen Zielen 
teilweise zuwider.  
Der neue § 3 Abs. 2a SGB II sieht vor, dass erwerbsfähi-
ge Hilfebedürftige, die das 58. Lebensjahr vollendet ha-
ben, unverzüglich in Arbeit oder in eine Arbeitsgelegen-
heit vermittelt werden. Dies könnte eine klare Vorgabe 
für die Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
sein, sich verstärkt um die Integration dieser Altersgrup-
pe zu bemühen und diesem Ziel im Konfliktfall Vorrang 
vor einer auf betriebswirtschaftliche Effizienz ausgerich-
teten Arbeitsmarktpolitik einzuräumen. In den vergange-
nen Jahren war dies häufig nicht der Fall, was sich nicht 
zuletzt daran zeigt, dass erwerbsfähige Hilfebedürftige, 
die das 58. Lebensjahr vollendet haben, eher nachrangig 
durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen gefördert wur-
den. Jugendlichen und jungen Erwachsene wurde hier 
bislang ein rechtlicher Vorrang eingeräumt.  
Nach dem Entwurf von § 53a SGB II sollen erwerbsfähi-
ge Hilfebedürftige im Alter von mindestens 58 Jahren, 
die für mindestens zwölf Monate Leistungen der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende bezogen haben, ohne dass 
ihnen eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
angeboten wurde, nach Ablauf dieses Zeitraums für die 
Dauer des jeweiligen Leistungsbezuges nicht als arbeits-
los gelten. Dies steht dem Ziel einer verbesserten Ar-
beitsmarktintegration Älterer entgegen, zu dessen Errei-
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chung die Träger der Grundsicherung ihre Anstrengun-
gen verstärken müssen, um gerade erwerbsfähige Hilfe-
bedürftige dieser Altersgruppe in Erwerbsarbeit zu integ-
rieren. Insbesondere besteht die Gefahr, dass Aktivie-
rungsstrategien auf leicht vermittelbare ältere erwerbsfä-
hige Hilfebedürftige konzentriert werden. Bei schwer 
vermittelbaren ALG-II-Empfängern über 57 Jahren ent-
stehen dagegen Anreize, sie nicht mit der Intensität zu 
fördern, die für eine Eingliederung in den ersten Ar-
beitsmarkt nötig wäre, so dass sie nach einem Jahr nicht 
weiter als arbeitslos gelten würden. 
Darüber hinaus verschlechtert diese Regelung die Positi-
on der ab 58-jährigen erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 
gegenüber der bisherigen Rechtslage, da die betroffenen 
Hilfebezieher nach Ablauf von 12 Monaten ohne Ar-
beitsangebot automatisch nicht mehr als arbeitslos gelten 
sollen, selbst wenn sie erwerbsbereit sind und sich wei-
terhin arbeitslos melden wollen, z.B. um ihre Chancen 
auf Förderung zu wahren. Dieser pauschale Ausschluss 
aus der Arbeitslosenstatistik widerspricht zudem der De-
finition von Arbeitslosigkeit nach § 16 Abs. 2 SGB III, 
die im Grundsatz auch für den Rechtskreis SGB II anzu-
wenden ist.7 Danach sind Personen arbeitslos, wenn sie 
vorübergehend nicht in einem Beschäftigungsverhältnis 
stehen oder weniger als 15 Stunden pro Woche arbeiten, 
eine versicherungspflichtige Beschäftigung suchen, dabei 
den Vermittlungsbemühungen der Agentur für Arbeit zur 
Verfügung stehen und sich bei einer Agentur für Arbeit 
arbeitslos gemeldet haben. Nach der vorgesehenen Neu-
regelung wären nicht mehr allein die Arbeitssuche und 
die Verfügbarkeit des Hilfebeziehers für dessen Status 
als Arbeitsloser entscheidend, sondern zusätzlich das 
Vorhandensein eines Stellenangebotes, also ein arbeits-
nachfrageseitiger Faktor. Die Arbeitslosigkeit dieser Al-
tersgruppe würde künstlich reduziert. Unseres Erachtens 
gibt es keine Notwendigkeit für eine Regelung, die dazu 
führt, dass die Arbeitslosigkeit dieser Altersgruppe weni-
ger stark wahrgenommen wird. Im Übrigen entfernt sich 
die dabei implizit zugrunde gelegte Definition der Ar-
beitslosigkeit noch weiter von den bei EU, ILO und O-
ECD angewendeten Kriterien. 
Der neue Entwurf des § 12a SGB II sieht vor, dass er-
werbsfähige Hilfebedürftige bis zum 63. Lebensjahr 
nicht verpflichtet sind, vorzeitig Altersrente in Anspruch 
zu nehmen. Damit wird eine frühzeitige Zwangsverren-
tung vermieden. Dies ist auch notwendig, wenn tatsäch-
lich das Ziel verfolgt wird, erwerbsfähige Hilfebedürftige 
im Alter von mindestens 58 Jahren verstärkt in den Ar-
beitsmarkt zu integrieren. Bestünde die Möglichkeit einer 
Zwangsverrentung erwerbsfähiger Hilfebedürftiger be-
reits im Alter von weniger als 63 Jahren, hätten die Trä-
ger der Grundsicherung auch einen geringeren Anreiz, 
ihre Vermittlungsbemühungen für über 57-Jährige zu 
verstärken.  
Allerdings kommt nach dem Gesetzesentwurf der Frakti-
onen der CDU/CSU und SPD eine Zwangsverrentung 
weiterhin ab der Vollendung des 63. Lebensjahrs in Fra-
ge. Daher greift der Entwurf zu kurz. Eine Zwangsver-
rentung vor dem Eintrittsalter für die abschlagsfreie Al-

                                                           
7     Siehe § 53a Abs. 1 SGB II gemäß dem vorliegenden Gesetzentwurf 

sowie Statistik der Bundesagentur für Arbeit: Begriff der Arbeitslosig-
keit in der Statistik unter SGB II und SGB III. Grundlage für Statistik 
auf der Basis von Prozessdaten, November 2004; URL: http://www. 
pub.arbeitsamt.de/hst/services/statistik/000200/html/sgb2/arbeitslosen
begriff_unter_sgb_2_und_sgb_3.pdf. 

tersrente sollte vielmehr generell vermieden werden, wie 
es bspw. im Entwurf des Rentenabschlagsverhinderungs-
gesetzes der Fraktion der Linken auch vorgesehen ist. 
Dies würde besser zu einer Politik passen, die die Träger 
der Grundsicherung dazu bewegen soll, ihre Integrati-
onsbemühungen für Ältere zu verstärken. Beim vorge-
schlagenen Entwurf entstünde lediglich ein Verschiebe-
bahnhof für die gesellschaftlichen Kosten der Erwerbslo-
sigkeit im Alter. 
Die Begrenzung des Schutzes vor Zwangsverrentung auf 
die Zeitspanne bis zur Vollendung des 63. Lebensjahres 
trägt auch dem Ziel einer Verringerung des Risikos der 
Altersarmut nur unzureichend Rechnung: Zwar vermin-
dert diese Regelung die maximale Höhe der Rentenab-
schläge für diejenigen Hilfebezieher, welche noch Zu-
gang zu den ab 2012 abgeschafften vorgezogenen Alters-
renten für Frauen und Arbeitslose haben, sowie dauerhaft 
für gesundheitlich Eingeschränkte mit Anspruch auf die 
vorgezogene Altersrente für Schwerbehinderte. Für die 
große Mehrheit der von Rentenabschlägen potentiell Be-
troffenen ergeben sich jedoch keinerlei Verbesserungen 
gegenüber einer uneingeschränkten Zwangsverrentung, 
da für die meisten Hilfebedürftigen in längerer Perspek-
tive nur die vorgezogene Altersrente für langjährig Ver-
sicherte in Frage kommt, die ohnehin erst ab dem vollen-
deten 63. Lebensjahr bezogen werden kann. Diese Grup-
pe muss demnach Rentenabschläge von zunächst maxi-
mal 7,2% und nach der Anhebung der abschlagsfreien 
Regelaltersgrenze auf 67 Jahre Abschläge von bis zu 
14,4% hinnehmen. Abschläge in dieser Größenordnung 
dürften für einen nicht unerheblichen Teil der Betroffe-
nen das Risiko der Sozialhilfebedürftigkeit in der Ruhe-
standsphase deutlich erhöhen, da anzunehmen ist, dass 
die Rentenanwartschaften aus gesetzlicher, betrieblicher 
und privater Altersvorsorge bei vielen Hilfebedürftigen 
auch ohne Abschläge nur wenig über dem Niveau der 
Grundsicherung im Alter und bei voller Erwerbsminde-
rung liegen. 
Ein weiteres Problem liegt in der sachlich nicht gerecht-
fertigten Ungleichbehandlung der Hilfebezieher: Perso-
nen mit mindestens 35 Versicherungsjahren würden nach 
dem Gesetzentwurf künftig auf die Rente für langjährig 
Versicherte verwiesen und müssten entsprechende Ab-
schläge hinnehmen, während Versicherte mit gleich ho-
her oder sogar höherer Rentenanwartschaft, aber weniger 
Versicherungsjahren ohne Anspruch auf eine vorgezoge-
ne Rente vor der Zwangsverrentung mit Abschlägen ge-
schützt wären. Eine weitere nicht sachlich zu begründen-
de Ungleichbehandlung resultiert schließlich auch aus 
dem unterschiedlichen Referenzalter für eine abschlags-
freie Altersrente, das für Schwerbehinderte niedriger 
liegt als für die übrigen Versicherten8, so dass letztere bei 
einer erzwungenen Verrentung im selben Alter mit höhe-
ren Rentenabschlägen konfrontiert wären. Statt der Vor-
gabe eines bestimmten 
Lebensalters für Zwangsverrentungen erscheint es daher 
als adäquater, nur diejenigen älteren Hilfebezieher auf 
eine mit Abschlägen belegte Altersrente zu verweisen, 

                                                           
8      Die Altersgrenze für eine abschlagsfreie Altersrente liegt bei der 

Schwerbehindertenaltersrente bis einschließlich Jahrgang 1951 bei 63 
Jahren und steigt ab Jahrgang 1952 schrittweise auf 65 Jahre an. Die 
übrigen Versicherten können eine abschlagsfreie Altersrente bis Jahr-
gang 1946 noch mit 65 Jahren beziehen, ab Jahrgang 1947 wird die-
ses Alter schrittweise auf 67 Jahre heraufgesetzt 
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die sich Bemühungen zur Aktivierung und Reintegration 
in den Arbeitsmarkt ohne wichtigen Grund entziehen.9 
Hinzuverdienstregelungen bei Rentnern 
Die Anpassung der Hinzuverdienstgrenze an die Gering-
fügigkeitsgrenze von 400 € bei vorgezogener Altersrente 
oder Rente wegen voller Erwerbsminderung wird in der 
Stellungnahme des Bundesrates eher verfahrenstechnisch 
begründet. Das Bemühen, Fehlverhalten auf individueller 
Ebene und den daraus resultierenden bürokratischen 
Aufwand zu vermeiden, erscheint auch wegen der relativ 
geringen Anpassungen sinnvoll. 
Die FDP fordert in ihrem Antrag (Bundestagsdrucksache 
(16/7003), dass der Zeitpunkt des Renteneintrittsalters 
für alle Versicherten ab dem 60. Lebensjahr bei Wegfall 
aller Hinzuverdienstgrenzen frei wählbar sein sollte.  
Grundsätzlich können bei einer Beurteilung dieses Vor-
schlags rentenversicherungs-, arbeitsmarkt-, beschäfti-
gungs- und sozialpolitische Aspekte unterschieden wer-
den. Das IAB betreibt auf diesem Gebiet keine eigen-
ständige Forschung, so dass hier nur einige allgemeine 
Ausführungen erfolgen können. 
Rentenversicherungspolitische Aspekte wie der Einfluss 
auf das Renteneintrittsverhalten, die Finanzierung der 
Rentenversicherung oder die Rentengerechtigkeit sollten 
von den Rentenversicherungsträgern bewertet werden.  
Arbeitsmarktpolitisch zu bewerten ist eine Veränderung 
des Erwerbsverhaltens älterer Arbeitnehmer in Hinblick 
auf den Rentenzugang/Erwerbsaustritt und ggf. einen er-
neuten Arbeitsmarktzugang durch einen Hinzuverdienst. 
Dabei stellt sich die Frage, ob es zu einer Ausweitung 
von Beschäftigungsverhältnissen mit Rentenbeziehern 
kommt. 
Die individuellen Verhaltensänderungen sind jedoch nur 
schwer zu prognostizieren. Einen Überblick zu den öko-
nomischen Konzepten der Ruhestandsentscheidung ge-
ben Arnds und Bonin (2002). Sie weisen darauf hin, dass 
sich Ruhestandentscheidungen qualitativ in einer Reihe 
von Punkten von den „normalen“ Arbeitsangebotsent-
scheidungen unterscheiden. Sie identifizieren gegenläu-
fige Einkommens- und Substitutionseffekte eines stei-
genden Einkommensniveaus für den Eintritt in den Ru-
hestand. „Ein höherer Lohn erhöht im Normalfall die 
Nachfrage nach Gütern. Ist Freizeit ein normales Gut, 
führt eine Einkommenssteigerung zu einer Verringerung 
des Arbeitsangebots und damit zum früheren Ruhestand 
(Einkommenseffekt). Andererseits wird bei einem höhe-
ren Lohn Freizeit, also der Verzicht auf Arbeit, relativ 
teurer. Dies führt in der Tendenz zu einer Verringerung 
der Freizeitnachfrage und damit zu späterem Ruhestand 
(Substitutionseffekt). Ein negativer Zusammenhang zwi-
schen Einkommen und Ruhestandsalter erfordert, dass 
der Einkommenseffekt den Substitutionseffekt domi-
niert.“10 
Beschäftigungspolitische Bedeutung haben die Effekte 
der vorgeschlagenen Änderungen auf die Höhe der Ren-
tenversicherungsbeiträge und damit auf die Beitragshöhe. 
Der Abgabenkeil ist ein entscheidender Bestimmungs-
faktor für die Beschäftigungshöhe11, da sie über die Ar-
beitsanreize die Angebotsseite und über die Arbeitskos-

                                                           
9  Vgl. Steffen (2007). 
10  Arnds/Bonin (2002, S. 4). 
11  Vgl. OECD (2006). 

ten die Beschäftigungsanreize der Unternehmen beein-
flussen. Ob die Rentenversicherungsbeiträge als Resultat 
der Reformvorschläge jedoch steigen oder sinken wer-
den, hängt von individuellen Verhaltensänderungen ab, 
die sich – wie bereits ausgeführt – nicht ex-ante ohne 
umfassende Modellrechnungen mit einem Mikrosimula-
tionsmodell prognostizieren lassen. Zu den möglichen 
Beschäftigungswirkungen kann daher an dieser Stelle 
keine Aussage getroffen werden. 
Schließlich wäre sozialpolitisch zu bewerten, ob ein 
durch Rentenabschläge mögliches Armutsrisiko von 
Frührentnern durch den Wegfall der Hinzuverdienstgren-
zen ausgeglichen werden könnte. Dabei sollte berück-
sichtigt werden, welche Arbeitnehmergruppen unter den 
Älteren diese Hinzuverdienstmöglichkeiten überhaupt 
wahrnehmen können.12 Hier sind sowohl die Beschäfti-
gungsfähigkeit (Qualifikation) als auch die Erwerbsfä-
higkeit (gesundheitliche Aspekte) von Bedeutung. 
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Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 21. Januar 2008 in Berlin zum 
a) Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 

Entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung des Dritten Buches Sozial- 
gesetzbuch und anderer Gesetze - Drucksache 16/7460 - 

b) Gesetzentwurf der Abgeordneten Volker Schneider (Saarbrücken), Klaus Ernst,  
Dr. Lothar Bisky, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch (Rentenabschlagsverhinderungsgesetz) - Drucksache 16/7459 - 

c) Antrag der Abgeordneten Dr. Heinrich L. Kolb, Jens Ackermann, Dr. Karl Addicks,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion FDP  
Arbeit statt Frühverrentung fördern - Drucksache 16/7003 - 

Deutsche Rentenversicherung Bund DRV 

A. Entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Ge-
setze – Drucksache 16/7460 – 

I. Verlängerung der Dauer des Anspruchs auf Ar-
beitslosengeld für ältere Arbeitslose (Art. 1 Nr. 4, 
11 – §§ 127, 434r SGB III-E)  

1. Vorgesehen ist, die Dauer des Anspruchs auf Arbeits-
losengeld wie folgt zu verlängern: Nach Vollendung 
des 50. Lebensjahres kann Arbeitslosengeld bis zu 15 
Monate und nach Vollendung des 58. Lebensjahres 
bis zu 24 Monate bezogen werden. Die über 50-
Jährigen müssen Versicherungszeiten von mindestens 
30 Monaten, die über 58-Jährigen von mindestens 48 
Monaten jeweils innerhalb der letzten fünf Jahre 
aufweisen. Bei den über 55-Jährigen bleibt die ma-
ximale Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld 
(18 Monate) und die hierfür erforderliche Vorversi-
cherungszeit (mindestens 36 Monate) gegenüber dem 
bisherigen Recht unverändert. Einbezogen in die 
Neuregelung sind nicht nur die ab dem Jahr 2008 neu 
zugehenden Arbeitslosen. Die Verlängerung der 
Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld erfolgt 
auch, wenn der Anspruch auf Arbeitslosengeld nach 
dem bis zum 31.12.2007 geltenden Recht am 
31.12.2007 noch nicht erschöpft war. 

2. Zu den finanziellen Auswirkungen der Verlängerung 
der Bezugszeit von Arbeitslosengeld auf die Renten-
versicherung wird wie folgt Stellung genommen:  

Die an die allgemeine Rentenversicherung zu zahlen-
den Beiträge der Bundesagentur für Arbeit werden 
sich durch die Neuregelung im Vergleich zum derzei-
tigen Recht erhöhen. Im Jahr 2008 fallen Mehrein-
nahmen nur durch Verlängerungsfälle im Bestand an, 
da die Neuzugänge im Jahr 2008 auch nach derzeiti-
gem Recht über das Jahr 2008 hinaus Anspruch auf 
Arbeitslosengeld hätten. Kurzfristig erhöhen werden 
sich dann die Mehreinnahmen im Jahr 2009, da zu 
den Bestandsfällen (z. B. erhält ein 58-jähriger Ar-
beitsloser, der im Juli 2007 zugegangen ist, Mehrleis-
tungen im Jahr 2009 für die Dauer von 6 Monaten) 
noch Teile des Zugangs aus dem Jahr 2008 kommen. 
Ab dem Jahr 2010 führen jeweils die Zugänge inner-
halb der letzten 24 Monate zu Mehreinnahmen. 
Nach Angaben des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales wird für das Jahr 2008 von rd. 45.000 
zusätzlichen sog. Äquivalenzarbeitslosen (Bezieher 
von durchschnittlichem Arbeitslosengeld für ein ge-
samtes Jahr) mit einem monatlichen Beitrag zur all-
gemeinen Rentenversicherung von rd. 300 Euro aus-
gegangen.  
Auf dieser Basis ergeben sich Beitragsmehreinnah-
men in der allgemeinen Rentenversicherung von rd. 
170 Mio. EUR im Jahr 2008 und den Jahren 2010 
und 2011. Im Jahr 2009 erhöhen sich diese aufgrund 
des oben genannten Effektes (Mehreinnahmen aus 
Zugang und Bestand) einmalig auf rd. 240 Mio. 
EUR. Diese Beträge liegen im Rahmen der im Ge-
setzentwurf genannten Größenordnung. 
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Zu beachten ist, dass Aussagen zu den Mehreinnah-
men in der gesetzlichen Rentenversicherung mit Un-
sicherheiten behaftet sind. Den Berechnungen liegen 
die im Rentenversicherungsbericht veröffentlichten 
Annahmen der Bundesregierung zur mittelfristigen 
Entwicklung der Zahl der Arbeitslosen zugrunde. Die 
tatsächliche Entwicklung der Arbeitslosenzahlen 
kann von den entsprechenden Annahmen abweichen.  
Weil sich aufgrund der Beitragszahlungen die Ren-
tenanwartschaften der Betroffenen erhöhen, stehen 
den zusätzlichen Beitragseinnahmen später entspre-
chende Mehrausgaben gegenüber.  

II. Neuregelung der Pflicht zur Inanspruchnahme 
von Altersrenten bei Bezug von Leistungen der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende (Art. 2 Nr. 3 
und 4 – §§ 12a, 13 SGB II-E) 

1. Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
sind grundsätzlich gegenüber anderen Sozialleistun-
gen nachrangig. Stellen Hilfebedürftige trotz Auffor-
derung einen Antrag auf Leistungen eines anderen 
Trägers nicht, kann der Grundsicherungsträger den 
Antrag selbst stellen sowie Rechtsbehelfe und 
Rechtsmittel einlegen. Nach einer Übergangsrege-
lung, die eingreift, wenn der Anspruch auf Arbeitslo-
sengeld II vor dem 01.01.2008 entstanden ist und der 
erwerbsfähige Hilfebedürftige vor diesem Tag das 
58. Lebensjahr vollendet hat, kann sich die Aufforde-
rung zur Beantragung einer Altersrente nur auf eine 
Rente ohne Abschlag beziehen (§ 65 Abs. 4 SGB II i. 
V. m.      § 428 SGB III). Empfänger von Arbeitslo-
sengeld II, die nicht mehr unter die Übergangsrege-
lung fallen, wären ab dem Jahr 2008 bei Erfüllung 
der entsprechenden Voraussetzungen ggf. schon nach 
Vollendung des 60. Lebensjahres verpflichtet gewe-
sen, eine vorzeitige abschlagsbehaftete Altersrente in 
Anspruch zu nehmen.  

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass Hilfebedürftige bis 
zur Vollendung des 63. Lebensjahres nicht verpflich-
tet sind, eine Altersrente vorzeitig in Anspruch zu 
nehmen (§ 12a SGB II-E). Auch nach Vollendung 
des 63. Lebensjahres soll es nicht zwangsläufig zum 
Bezug einer vorzeitigen Altersrente kommen. § 13 
Abs. 2 SGB II-E ermächtigt das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales zur Vermeidung von Unbil-
ligkeiten Ausnahmefälle zu bestimmen, bei deren 
Vorliegen Hilfebedürftige, die das 63. Lebensjahr 
vollendet haben, nicht verpflichtet sind, eine Alters-
rente vorzeitig in Anspruch zu nehmen. 

Die als Anlage beigefügte Tabelle zeigt unterschie-
den nach geltendem und neuem Recht auf, mit wel-
chem Abschlag die verschiedenen vorzeitigen Alters-
renten bei Bezug von Arbeitslosengeld II frühestens 
in Anspruch genommen werden müssen. Die im Jahr 
2012 einsetzende Anhebung der Altersgrenzen bei 
der Altersrente für schwerbehinderte Menschen und 
der Altersrente für langjährig Versicherte bleibt außer 
Betracht. Gleiches gilt für die stufenweise Absen-
kung der Altersgrenze für den vorzeitigen Bezug bei 
der Altersrente für langjährig Versicherte auf 62 Jah-
re für Versicherte der Jahrgänge 1948 bis 1954, die 
die im RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz enthaltene 
Vertrauensschutzregelung (Vereinbarung von Al-
tersteilzeitarbeit vor dem 01.01.2007) erfüllen. Nicht 
berücksichtigt ist in der Tabelle schließlich die nach § 

13 Abs. 2 SGB II-E noch zu erlassende Rechtsver-
ordnung.    

2. Durch die Neuregelung begünstigter Personen-
kreis 

a) Potentiell von der Neuregelung begünstigt werden 
Versicherte, die im Alter von 60 bis unter 63 Jahren 
vorzeitig eine Altersrente in Anspruch nehmen könn-
ten.  
Bei der mit dem Geburtsjahrgang 1951 auslaufenden 
Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach Al-
tersteilzeitarbeit wird die Altersgrenze für den vor-
zeitigen Bezug stufenweise vom 60. auf das 63. Le-
bensjahr angehoben. Von der Anhebung betroffen 
sind die Jahrgänge 1946 bis 1951. Die Altersgrenze 
von 63 Jahren gilt für die Geburtsmonate Dezember 
1948 und jünger. Für Versicherte, die einen der in § 
237 Abs. 5 SGB VI geregelten Vertrauensschutztat-
bestände erfüllen, wird die Altersgrenze für die vor-
zeitige Inanspruchnahme hingegen nicht angehoben. 
Diese Personen könnten nach geltendem Recht ab 
dem Jahr 2008 nach Vollendung des 60. Lebensjahres 
auf die Inanspruchnahme einer abschlagsbehafteten 
Rente verwiesen werden. Bei den Versicherten, für 
die kein Vertrauensschutz gilt, engt sich wegen der 
Altersgrenzenanhebung das Potenzial der durch die 
Neuregelung begünstigten Personen ab Anfang 2008 
auf die 61- bis unter 63-Jährigen und ab Anfang 2010 
auf die 62- bis unter 63-Jährigen ein. Sofern Vertrau-
ensschutz nach § 237 Abs. 5 SGB VI nicht eingreift, 
ist es ab 2012 nicht mehr möglich, vor dem 63. Le-
bensjahr eine Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder 
nach Altersteilzeitarbeit zu beziehen.  
Bei der ebenfalls mit dem Jahrgang 1951 auslaufen-
den Altersrente für Frauen wäre für eine mittlere 
Frist nach geltendem Recht noch eine Verweisung 
auf die Inanspruchnahme einer abschlagsbehafteten 
Rente zwischen dem 60. und 63. Lebensjahr möglich.  
Auf eine abschlagsbehaftete Altersrente für schwer-
behinderte Menschen könnten nach geltendem 
Recht gleichfalls mittelfristig 60- bis unter 63-Jährige 
verwiesen werden. Zu beachten ist, dass die Alters-
grenze für die vorzeitige Inanspruchnahme für die 
Jahrgänge 1952 bis 1964, d. h. von 2012 bis 2026 
von bisher 60 Jahre auf 62 Jahre angehoben wird. 
Versicherte, die die Vertrauensschutzregelung des § 
236a Abs. 4 SGB VI (bis 31.12.2007: § 236a Satz 5 
SGB VI) erfüllen, können die Rente weiterhin mit 60 
Jahren abschlagsfrei beziehen. Bei diesem Personen-
kreis stellt sich die Frage der Verweisung auf die In-
anspruchnahme einer abschlagsbehafteten Rente da-
her nicht.  
Die Altersrente für langjährig Versicherte kann 
grundsätzlich erst ab dem 63. Lebensjahr vorzeitig 
bezogen werden. Die Altersgrenze für den abschlags-
behafteten vorzeitigen Bezug dieser Rente wird für 
Versicherte der Jahrgänge 1948 bis 1954, die die im 
RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz enthaltene Ver-
trauensschutzregelung (Vereinbarung von Altersteil-
zeitarbeit vor dem 01.01.2007) erfüllen, auf 62 Jahre 
abgesenkt. Diese Versicherten gehören damit eben-
falls zu dem von der Neuregelung potentiell begüns-
tigten Personenkreis. Zu beachten ist allerdings, dass 
es nicht zum Bezug von Arbeitslosengeld II kommt, 
wenn die Altersteilzeitarbeit vereinbarungsgemäß 
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durchgeführt wird. Nur in zu Langzeitarbeitslosigkeit 
führenden Störfällen kann sich ausnahmsweise die 
Frage einer Verweisung auf die Inanspruchnahme ei-
ner abschlagsbehafteten Rente vor dem 63. Lebens-
jahr stellen.   
Ab 2015 kommt die Neuregelung nur noch für Versi-
cherte zum Tragen, die Anspruch auf eine Altersrente 
für schwerbehinderte Menschen haben oder die eine 
Altersrente für langjährig Versicherte aufgrund von 
Vertrauensschutz vor dem 63. Lebensjahr beziehen 
können.  

b) Im Gesetzentwurf wird kumulativ von rund 15.000 
Personen im Jahr 2008, 29.000 Personen im Jahr 
2009 und 34.000 Personen im Jahr 2010 ausgegan-
gen, die aufgrund der vorgesehenen Neuregelung 
nicht von einer Verweisung auf die Inanspruchnahme 
einer abschlagsbehafteten Rente betroffen sein wer-
den (vgl. S. 3, 20). Den Kreis der von der Neurege-
lung Begünstigten exakt zu bestimmen, fällt schwer, 
weil offen ist, in welchem Umfang bei Beibehaltung 
des geltenden Rechts von der Möglichkeit der Ver-
weisung auf die Inanspruchnahme einer abschlagsbe-
hafteten Rente tatsächlich Gebrauch gemacht worden 
wäre: Die Zahl der potentiell Betroffenen hängt u. a. 
von der Arbeitsmarktentwicklung ab. Auszugehen ist 
davon, dass einem Teil der Arbeitslosengeld II - Be-
zieher, die auf der Basis des geltenden Rechts mögli-
cherweise von einer Verweisung auf die Inanspruch-
nahme einer abschlagsbehafteten Rente betroffen 
gewesen wären, eine nochmalige Integration in den 
Arbeitsmarkt gelingen wird. Zudem ist zu beachten, 
dass vermutlich ein bestimmter Anteil der nach gel-
tendem Recht von einer möglichen Verweisung auf 
die Inanspruchnahme einer abschlagsbehafteten Ren-
te betroffenen Personen in eine Erwerbsminderungs-
rente ausgewichen wäre, um Abschläge zu vermei-
den. Jedenfalls müssten die Fallzahlen ab etwa 2010 
stark rückläufig sein, da das Potential durch die Al-
tersgrenzenanhebung bei der Altersrente wegen Ar-
beitslosigkeit oder nach Altersteilzeitarbeit und später 
bei der Altersrente für schwerbehinderte Menschen 
sowie durch den Fortfall der Altersrente wegen Ar-
beitslosigkeit oder nach Altersteilzeitarbeit und der 
Altersrente für Frauen für die Geburtsjahrgänge ab 
1952 deutlich reduziert wird. 

3. Finanzielle Auswirkungen auf die Rentenversiche-
rung 
In einem Übergangszeitraum wird die Rentenversi-
cherung durch die Neuregelung finanziell entlastet, 
weil eine stärkere Inanspruchnahme von Altersrenten 
ab dem frühestmöglichen Zeitpunkt aufgrund einer 
Verweisung auf die Inanspruchnahme einer ab-
schlagsbehafteten Rente entfällt. Allerdings ist bei 
verschiedenen Rentenarten ohnehin ein Auslaufen 
oder eine Anhebung der Altersgrenze für den vorzei-
tigen Zugang vorgesehen. Durch die vorgesehene 
Neuregelung ist daher nur eine Vorwegnahme von 
bereits berücksichtigten Finanzwirkungen zu erwar-
ten. Werden also die berechneten Finanzwirkungen 
für 2011 angesetzt, so sind im Gegenzug bereits in 
der Finanzrechnung berücksichtigte Finanzwirkungen 
der Altersgrenzenanhebung in späteren Jahren in der-
selben Größenordnung zu korrigieren. Wird wie im 
Referentenentwurf von 34.000 Personen ausgegan-
gen, die aufgrund der Neuregelung nicht mehr auf die 

Inanspruchnahme einer abschlagsbehafteten Rente 
verwiesen werden, so berechnen sich die angegebe-
nen (vorweggenommene) Minderausgaben von 380 
Mio. Euro mit einer in Ansatz gebrachten monatli-
chen Rente von ca. 930 Euro incl. Krankenversiche-
rung und Pflegeversicherung der Rentner. Allerdings 
dürfte bei Berücksichtigung der geringen Höhe des 
Arbeitslosengeldes II der Anreiz, bei dieser Renten-
höhe freiwillig vorzeitig und mit Abschlägen in Ren-
te zu gehen, recht hoch sein. Insgesamt erscheint da-
her die Finanzwirkung bei diesen Fallzahlen am obe-
ren Rand angesetzt worden zu sein.  

Etwa ab dem Jahr 2030 ist die Neuregelung wieder 
finanzneutral. Den geringeren Rentenausgaben in den 
ersten Jahren aufgrund der späteren Inanspruchnahme 
von Renten stehen in den Jahren danach entsprechend 
höhere Rentenausgaben aufgrund vermiedener Ab-
schläge gegenüber. Die in § 13 Abs. 2 SGB II-E vor-
gesehene Rechtsverordnung ist auch in finanzieller 
Hinsicht von Bedeutung. Je nach Ausgestaltung und 
Wirkung dieser Rechtsverordnung lassen sich zusätz-
liche, noch nicht in den Finanzwirkungen der Anhe-
bung der Altersgrenzen berücksichtigte Entlastungen 
der Finanzen der gesetzlichen Rentenversicherung 
erwarten.  

III. Nichterfassung älterer Arbeitsloser in der Arbeits-
losenstatistik und Folgeänderung bei der Alters-
rente wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteil-
zeitarbeit (Art. 2 Nr. 5, Art. 5 Nr. 5 – § 53a SGB 
II-E, § 237 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SGB VI-E) 

1. Mit § 53a Abs. 1 SGB II-E wird eine Rechtsgrundla-
ge für die statistische Erfassung arbeitsloser erwerbs-
fähiger Hilfebedürftiger geschaffen. Sie entspricht 
inhaltlich der bisherigen Praxis. § 53a Abs. 2 SGB II-
E führt die mit der sog. 58er-Regelung verbundene 
statistische Nichterfassung älterer Arbeitsloser für 
den Rechtskreis des SGB II unter veränderten Vor-
aussetzungen fort.  

2. Die Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach Al-
tersteilzeitarbeit (§ 237 SGB VI) setzt u. a. voraus, 
dass der Versicherte bei Beginn der Rente arbeitslos 
ist und nach Vollendung eines Lebensalters von 58 
Jahren und sechs Monaten insgesamt 52 Wochen ar-
beitslos war. Der Begriff „arbeitslos“ in § 237 SGB 
VI ist im Sinne des SGB III zu verstehen. Nach § 237 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SGB VI-E sollen Versicherte, die 
während des maßgeblichen Zeitraums von 52 Wo-
chen und zu Beginn der Rente nach § 53a Abs. 2 
SGB II-E nicht als Arbeitslose galten, Anspruch auf 
Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach Al-
tersteilzeitarbeit haben. Sowohl Wortlaut als auch 
Zusammenhang von Abs. 1 und Abs. 2 des § 53a 
Abs. 2 SGB II-E, die Verortung der Vorschrift in Ka-
pitel 7 des SGB II und die Begründung des Gesetz-
entwurfs lassen mit hinreichender Deutlichkeit er-
kennen, dass bei Erfüllung der Voraussetzungen des     
§ 53a Abs. 2 SGB II-E die Arbeitslosigkeit im Sinne 
des § 16 SGB III nicht entfällt. Lediglich für statisti-
sche Zwecke gelten die betreffenden Personen nicht 
mehr als Arbeitslose. Die vorgesehene Ergänzung des 
§ 237 Abs. 2 SGB VI ist daher nicht notwendig; sie 
dient aber der Klarstellung und beugt Fehlinterpreta-
tionen vor.  
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IV. Anhebung der Hinzuverdienstgrenzen (Art. 5 Nr. 
1, 2, 4, 6, 7 – §§ 34 Abs. 3, 96a Abs. 2, 228a Abs. 2, 
302a Abs. 2, 313 Abs. 3 SGB VI-E) 

1. Die Anhebung der Hinzuverdienstgrenze bei Voll-
renten wegen Alters, bei Renten wegen voller 
Erwerbsminderung in voller Höhe und bei Renten 
wegen Erwerbsunfähigkeit in voller Höhe auf 400 
Euro monatlich entspricht einem Vorschlag der 
Rentenversicherung. Das Auseinanderfallen der Hin-
zuverdienstgrenze und der Geringfügigkeitsgrenze 
führt bei Arbeitgebern und Rentnern häufig zu Miss-
verständnissen und ist für die Rentenversicherungs-
träger mit aufwändigen Rückforderungsverfahren 
verbunden. Mit der Neuregelung entfallen diese 
Probleme. 

2. Aus Sicht der Rentenversicherung wäre ein Inkraft-
treten der Regelung zum 1. Juli 2008 zu präferieren. 
Dies hätte den Vorteil, dass sich die Versicherten auf 
die Neuregelung einstellen können und dass der 
Hinweis auf die Neuregelung zusammen mit der 
Rentenanpassungsmitteilung versandt werden könnte. 
Das rückwirkende Inkrafttreten der Neuregelung zum 
1. Januar 2008 ist für die Rentenversicherung aber 
akzeptabel. 

B. Antrag der Fraktion der FDP „Arbeit statt Früh-
verrentung fördern“ – Drucksache 16/7003 – 
In dem Antrag der Fraktion der FDP (BT-Drucks. 
16/7003) wird vorgeschlagen, allen Versicherten ab 
dem 60. Lebensjahr die Möglichkeit einzuräumen, 
ihre gesetzliche Rente in Anspruch zu nehmen, wenn 
ihre kumulierten Ansprüche aus gesetzlicher, betrieb-
licher und privater Altersvorsorge über dem Grundsi-
cherungsniveau liegen.  
Der Vorschlag erscheint aus Sicht der gesetzlichen 
Rentenversicherung aus den folgenden Gründen pro-
blematisch: 
Das von der Fraktion der FDP entwickelte Modell 
setzt voraus, dass die gesetzliche Rente nur dann 
vorzeitig in Anspruch genommen werden kann, wenn 
keine Bedürftigkeit im Sinne des Grundsicherungs-
rechts besteht bzw. herbeigeführt wird. Es soll also 
ausgeschlossen werden, dass neben der gesetzlichen 
Rente aufgrund der vorzeitigen Inanspruchnahme 
eine Grundsicherungsleistung bezogen wird.  
Ob dies der Fall ist, lässt sich für den Zeitpunkt der 
vorzeitigen Inanspruchnahme der Altersrente nur in 
einem Verfahren feststellen, das für den Versicherten 
aufwändig und für die Leistungserbringer kostenin-
tensiv wäre. Der Versicherte müsste zunächst berech-
nen lassen, welche Leistungen aus der gesetzlichen, 

betrieblichen und privaten Altersvorsorge ihm zu-
stünden. Anhand dieser Berechnung hätte der Sozial-
hilfeträger zu ermitteln, ob Bedürftigkeit im Sinne 
des Grundsicherungsrechtes bestünde, wenn die Lei-
stungen in Anspruch genommen würden. Diese Prü-
fung wäre rein hypothetisch, d. h. unabhängig davon, 
ob der Betroffene Grundsicherung in Anspruch neh-
men will und ob er die Voraussetzungen für diesen 
Anspruch erfüllt. Sie wäre allein unter Berücksich-
tigung der Rentenansprüche durchzuführen; vorhan-
denes Vermögen oder erzieltes Einkommen müsste 
unberücksichtigt bleiben, weil keine Gewähr dafür 
besteht, dass diese Positionen dem Versicherten über 
die Dauer des Rentenbezugs auch erhalten bleiben 
und die Bedürftigkeit im Sinne des Grundsiche-
rungsrechts dauerhaft ausgeschlossen ist. Diese hypo-
thetische Prüfung wäre gegebenenfalls mehrfach zu 
wiederholen, weil sich die Versorgungsanwartschaf-
ten des Betroffenen weiter aufbauen. Nach „Frei-
gabe“ durch den Grundsicherungsträger könnte der 
Versicherte dann die Rente beantragen. 

Unabhängig davon ließe sich nicht gewährleisten, 
dass das Fehlen der Bedürftigkeit bei Rentenbeginn 
weiter andauert. Wie hoch der Regelbedarf des Be-
troffenen ist und wie er sich entwickelt, hängt von 
Faktoren ab, die zum Zeitpunkt der Rentenantrag-
stellung nicht vorhersehbar sind. Die Regelsatzbe-
messung nach § 28 SGB XII nimmt zwar auf den 
Mechanismus der Rentenanpassung Bezug (vgl. § 28 
Abs. 2 Satz 4 SGB XII). Das Gesetz lässt aber Raum 
für eine abweichende Anpassung und für die Berück-
sichtigung regionaler Besonderheiten. Auch Leistun-
gen aus der ergänzenden Alterssicherung werden 
langfristig anders dynamisiert als die gesetzliche 
Rente, so dass ein hoher „Sicherheitsabstand“ einzu-
halten wäre, um auch mit zunehmendem Alter und 
bei abnehmendem Rentenniveau einen Bedarf an 
Grundsicherungsleistungen auszuschließen. Wenn 
trotz früheren Rentenbeginns ein Bezug von bedarfs-
abhängigen Leistungen im Alter vermieden werden 
soll, dann müsste dies auch noch im Falle von 
Ehescheidungen und bei Tod des Versicherten für 
seine Hinterbliebenen gelten. Das vorgegebene Mini-
mum der Netto-Rentenanwartschaften müsste über-
dies auch Sozialleistungen wie das Wohngeld obsolet 
machen. Wahrt man diese Anforderungen, schränkt 
sich der Personenkreis, der von der Regelung 
profitieren könnte, stark ein.  

Wenn die Inanspruchnahme der Altersrente flexibi-
lisiert werden soll, erscheint es sinnvoller, an das 
Vorhandensein einer bestimmten Anzahl von per-
sönlichen Entgeltpunkten anzuknüpfen. 
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Anlage 

 
 

Verpflichtung zur Inanspruchnahme der Altersrente  
(ohne Berücksichtigung der Neuregelungen durch das RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz) 

 

 

  Renten-
art Alte Rechtslage, 

58er-Regelung greift ein 
Alte Rechtslage,  

58er-Regelung greift nicht mehr ein 
Rechtslage auf der Grundlage des Ent-
wurfs eines Siebten Gesetzes zur Ände-

rung des SGB III 
Altersrente für  
Frauen 
(Berechtigung nur 
noch bis Jahr-
gang 1951 ) 

65 Jahre, kein Abschlag 60 Jahre, 18 % Abschlag 63 Jahre; 7,2 % Abschlag 

Altersrente we-
gen Arbeitslo-
sigkeit  
oder nach Al-
ters-teilzeitarbeit 
(Berechtigung nur 
noch bis Jahr-
gang 1951) 

65 Jahre, kein Abschlag 60 Jahre, 18 % Abschlag,  
wenn Vertrauensschutzregelung des § 237 
Abs. 5 SGB VI erfüllt ist.  
Je nach Geburtsmonat 61 Jahre bis 63 
Jahre; 14,4 % bis 7,2 % Abschlag, wenn 
Vertrauensschutzregelung des § 237 Abs. 
5 SGB VI nicht erfüllt ist.  

63 Jahre; 7,2 % Abschlag 

Altersrente für 
schwerbehinder-
te Menschen 

60 Jahre, kein Abschlag 
wenn Vertrauensschutzrege-
lung des § 236a Abs. 4 SGB VI 
erfüllt ist.  
63 Jahre, kein Abschlag 
wenn Vertrauensschutzrege-
lung des § 236a Abs. 4 SGB VI 
nicht erfüllt ist. 

60 Jahre, kein Abschlag, 
wenn Vertrauensschutzregelung des § 
236a Abs. 4 SGB VI erfüllt ist.  
60 Jahre; 10,8 % Abschlag, 
wenn Vertrauensschutzregelung des § 
236a Abs. 4 SGB VI nicht erfüllt ist.  

60 Jahre, kein Abschlag,  
wenn Vertrauensschutzregelung des § 
236a Abs. 4 SGB VI erfüllt ist. 
63 Jahre, kein Abschlag, 
wenn Vertrauensschutzregelung des § 
236a Abs. 4 SGB VI nicht erfüllt ist.  

Altersrente für 
langjährig Versi-
cherte 

65 Jahre, kein Abschlag 63 Jahre; 7,2 % Abschlag  63 Jahre; 7,2 % Abschlag 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 16(11)887 
Ausschuss für  
Arbeit und Soziales 15. Januar 2008 
16. Wahlperiode 

Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 21. Januar 2008 in Berlin zum 
a) Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 

Entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung des Dritten Buches Sozial- 
gesetzbuch und anderer Gesetze - Drucksache 16/7460 - 

b) Gesetzentwurf der Abgeordneten Volker Schneider (Saarbrücken), Klaus Ernst,  
Dr. Lothar Bisky, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch (Rentenabschlagsverhinderungsgesetz) - Drucksache 16/7459 - 

c) Antrag der Abgeordneten Dr. Heinrich L. Kolb, Jens Ackermann, Dr. Karl Addicks,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion FDP  
Arbeit statt Frühverrentung fördern - Drucksache 16/7003 - 

Deutscher Gewerkschaftsbund DGB 

Grundsätzliche Bewertung des Entwurfs der Koaliti-
onsfraktionen: 

Der DGB begrüßt den Grundtenor des Gesetzentwurfes 
hinsichtlich der Arbeitsmarktintegration Älterer. Der 
Entwurf erkennt an, dass die Arbeitsmarktchancen Älte-
rer trotz erzielter Verbesserungen im Zuge des Konjunk-
turaufschwungs insgesamt noch relativ schlechter sind. 
Daraus leitet er richtigerweise ab, einerseits die Integrati-
onsbemühungen für Ältere zu verstärken, andererseits 
aber auch die passive Absicherung über das Arbeitslo-
sengeld zu verbessern. Die Verlängerung der Bezugsdau-
er trägt dem höheren Arbeitsmarktrisiko Älterer Rech-
nung. Auch im internationalen Vergleich bleibt Deutsch-
land damit im Mittelfeld vergleichbarer EU-Staaten. 

Der DGB regt bei der Bezugsdauer an -  entsprechend 
seinem ursprünglichen Vorschlag - einen über 12 Monate 
hinausgehenden Arbeitslosengeldanspruch bereits ab ei-
nem Mindestalter von 45 Jahren zu ermöglichen. Außer-
dem fehlt im Gesetzentwurf die Wiedereinführung der 
Erstattungspflicht des Arbeitslosengeldes durch Arbeit-
geber bei Entlassungen langjährig beschäftigter Älterer. 
Dieses Element des “Forderns“ auch für Arbeitgeber 
wurde im Februar 2006 abgeschafft und sollte wieder 
eingeführt werden. 
Die vorgesehene Einführung des Eingliederungsgut-
scheins ist dann akzeptabel, wenn die Mitnahmeeffekte 
eingeschränkt werden. So regt der DGB eine Begrenzung 
der Förderung auf tarifliche bzw. ortsübliche Entlohnung 
an und eine Mindestbeschäftigungszeit. Außerdem sollte 
der Gutschein nach zwei Jahren evaluiert werden, um 
notwendige Änderungen bzw. eine Abschaffung zu prü-
fen. 

Die vorgesehene Regelung zur Vermeidung von 
„Zwangsverrentungen“ von ALG II-Empfängern ist noch 
unzureichend. Auch über 63-Jährige dürfen nicht gegen 
ihren Willen in eine mit Abschlägen behaftete Altersren-
te gezwungen werden. Hier fordert der DGB, dass nur 
der Verweis auf eine abschlagsfreie Altersrente den Leis-
tungen des SGB II vorgehen darf. Die jetzt vorgesehene 
Regelung entfaltet wenig praktische Bedeutung aufgrund 
der bereits beschlossenen Anhebungen des Rentenzu-
gangsalters, wonach ein Übergang vor Vollendung des 
63. Lebensjahrs ohnehin nur noch in immer weniger Fäl-
len möglich ist. 

Die Übernahme der Beiträge zur Arbeitslosenversiche-
rung für Erziehende aus Bundesmitteln wird ausdrücklich 
begrüßt. Sie ist allerdings im Gesamttableau der Finanz-
verschiebungen zwischen Arbeitslosenversicherung und 
steuerfinanziertem Fürsorgesystem nur ein Posten. Insge-
samt bleibt die Kritik des DGB bestehen, dass sich der 
Bund auf Kosten der Arbeitslosenversicherung aus der 
Finanzierung der Grundsicherung als gesamtgesellschaft-
liche Aufgabe in verfassungsrechtlich problematischer 
Weise zurückzieht. Dieser im Rahmen des Sechsten SGB 
III-Änderungsgesetzes von den meisten Sachverständi-
gen geäußerten Kritik wird auch mit diesem Gesetzent-
wurf nur völlig unzureichend Rechnung getragen. 

Zu den Regelungen im Einzelnen: 
Zu Artikel 1: 

Zu Nr. 3 (§ 35 SGB III, Eingliederungsvereinbarung) 
Der DGB begrüßt grundsätzlich, dass die Personengrup-
pe der Älteren stärker in den Focus der Arbeitsvermitt-
lung genommen wird. Dies darf jedoch nicht zu Lasten 
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anderer Personengruppen gehen und auch nicht zu einer 
Stigmatisierung Älterer führen. So ist kein sachlicher 
Grund zu erkennen, warum die Kontaktdichte bei Älteren 
auf drei Monate im Vergleich zu sechs Monaten grund-
sätzlich erhöht werden soll. Hier sollten die Fallmanager 
bzw. Vermittler autonom entscheiden, in Abhängigkeit 
vom Einzelfall und nicht pauschal auf das Lebensalter 
abgestellt. 
Die Ausgabe eines Eingliederungsgutscheins in Verbin-
dung mit einem Arbeitsangebot hält der DGB nicht für 
sinnvoll. Sofern ein Arbeitsangebot durch einen Arbeit-
geber bereits vorliegt, ist eine Subventionierung durch 
den Eingliederungszuschuss eine Mitnahme durch den 
Arbeitgeber oder ihm wird eine Minderleistungsfähigkeit 
des älteren Arbeitslosen suggeriert. Dies trifft jedoch 
keineswegs bei allen älteren Arbeitslosen zu. D.h., der 
Eingliederungsgutschein kann sogar zum Handikap für 
den Arbeitslosen werden. 
Zum Instrument „Eingliederungszuschuss“ siehe die 
Ausführungen zu § 223 SGB III. 

Zu Nr. 4 (§ 127 SGB III, Anspruchsdauer Arbeitslosen-
geld): 
Die Verlängerung der für die Dauer des Arbeitslosen-
geldbezuges maßgeblichen erweiterten Rahmenfrist auf 
jetzt fünf Jahre ermöglicht zum einen eine Staffelung ei-
nes auch über 12 Monate hinausgehenden Anspruchs in 
Abhängigkeit von der Vorversicherungsdauer. Außerdem 
trägt die längere Rahmenfrist dem Umstand Rechnung, 
dass Beschäftigungen zunehmend unstet werden. Der 
Aufbau eines Versicherungsanspruchs wird somit auch 
für Personengruppen leichter, die nur wiederholt kurz-
fristig in Beschäftigung sind.  

Zu b): 
Die neue Staffelung ist ein Fortschritt im Vergleich zum 
geltenden Recht. Die geplante Änderung bleibt jedoch 
hinter der vom DGB für sinnvoll gehaltenen Staffelung 
zurück (vgl. Übersichtsdarstellung, die als Anlage beige-
fügt ist). Die Verlängerung über 12 Monate hinaus auf 15 
Monate sollte bereits ab dem 45. Lebensjahr möglich 
sein, bei entsprechender Vorversicherungszeit. Die Stei-
gerung auf 18 bzw. 24 Monate sollte dann bei einem 
Mindestalter ab 50 möglich sein. Der Gesetzentwurf trägt 
dem - bereits ab einem Alter von etwa 45 Jahren - höhe-
ren Arbeitsmarktrisiko für Ältere bzw. jüngere Ältere 
nicht ausreichend Rechnung. Der DGB bekräftigt des-
halb seinen Vorschlag zur Modifizierung der Staffelung, 
der keinen Rückfall auf den Rechtszustand vor Februar 
2006 darstellt (vgl. Übersichtsdarstellung). 

Die Chancen für Ältere, aus der Arbeitslosigkeit heraus 
einen Arbeitsplatz zu finden, haben sich trotz guter Kon-
junktur und trotz Verkürzung der Bezugsdauer Arbeitslo-
sengeld keineswegs verbessert. Die durchschnittliche 
Dauer der Arbeitslosigkeit Älterer liegt bei rund 70 Wo-
chen, im Vergleich zu rund 40  Wochen bei allen Alters-
gruppen. Sie hat sich sogar im Vergleich zum Vorjahr in 
2007 um vier bis fünf Wochen erhöht. In den ersten neu-
en Monaten dieses Jahres haben gut 380.000 ältere Ar-
beitslose einen Arbeitsplatz gefunden. Dies ist trotz ver-
stärkter Förderung über Lohnkostenzuschüsse eine Stag-
nation im Vorjahresvergleich.  

Im Gesetzentwurf fehlt eine Regelung zur Wiedereinfüh-
rung der Erstattungspflicht des Arbeitslosengeldes durch 

Arbeitgeber. Eine solche Regelung hat bis Februar 2006 
im SGB III (§ 147a) bestanden. Sie diente dazu, Betrie-
ben eine Entlassung langjährig beschäftigter Älterer auf 
Kosten der Arbeitslosenversicherung zu erschweren. Ei-
ne solche Regelung ist sinnvoll, um auch für Arbeitgeber 
ein Element des Forderns zu konstituieren. So wie Ar-
beitnehmer/innen bei selbst verschuldetem Verlust des 
Arbeitsplatzes eine Sperrfrist hinnehmen müssen, sollte 
auch der Arbeitgeber bei Entlassungen ohne zwingenden 
Grund zur Kostenerstattung herangezogen werden. Die 
Erstattungspflicht soll nach Auffassung des DGB dann 
nicht eintreten, wenn der Arbeitslose innerhalb der letz-
ten 10 Jahre weniger als 8 Jahre beim gleichen Arbeitge-
ber beschäftigt war. Außerdem sind die erprobten Aus-
nahmeregelungen für Kleinbetriebe und insolvenzgefähr-
dete Unternehmen beizubehalten. Im Jahr 2005 haben 
Unternehmen der BA immerhin rund 125 Mio. Euro er-
stattet, im Jahr 2006 sogar 129 Mio. Euro (für „Altfäl-
le“). 

Zu c): 

Der DGB begrüßt die Verlängerung der Frist, bis zu der 
noch an einen früher erworbenen Anspruch auf Arbeits-
losengeld angeknüpft werden kann, um ein Jahr. 

Zu Nr. 5 (§ 223 SGB III, Eingliederungsgutschein für äl-
tere Arbeitnehmer) 

Der Eingliederungsgutschein verbessert die relative 
Wettbewerbsposition von Älteren im Vergleich zu ande-
ren Personengruppen. Dies ist dann sinnvoll, wenn Ältere 
auch tatsächlich geringere Eingliederungschancen auf-
grund ihres persönlichen Profils haben. Davon kann je-
doch pauschal nur aufgrund des Lebensalters nicht aus-
gegangen werden. Daher sollte nicht das Alter generell, 
sondern nur in Verbindung mit weiteren Vermittlungs-
hemmnissen (z. B. Dauer der Arbeitslosigkeit) die Aus-
stellung eines Gutscheines rechtfertigen.  

Der Rechtsanspruch auf eine Eingliederungsleistung ist 
aus DGB-Sicht grundsätzlich sinnvoll. Damit wird deut-
lich, dass eine „Gegenleistung“ für gezahlte Beiträge im 
Versicherungssystem nicht nur in der Lohnersatzleistung, 
sondern auch in einer besseren Eingliederungsunterstüt-
zung besteht. Dies ist für die perspektivische Weiterent-
wicklung der Arbeitslosenversicherung bedeutsam. 

In der jetzigen Konzeption birgt das Instrument jedoch 
eine Mitnahmegefahr durch Arbeitgeber. Eine Subventi-
onierung von Lohnkosten sollte nur dann möglich sein, 
wenn die Entlohnung tariflichen Bedingungen entspricht. 
Sofern keine Tarifbindung vorliegt, ist mindestens das 
ortsübliche Entgeltniveau einzuhalten. Außerdem sollte 
die Förderung nur bei Arbeitsverträgen von mindestens 
zweijähriger Dauer gelten. Alternativ könnte die Nachbe-
schäftigungspflicht wieder eingeführt werden in der Wei-
se, dass eine Subventionierung über 12 Monate eine 
mindestens gleich lange Nachbeschäftigung voraussetzt. 
Ansonsten ist der Zuschuss ganz oder anteilig zurückzu-
zahlen. Ohne diese Änderung besteht ein starker Fehlan-
reiz bei Arbeitgebern, Stellen gezielt für nur ein Jahr ein-
zurichten und sich bis zur Hälfte über die Bundesagentur 
für Arbeit finanzieren zu lassen. 
Da der Gutschein aufgrund des Rechtsanspruchs und der 
Ausstellung an die Arbeitnehmer neuartig für den Be-
reich der Lohnkostenzuschüsse ist, sollte er sorgfältig e-
valuiert werden. Nach zwei Jahren sollte entschieden 
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werden, ob die Förderung fortgesetzt wird oder modifi-
ziert werden  muss. 
Zu Nr. 7 bis 9 (§§ 345a, 347, 349 SGB III, Beitragszah-
lung für Erziehende): 

Die Beitragszahlungspflicht des Bundes für Kindererzie-
hende zur Arbeitslosenversicherung wird durch den DGB 
ausdrücklich begrüßt. Der Bund übernimmt damit wieder 
die Finanzierungsverantwortung für eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe der Familienförderung. Damit greift 
der Gesetzgeber die noch im Gesetzgebungsverfahren 
zum Sechsten SGB III-Änderungsgesetz geäußerten Be-
denken zahlreicher Verbände und des Bundesrates bereits 
nach wenigen Wochen auf. Dieser Fortschritt einer ord-
nungspolitisch korrekten Aufgabenfinanzierung ist zu 
begrüßen. Sie ändert aber wenig an der Tatsache, dass 
über das Versicherungssystem Aufgaben des allgemeinen 
Fürsorgesystems SGB II im Milliardenumfang falsch fi-
nanziert werden. Der sog. Eingliederungsbeitrag als Ver-
schärfung der bisherigen Regelung über den sog. Aus-
steuerungsbetrag nimmt die Beitragszahler zur Arbeitslo-
senversicherung noch mehr in die Finanzverantwortung 
für ein steuerfinanziertes System. Die grundsätzliche Kri-
tik des DGB an dieser Fehlfinanzierung bleibt vollinhalt-
lich bestehen. 

Die Höhe der durch den Bund übernommenen Beitrags-
leistung für Kindererziehungszeiten darf zudem nicht 
dauerhaft statisch sein, sondern muss bei Bedarf ange-
passt werden. 
Zu Nr. 11 (§ 434r SGB III): 
Die Regelung überträgt die neue Staffelung beim Ar-
beitslosengeld auch auf laufende Fälle und wird vom 
DGB im Zuge der Leistungsgerechtigkeit vergleichbarer 
Fälle begrüßt. 
Zu Artikel 2 (SGB II) 
Zu Nr. 2 (§ 3 SGB II, Leistungsgrundsätze): 
Laut Entwurf müssen die SGB II-Leistungsträger über 
58-Jährige „unverzüglich in Arbeit oder eine Arbeitsge-
legenheit vermitteln“. Sie werden damit wie Jugendliche 
besonders behandelt, ohne ausreichende Begründung und 
insbesondere, ohne aufzuzeigen, wie diese besondere 
Behandlung zum Erfolg führen soll. Auch für unter 58-
Jährige sollte eine möglichst schnelle Arbeitsvermittlung 
selbstverständlich sein. Sofern mit der Vorschrift inten-
diert ist, Ältere in Arbeitsgelegenheiten in der Mehrauf-
wandsvariante (sog. Ein-Euro-Jobs) abzuschieben, lehnt 
der DGB sie ausdrücklich ab. Die im § 3 insgesamt vor-
handene Gleichrangigkeit von Arbeit und Arbeitsgele-
genheit ist eine falsche Weichenstellung. 
Zu Nr. 3 und 4 (§§ 12a und 13 SGB II, „Zwangsverren-
tung“): 
Die vorgesehene Regelung soll die in den letzten Mona-
ten von Gewerkschaften und Sozialverbänden kritisierte 
„Zwangsverrentung“ von ALG II-Empfängern abmin-
dern. Drohte ursprünglich nach Ablauf der sog. 58er-
Regelung eine „Zwangsverrentung“ bereits mit Vollen-
dung des 60. Lebensjahres, so soll nach dem vorliegen-
den Entwurf nun das 63. Lebensjahr entscheidend sein. 
An der grundsätzlichen Kritik des DGB zur Verrentung 
von Langzeitarbeitslosen gegen deren Willen ändert das 
nichts, auch wenn die Auswirkungen von Rentenab-
schlägen verkleinert sind. Aber auch 7,6 % Abschläge 

über die gesamte Rentenlaufzeit sind angesichts der der-
zeitigen und in Zukunft noch weiter sinkenden Renten-
zahlbeträge nicht zu verkraften. Der DGB hält an seiner 
Forderung fest, dass Arbeitslose nicht gegen ihren Willen 
in eine mit Abschlägen versehene Altersrente geschickt 
werden dürfen. 
Eine „Zwangsverrentung“ widerspricht dem erklärten 
Willen der Großen Koalition diametral, das Erwerbspo-
tenzial Älterer besser auszunutzen und die Regelalters-
grenze heraufzusetzen. Einerseits wird bei der „Rente mit 
67“ argumentiert, eine längere Erwerbstätigkeit Älterer 
sei im Zuge des demografischen Wandels unentbehrlich, 
andererseits soll eine Personengruppe sogar gegen ihren 
eigenen Willen in einen „Vorruhestand zu schlechten 
Bedingungen“ abgeschoben werden. Diese nur finanziel-
len Erwägungen geschuldete Logik erschließt sich dem 
DGB nicht. Die vorgesehene Rechtsverordnung zur 
Vermeidung von Härtefällen kann diesem grundsätzli-
chen Mangel nicht abhelfen. Hier ist eine Klarstellung im 
Gesetz erforderlich. 

Die vorgesehene Neuregelung mit der Altersgrenze 63 
wird kaum praktische Wirkung entfalten können, da die 
Altersrenten für langjährig Versicherte ohnehin erst ab 
63 Jahren bezogen werden können. Die Altersrenten we-
gen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeit (bei der die 
Altersgrenzen bis 2011 ohnehin auf 63 Jahre angehoben 
werden) und die Altersrente für Frauen sind nur noch für 
die Geburtsjahrgänge bis 1951 überhaupt zugänglich. 

Es ist auch widersprüchlich, dass langjährig Versicherte, 
die die Anspruchsvoraussetzungen für eine vorgezogene 
Altersrente erfüllen, ihre Altersrente mit Abschlägen be-
ziehen müssen, während Versicherte, die nicht die Vor-
versicherungszeiten erfüllen, weiterhin Leistungen nach 
dem SGB II beziehen können, bis sie beim Erreichen der 
Regelaltersgrenze eine Rente ohne Abschläge erhalten. 
Zudem ist es rechtlich bedenklich, wenn die Rente durch 
die Abschläge niedriger ist als die Grundsicherung und 
noch ergänzende Leitungen bezogen werden müssen. 

Der Rentenanspruch steht unter dem Schutz des Artikels 
14 Grundgesetz. Es ist daher unter dem Gesichtspunkt 
der Handlungsfreiheit im wirtschaftlichen Bereich frag-
lich, ob dem Leistungsempfänger zuzumuten ist, 
zwangsweise dauerhaft Abschläge in Kauf zu nehmen. 
Zudem könnte eine Altersdiskriminierung vorliegen und 
damit gegen europarechtliche Vorschriften verstoßen 
werden.  

Zu Nr. 5 (§ 53a SGB II, Definition Arbeitslosigkeit): 

Die Herausrechnung eines Teils älterer Arbeitsloser aus 
der Arbeitslosenstatistik folgt einer nicht nachvollziehba-
ren Begründung und wird abgelehnt. Wenn SGB II-
Träger über 12 Monate keine Eingliederungsperspektive 
aufzeigen (können), werden die betreffenden Arbeitslo-
sen aus der Arbeitslosenstatistik gestrichen. Dies schafft 
geradezu einen Fehlanreiz, Angebote für diesen Perso-
nenkreis zu unterlassen. Auch widerspricht die Vorschrift 
der vorgesehenen Neufassung von § 3, wonach 58-
Jährige – unabhängig von den Vermittlungs-Chancen - 
sogar unverzüglich in Arbeit zu vermitteln sind. 

Im übrigen weist der DGB darauf hin, dass der Anstieg 
der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung Älterer 
in den letzten Jahren im Wesentlichen nicht auf einen 
Übergang älterer Arbeitsloser in Beschäftigung zurück-
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zuführen ist, sondern auf ein Älterwerden geburtenstär-
kerer Jahrgänge, die bereits in Beschäftigung sind.  

Zu Artikel 5 (SGB VI, Hinzuverdienstgrenze) 
Der Gesetzentwurf erhöht die Hinzuverdienstgrenzen in 
der gesetzlichen Rentenversicherung von 350 Euro 
(2007) auf 400 Euro und damit auf das Niveau der sog. 
Mini-Jobs. Die Vorbehalte des DGB gegenüber den ge-
ringfügigen Beschäftigungen bestehen fort. 
Allerdings ist es sinnvoll, die Hinzuverdienstgrenzen ge-
nerell und bezogen auf die unterste Grenze anzuheben. 
Vor allem führt die bisherige 350 Euro-Grenze bislang 
häufig zu Überzahlungen der Rente, weil viele Rent-
ner/innen mit Nebenbeschäftigungen, aber auch deren 

Arbeitgeber irrigerweise der Auffassung sind, die Ge-
ringfügigkeitsgrenze sei auch die Grenze des unschädli-
chen Hinzuverdienstes. Es sorgt für Rechtsklarheit und 
geringeren Bürokratieaufwand, wenn die untere Hinzu-
verdienstgrenze und die Geringfügigkeitsgrenze aneinan-
der angepasst werden. 
Im Übrigen ist der DGB der Auffassung, dass die Hinzu-
verdienstgrenzen bei Teilrenten großzügiger und flexib-
ler gestaltet werden sollten. Vor allem sollte es künftig 
mehr Stufen bei den Teilrenten geben – beispielsweise 
vier statt bisher drei Stufen. Für die Ermittlung der Hin-
zuverdienstgrenzen sollten nicht mehr nur die letzten drei 
Jahre vor Rentenbezug, sondern die drei “besten“ Jahre 
der vergangenen zehn Jahre berücksichtigt werden. 

 
 

 
Übersicht zur Bezugsdauer Arbeitslosengeld 

 

Gesetzentwurf 7. SGB III-ÄndG Geltendes Recht  DBG-Vorschlag Vormaliges Recht (bis Feb. 06)  

sv-pfl. Beschäf-
tigungs-dauer 
in Monaten 

Nach 
Vollen-
dung 
Lebens
jahr 

Bezugs-
dauer in 
Monaten  

sv-pfl. Beschäf-
tigungs-dauer in 
Monaten 

Nach 
Vollen-
dung 
Lebens
jahr 

Bezugs-
dauer in 
Monaten  

sv-pfl. Beschäf-
tigungs-dauer in 
Monaten 

Nach 
Vollen-
dung Le-
bensjahr 

Bezugs-
dauer in 
Monaten  

sv-pfl. Beschäf-
tigungs-dauer in 
Monaten 

Nach 
Vollen
dung 
Lebens
jahr 

Bezugs-
dauer in 
Monaten  

(in den 5 Jah-
ren vor der Alo)   

(in den 3 Jahren 
vor der Alo)   

(in den 5 Jahren 
vor der Alo)   

(in den 7 Jahren 
vor der Alo)   

12  6 12  6 12  6 12  6 

16  8 16  8 16  8 24  12 

20  10 20  10 20  10 28 45. 14 

24  12 24  12 24  12 36 45. 18 

30 50. 15 30 55. 15 30 45. 15 40 47. 20 

36 55. 18 36 55. 18 36 50. 18 48 52. 24 

48 58. 24    42 50. 24 56 57. 28 

         64 57. 32 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 16(11)880 
Ausschuss für  
Arbeit und Soziales 15. Januar 2008 
16. Wahlperiode 

Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 21. Januar 2008 in Berlin zum 
a) Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 

Entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung des Dritten Buches Sozial- 
gesetzbuch und anderer Gesetze - Drucksache 16/7460 - 

b) Gesetzentwurf der Abgeordneten Volker Schneider (Saarbrücken), Klaus Ernst,  
Dr. Lothar Bisky, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch (Rentenabschlagsverhinderungsgesetz) - Drucksache 16/7459 - 

c) Antrag der Abgeordneten Dr. Heinrich L. Kolb, Jens Ackermann, Dr. Karl Addicks,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion FDP  
Arbeit statt Frühverrentung fördern - Drucksache 16/7003 - 

Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege e. V. BAGFW 

A. Zusammenfassung der wesentlichen Aussagen 
1. Die BAGFW unterstützt den Grundgedanken des vor-

liegenden Gesetzentwurfs, die verlängerte Bezugs-
dauer von Arbeitslosengeld mit einer stärkeren Integ-
ration von Älteren in den Arbeitsmarkt zu verbinden. 
Die vorgeschlagenen Instrumente hierfür sind jedoch 
unzureichend. 

2. Der neue Eingliederungsgutschein für Ältere darf 
nicht isoliert gewährt werden, sondern ist einzubin-
den in das Instrumentarium zur Förderung der Integ-
ration von älteren Arbeitslosen. Beim gleichzeitigen 
verpflichtenden Abschluss einer Eingliederungsver-
einbarung mit der Forderung nach verstärkten Eigen-
bemühungen wäre es unangemessen, ältere Arbeitslo-
se gegenüber jüngeren Arbeitslosen faktisch verstärkt 
der Verhängung von möglichen Sperrzeiten auszuset-
zen.   

3. Die BAGFW hält es für unzureichend, dass durch die 
Neuregelung nur Menschen unter 63 Jahren davor 
bewahrt werden sollen, vorzeitige Renten mit Ab-
schlägen in Anspruch nehmen zu müssen.  Der Aus-
schluss Älterer ab 63 Jahren von der Integration in 
den Arbeitsmarkt widerspricht dem Ziel einer erhöh-
ten Erwerbstätigenquote Älterer. Zu berücksichtigen 
ist dabei auch die steigende Regelaltersgrenze für 
Frauen und Männer bis zum Alter von 67 Jahren. 

4. Bei der halbjährigen Überprüfung der Vermittlungs-
möglichkeiten von Arbeitslosen über 58 Jahren soll 

der Vermittlung in eine Arbeitsgelegenheit mit Mehr-
aufwandsentschädigung keine Bedeutung zukommen, 
da diese für ältere Arbeitslose regelmäßig kein geeig-
netes Instrument zur Integration in den Arbeitsmarkt 
darstellt. Vielmehr ist zu überprüfen, ob die Bereit-
stellung von weiteren Förderangeboten, insbesondere 
zur Weiterbildung, in Frage kommt.  

5. Die BAGFW lehnt den Ausschluss von Arbeitslosen 
ab 58 Jahren, die länger als ein Jahr Grundsicherung 
für Arbeitsuchende beziehen und kein Arbeitsangebot 
erhalten haben, aus der Arbeitslosenstatistik ab. Ge-
ringere Integrationschancen dieser Personengruppe 
rechtfertigen den Ausschluss nicht.  

6. Die BAGFW begrüßt die Erhöhung und Vereinheitli-
chung der Hinzuverdienstgrenze für Rentner. 

B. Im Einzelnen 

1. Generelle Vorbemerkung 

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts-
pflege (BAGFW) unterstützt den Grundgedanken des 
vorliegenden Gesetzentwurfs, eine verlängerte Bezugs-
dauer des Arbeitslosengeldes mit Strategien zu einer 
stärkeren Integration von Älteren in den Arbeitsmarkt zu 
verknüpfen. Die Erhöhung der Erwerbstätigenquote Älte-
rer steht auch im Einklang mit einem entsprechenden 
Schwerpunkt europäischer Wirtschafts- und Sozialpoli-
tik. 
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2. Verlängerung des Arbeitslosengeldes (§ 127 SGB 
III-neu) und Eingliederungsgutschein für ältere 
Arbeitnehmer (§§ 223, 224 SGB III-neu, § 35 Abs. 
5 SGB III-neu) 

Der Gesetzentwurf sieht eine Verlängerung der Bezugs-
dauer des Arbeitslosengeldes für ältere Arbeitnehmer ab 
dem vollendeten 50. Lebensjahr vor. Mit Vollendung des 
50. Lebensjahres beträgt er nun bei einer Vorversiche-
rungszeit von mindestens 30 Monaten 15 Monate. Ab 
Vollendung des 55. Lebensjahres werden 18 Monate Ar-
beitslosengeld gezahlt, wenn die Vorversicherungszeit 
von 36 Monaten erfüllt ist und ab dem 58. Lebensjahr 
wird nach Versicherungspflichtverhältnissen von insge-
samt 48 Monaten insgesamt 24 Monate lang Arbeitslo-
sengeld gezahlt. Die Rahmenfrist wird von 2 auf 5 Jahre 
verlängert.  
Gleichzeitig wird für ältere Arbeitnehmer ab Vollendung 
des 50. Lebensjahres, die einen Anspruch auf Arbeitslo-
sengeld von mehr als 12 Monaten haben, im SGB III ein 
Eingliederungsgutschein eingeführt. Die Ausgabe des 
Eingliederungsgutscheins wird in einer Eingliederungs-
vereinbarung mit einem Arbeitsangebot oder einer Ver-
einbarung über notwendige Eigenbemühungen zur Einlö-
sung des Eingliederungsgutscheines verbunden (§ 35 
Abs. 5 SGB III-neu). Die Eingliederungsvereinbarung ist 
spätestens nach drei Monaten zu überprüfen. Mit dem 
Gutschein verpflichtet sich die Agentur für Arbeit, einen 
12-monatigen Eingliederungszuschuss in Höhe von 30 
bis 50 % (bei Rechtsanspruch 50 %) des berücksichti-
gungsfähigen Arbeitsentgelts an einen Arbeitgeber zu 
leisten, wenn der Arbeitnehmer für mindestens ein Jahr 
eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung von 
mindestens 15 Std. wöchentlich aufnimmt.  
Bewertung:  
Die verstärkten Vermittlungsbemühungen für ältere Ar-
beitnehmer werden generell begrüßt. Der neu geschaffe-
ne Eingliederungsgutschein für ältere Arbeitnehmer kann 
das vorhandene und vorrangig zu nutzende Instrumenta-
rium von Maßnahmen zur Integration Älterer, insbeson-
dere den Eingliederungszuschuss für Ältere (§ 421 f SGB 
III), die Entgeltsicherung für ältere Arbeitnehmer (§ 421 
j SGB III) und die Förderung beschäftigter Arbeitnehmer 
(§ 417 SGB III) bei Weiterbildung ergänzen. Vom Inhalt 
der Förderung entspricht das Instrument weitgehend dem 
Eingliederungszuschuss (§ 421 f)13. Wesentliche Unter-
schiede sind die Ausgabe der Förderung als Gutschein, 
die Ausgestaltung als Rechtsanspruch nach einem Jahr, 
die Begrenzung der Förderdauer auf ein Jahr und die re-
gelmäßige Verknüpfung mit dem Abschluss einer Ein-
gliederungsvereinbarung, in der entweder ein Arbeitsan-
gebot festgelegt oder die notwendigen Eigenbemühungen 
vereinbart werden.  
Da der Eingliederungsgutschein zu dem erst jüngst ge-
schaffenen Eingliederungszuschuss hinzukommen wird 
und es hierbei um ähnliche Instrumente für überschnei-
dende Zielgruppen geht, wird die Handhabbarkeit der 
Förderpraxis vermutlich erschwert. Die BAGFW ver-
weist auf die aktuelle arbeitsmarktpolitische Zielsetzung 
der Bundesregierung, durch eine Instrumentenstraffung 
die Übersichtlichkeit und Effektivität der Arbeitsmarkt-

                                                           
13  Ab dem 50. Lebensjahr, nach sechs Monaten Arbeitslosigkeit, Förde-

rung in Höhe von 30 bis 50 % des berücksichtigungsfähigen Arbeits-
entgelts, 12 – 36 Monate Laufzeit bei degressivem Zuschuss. 

förderung zu verbessern. Es muss vermieden werden, 
dass der neu eingeführte Eingliederungsgutschein die 
Anwendung des bestehenden Eingliederungszuschusses 
behindert, der ältere Arbeitslose mit individuell begrün-
deten Vermittlungshemmnissen - zu recht ähnlichen För-
derkonditionen wie der Eingliederungsgutschein - för-
dert. 
Durch die Verknüpfung der Ausgabe des Eingliede-
rungsgutscheins mit in einer verpflichtend abzuschlie-
ßenden Eingliederungsvereinbarung dokumentierten Ei-
genbemühungen des Arbeitslosen kann sich faktisch die 
Möglichkeit erhöhen, dass bei Nichterfüllung der Eigen-
bemühungen eine Sperrzeit nach § 144 SGB III verhängt 
wird. Einen Grund, ältere Arbeitslose stärker als andere 
Arbeitslose zu fordern und sie angesichts der drohenden 
Sperrzeiten einem größeren Druck auszusetzen, gibt es 
nicht. Dies gilt umso mehr als die Integrationschancen äl-
terer Arbeitsloser auf dem Arbeitsmarkt faktisch einge-
schränkt sind. 
Sofern eine Eingliederungsvereinbarung geschlossen 
wird, sollten geeignetere Förderinstrumente für Ältere, 
insbesondere die berufliche Weiterbildung, vorrangig be-
rücksichtigt werden. Das ist in § 35 Abs. 5 zum Aus-
druck zu bringen.   
3. Erleichterter Bezug von Arbeitslosengeld II und 

keine Pflicht zum vorzeitigen Bezug von Alters-
rente bei Arbeitslosen zwischen 58 und 63 Jahren 

Der Gesetzentwurf sieht Nachfolgeregelungen für die 
zum 31.12.2007 auslaufenden Sonderregelungen der § 65 
Abs. 4 SGB II und § 428 SGB III für Arbeitslose ab 58 
Jahren vor.  
Nach der bisherigen Rechtslage kann derjenige, der das 
58. Lebensjahr vollendet hat und nicht arbeitsuchend ist, 
mit dem Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
vereinbaren, dass er dennoch Arbeitslosengeld II erhält. 
Gleichzeitig ist er gehalten, seine Altersrente zu beantra-
gen, sobald er die Voraussetzungen erfüllt, sie zu bean-
tragen. Er ist allerdings nicht verpflichtet, vorzeitige Al-
tersrente mit Abschlägen in Anspruch zu nehmen.  
Die o. g. befristeten Sonderregelungen für Arbeitslose 
laufen zum 31.12.2007 aus. Das hat zur Folge, dass auch 
Menschen ab 58 Jahren arbeitsuchend sein müssen, wenn 
sie ALG II erhalten wollen. Würde keine Ersatzregelung 
geschaffen, würden diese Personen nicht mehr leistungs-
berechtigt nach dem SGB II sein, wenn sie ihre Hilfebe-
dürftigkeit durch den Bezug von Rente reduzieren könn-
ten. Eine reguläre Altersrente kann grundsätzlich erst mit 
dem 65. Lebensjahr (künftig ansteigend) bezogen wer-
den. Nur noch für wenige Personengruppen besteht nach 
dem SGB VI die Möglichkeit, vorzeitig ohne Abschläge 
in Rente zu gehen. Die vorzeitige Rente ist i.d.R. ab dem 
60. Lebensjahr möglich.14 Sie wird mit Abschlägen in 
Höhe von 0,3 % pro Monat des vorgezogenen Rentenbe-
zugs gemindert. Wer mit 60 statt mit 65 Altersrente be-
zieht, erhält also i.d.R. 18 % Abschläge.15   

                                                           
14  Derzeit können Frauen, die vor dem 1.1.1952 geboren sind, vorzeitig 

mit 60 Jahren in Rente gehen (§ 237 a SGB III, Anlage 20). Gleiches 
gilt für Schwerbehinderte und unter bestimmten Voraussetzungen für 
Menschen, die vor dem 1.1.1952 geboren sind, arbeitslos sind und 
nach Vollendung ihres 58. Lebensjahres und 6 Monaten insgesamt 52 
Wochen arbeitslos waren (§ 237 SGB VI, Anlage 19). Schließlich kön-
nen langjährig Versicherte derzeit mit 63 Jahren vorzeitig in Rente ge-
hen (§ 236 SGB VI, Anlage 21).   

15  Also 12 Monate x 5 Jahre = 60 x 0,3% = 18% Abschlag 
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Die Pflicht, die Hilfebedürftigkeit im SGB II zu reduzie-
ren, umfasst nach Ansicht der Bundesregierung auch die 
Pflicht, eine vorzeitige Rente mit Abschlägen in An-
spruch zu nehmen, selbst wenn der Hilfebedürftige noch 
erwerbsfähig und erwerbswillig ist. Im Ermessen des 
Trägers der Grundsicherung für Arbeitsuchende stünde 
es weiterhin, den Antrag selbst für den Leistungsberech-
tigten zu stellen (§ 5 Abs. 3 SGB II). Durch den Renten-
bezug scheidet der Hilfebedürftige aus dem SGB II aus 
(§ 7 Abs. 1 S. 2 SGB II). Reicht die Rente zum Leben 
nicht aus, ist er gezwungen, sich eine geringfügige Be-
schäftigung zu suchen oder ergänzend Leistungen nach 
dem 4. Kapitel des SGB XII zu beantragen. Darüber hin-
aus kann er sich zwar bei der Bundesagentur für Arbeit 
nach § 15 SGB III arbeitsuchend melden. Er erhält dort 
aber nur Beratung und Vermittlung. Die Teilnahme an 
Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktförderung ist in der 
Regel ausgeschlossen, da von Personen wegen Bezugs 
ihrer Altersrente typischerweise erwartet wird, dass sie 
ihren Lebensunterhalt nicht mehr vorrangig durch Er-
werbstätigkeit bestreiten müssen.16  
Der Gesetzentwurf sieht nun folgende Nachfolgerege-
lung zu §§ 65 Abs. 4 und 428 SGB III vor: Nach § 12 a 
S. 2 SGB II wird klargestellt, dass Hilfebedürftige bis zur 
Vollendung des 63. Lebensjahrs nicht verpflichtet sind, 
eine Rente wegen Alters vorzeitig in Anspruch zu neh-
men. Zugleich ordnet § 3 Abs. 2 a SGB II-neu an, dass 
erwerbsfähige Hilfebedürftige unverzüglich in eine Ar-
beit oder in eine Arbeitsgelegenheit zu vermitteln sind. 
Bewertung: 
Die BAGFW begrüßt die Neuregelung, insoweit sie 
Menschen unter 63 Jahren nicht darauf verweist, eine 
vorzeitige Rente mit Abschlägen in Anspruch zu neh-
men. Für die Integration von Älteren in den Arbeitsmarkt 
ist es unerlässlich, sie in einem System zu belassen, in 
dem ihnen Leistungen zur Eingliederung in den Arbeits-
markt zur Verfügung stehen. Zugleich ist es sachgerecht, 
ihren lebenslang erarbeiteten Rentenanspruch unvermin-
dert zu sichern.  
Die Neuregelung, dass Arbeitslose, die das 58. Lebens-
jahr vollendet haben, unverzüglich nicht nur in eine Ar-
beit, sondern auch in eine Arbeitsgelegenheit mit Mehr-
aufwandsentschädigung vermittelt werden sollen, wird in 
ihrer derzeitigen Ausgestaltung abgelehnt. Positiv ist das 
Bemühen zu würdigen, durch unverzügliches Tätigwer-
den die Integration von älteren Arbeitslosen zu fördern. 
Oberstes Ziel muss indes die Vermittlung in eine geeig-
nete und individuell sinnvolle Erwerbstätigkeit sein, die 
ggf. um die Bereitstellung von geeigneten Instrumenten 
der Arbeitsförderung, wie z.B. der Fort- und Weiterbil-
dung zu ergänzen ist.  
Für den Personenkreis der älteren Arbeitslosen ist in der 
Regel das Instrument der Arbeitsgelegenheiten mit 
Mehraufwandsentschädigung nicht weiterführend. Lang-
jährig Beschäftigte bedürfen in der Regel keiner gemein-
nützigen Arbeitsgelegenheit, um ihre sozialen Kompe-
tenzen zu stärken oder in einen Arbeitsalltag einzufinden. 
Angesichts der bisherigen Erfahrungen stellt auch für 
langjährig Arbeitslose die Arbeitsgelegenheit nicht gene-
rell ein Sprungbrett in den ersten Arbeitsmarkt dar, es sei 
denn, die Qualifizierung steht dabei im Mittelpunkt. 
Auch für Ältere muss an dem Grundsatz festgehalten 
                                                           
16  Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE 

LINKE, BT-Drs. 16/5461 S. 2. 

werden, dass Arbeitsgelegenheiten nur nachrangig zu an-
deren Förderleistungen des § 16 SGB II zum Einsatz 
kommen. Bei älteren Arbeitslosen sollten sie daher im 
Vergleich zu anderen Förderinstrumenten nur in begrün-
deten Fällen zum Einsatz kommen, wo nachweislich so-
ziale Kompetenzen fehlen oder wo sie zur Bewältigung 
des Arbeitsalltags notwendig sind. Anstatt der Vermitt-
lung in eine Arbeitsgelegenheit mit Mehraufwandsent-
schädigung sollte vielmehr unverzüglich geprüft werden, 
ob nicht weitere Integrationsinstrumente, so z.B. eine 
Förderung durch eine Weiterbildungsmaßnahme oder ei-
ne sozialversicherungspflichtige Arbeitsgelegenheit, in 
Betracht kommen. 
Bei dem Element des Forderns ist zudem zu berücksich-
tigen, dass trotz aller Eigenbemühungen von arbeitslosen 
Älteren die Integrationschancen auf dem Arbeitsmarkt 
bislang deutlich geringer sind als bei jüngeren Personen-
gruppen. In der Praxis ist sicherzustellen, dass jegliche 
Sanktionsentscheidung dieser besonderen Situation älte-
rer Arbeitsuchender gerecht wird.   
Vorschlag:  
In § 3 Abs. 2a SGB II-neu sind daher die Begriffe „oder 
in eine Arbeitsgelegenheit“ zu streichen und durch die 
Formulierung zu ersetzen „oder ihnen sind geeignete 
Leistungen zur Eingliederung gem. § 16 SGB II, z. B. ei-
ne sozialversicherungspflichtige Arbeitsgelegenheit oder 
Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen, zu gewähren. Ar-
beitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigung 
nach § 16 Abs. 3 S. 2 SGB II sind nachrangig zu gewäh-
ren.“ 
Der neue Absatz 2 a lautet dann:  
„Erwerbsfähige Hilfebedürftige, die das 58. Lebensjahr 
vollendet haben, sind unverzüglich in eine Arbeit zu ver-
mitteln oder ihnen sind geeignete Leistungen zur Ein-
gliederung gem. § 16 SGB II, z. B. eine sozialversiche-
rungspflichtige Arbeitsgelegenheit oder Fort- und Wei-
terbildungsmaßnahmen, zu gewähren. Arbeitsgelegenhei-
ten mit Mehraufwandsentschädigung nach § 16 Abs. 3 S. 
2 SGB II sind nachrangig zu gewähren.“ 
4. Pflicht zur Inanspruchnahme von verminderten 

Renten ab Vollendung des 63. Lebensjahres, Här-
tefallregelung 

§ 12 a SGB II stellt klar, dass Menschen ab Vollendung 
des 63. Lebensjahres grundsätzlich gehalten sind, auch 
vorzeitige Renten in Anspruch zu nehmen. § 13 Abs. 2 
SGB II-neu ermächtigt das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales, ohne Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung eine Härtefallregelung zu schaffen, die 
bestimmt, unter welchen Voraussetzungen und für wel-
che Dauer Hilfebedürftige nach Vollendung des 63. Le-
bensjahres nicht verpflichtet sind, vorzeitig Rente zu be-
ziehen.  
Bewertung: 

Die BAGFW lehnt diese Regelung ab. Mit dem Ziel der 
Erhöhung der Erwerbsbeteiligung Älterer und der bereits 
beschlossenen Erhöhung des Renteneintrittsalters ist es 
unvereinbar, ältere Arbeitslose ab dem 63. Lebensjahr 
vorzeitig in das Rentensystem zu verweisen und ihnen so 
den Zugang zum Arbeitsmarkt zu verwehren. Sozialpoli-
tisches Ziel muss es vielmehr sein, ältere Arbeitslose ver-
stärkt zu fördern und ihnen Perspektiven auf dem Ar-
beitsmarkt zu eröffnen.  
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Rein fiskalische Interessen, die hinter den mit dieser Re-
gelung verbundenen Einsparungen beim Arbeitslosen-
geld II stehen, dürfen dem nicht entgegenstehen. Obwohl 
es das Ziel der Bundesregierung auch nach den Vorgaben 
der Europäischen Union ist, die Beschäftigungsquote äl-
terer Arbeitnehmer zu erhöhen, soll eine Gruppe von äl-
teren Hilfebedürftigen in die Zuständigkeit der Renten-
versicherung überführt und damit – gegen ihren Willen – 
faktisch vom Arbeitsmarkt verdrängt werden; denn ein 
freiwilliger Renteneintritt unter Hinnahme der Abschläge 
ist jederzeit möglich. Zudem werden bei Rentnern, deren 
mit Abschlägen versehene Renten unterhalb des Exis-
tenzminimums liegen, ergänzende Leistungen nach dem 
SGB XII erforderlich werden, so dass hier nur eine Ver-
schiebung der Kostenlast auf die Kommunen erfolgt.  
Entgegen dem Gesetzentwurf sind auch die Vorausset-
zungen für die Inanspruchnahme der Härtefallregelung, 
die bisher in einer Verordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates und öffentlicher Diskussion vom BMAS ge-
regelt werden sollen, aufgrund der Rechtsklarheit und 
Transparenz direkt im Gesetz zu verankern. 
Vorschlag: 
• § 12 a S. 2 SGB II-neu ist zu streichen und wie folgt 

zu ändern:  
„Abweichend von Satz 1 sind Hilfebedürftige nicht ver-
pflichtet, eine Rente wegen Alters vorzeitig in Anspruch 
zu nehmen.“ 
Ersatzweise wäre zumindest folgende Regelung vorzu-
nehmen: 
• Im Rahmen der Härtefallregelung sind die Personen 

vom Verweis auf den Rentenbezug auszunehmen, de-
ren mit Abschlägen versehene Rente unterhalb des 
Niveaus des Existenzminimums im SGB XII liegt.  

5. Keine statistische Erfassung von Arbeitslosen ab 
58 Jahren, die länger als ein Jahr arbeitslos sind 

Mit der Neuregelung des § 53 a SGB II wird eine eigene 
Rechtsgrundlage für die statistische Erfassung von ar-
beitslosen erwerbsfähigen Hilfebedürftigen geschaffen, 

die der bisherigen Praxis entspricht. Ausdrücklich ausge-
schlossen von der Erfassung sind hiernach Arbeitslose ab 
Vollendung des 58. Lebensjahres, die innerhalb der letz-
ten 12 Monate in Arbeitslosigkeit und im Bezug von 
SGB II-Leistungen kein Arbeitsangebot erhalten haben. 
Bewertung: 
Die BAGFW lehnt den Ausschluss von arbeitslosen Älte-
ren ab 58 Jahren aus der Arbeitslosenstatistik ab. Die Be-
gründung, dass die Integrationschancen bei diesem Per-
sonenkreis deutlich eingeschränkt sind bzw. sich redu-
ziert haben und sie nicht mehr uneingeschränkt arbeitsbe-
reit sind sowie nicht mehr alle Möglichkeiten nutzen und 
nutzen können, ihre Beschäftigungslosigkeit zu beenden, 
ist nicht nachvollziehbar, da auch die Arbeitslosenstatis-
tik in jüngeren Jahrgängen Personen mit eingeschränkten 
Vermittlungschancen enthält. Geringere Integrations-
chancen einzelner Personenkreise können und dürfen 
nicht dazu führen, sie in der Statistik nicht auszuweisen. 
Vielmehr ist es gerade sinnvoll, in einer Statistik abzu-
bilden, in welchem Maße ältere Arbeitslose integriert 
werden und ob das Ziel, die Erwerbstätigenquote dieser 
Personengruppe zu erhöhen, tatsächlich erreicht wird.  
6.  Erhöhung der Hinzuverdienstgrenze für Bezieher 

von Vollrenten 
Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die Hinzuverdienst-
grenzen für die Bezieher von Vollrenten auf 400 € stei-
gen.  
Bewertung: 
Die BAGFW begrüßt diese Regelung, da sie gerade Be-
ziehern von niedrigen Renten ermöglicht, drohender Al-
tersarmut aus eigener Kraft entgegenzuwirken.  

Berlin, den 20.12.2007 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 16(11)891 
Ausschuss für  
Arbeit und Soziales 16. Januar 2008 
16. Wahlperiode 

Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 21. Januar 2008 in Berlin zum 
a) Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 

Entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung des Dritten Buches Sozial- 
gesetzbuch und anderer Gesetze - Drucksache 16/7460 - 

b) Gesetzentwurf der Abgeordneten Volker Schneider (Saarbrücken), Klaus Ernst,  
Dr. Lothar Bisky, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch (Rentenabschlagsverhinderungsgesetz) - Drucksache 16/7459 - 

c) Antrag der Abgeordneten Dr. Heinrich L. Kolb, Jens Ackermann, Dr. Karl Addicks,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion FDP  
Arbeit statt Frühverrentung fördern - Drucksache 16/7003 - 

Sozialverband VdK Deutschland e.V. 

1. Gesamtbewertung von Ziel und Inhalt des Gesetz-
entwurfs 

Der Gesetzentwurf geht in der Problemanalyse zu Recht 
davon aus, dass trotz der positiven konjunkturellen Ent-
wicklung die berufliche Wiedereingliederung für viele äl-
tere Arbeitnehmer nach wie vor schwierig ist.  
Deshalb soll mit dem Gesetzentwurf 
• die soziale Sicherung der älteren Arbeitnehmer und  
• ihre Integration in den Arbeitsmarkt verbessert wer-

den. 
Der Gesetzentwurf sieht als Einzelmaßnahmen vor: 
• eine gestufte Verlängerung der Bezugsdauer des Ar-

beitslosengeldes I für ältere Arbeitnehmer rückwir-
kend zum 1. Januar 2008, 

• die Verbesserung der Wiedereingliederungschancen 
älterer Arbeitnehmer durch Einführung eines Ein-
gliederungsgutscheines, 

• eine zum 1. Januar 2008 rückwirkende Nachfolgere-
gelung zur sog. „58er Regelung“. und 

• die Anhebung der Hinzuverdienstgrenze für Rentner, 
die eine vorgezogene Altersrente oder eine Rente 
wegen voller Erwerbsminderung in voller Höhe be-
ziehen, auf   400 €. 

Der Sozialverband VdK unterstützt die oben genann-
te Zielsetzung des Gesetzgebers. Er wertet den Gesetz-
entwurf als Bestätigung für die Notwendigkeit und als 

Signal für die Einsicht, Regelungen der Agenda 2010 zu 
überprüfen und über die im Gesetzentwurf vorgesehenen 
Einzelmaßnahmen hinaus, notwendige gesetzgeberische 
Korrekturen vorzunehmen. 
Die Verlängerung des Arbeitslosengeldes I für ältere 
Arbeitnehmer entspricht einer Forderung des Sozialver-
bands VdK und wird als Schritt zur besseren und ange-
messenen sozialrechtlichen Absicherung von älteren Ar-
beitnehmern, die auf dem Arbeitsmarkt geringere Chance 
haben, begrüßt. Begrüßt wird auch die Einführung eines 
Eingliederungsgutscheines zur Unterstützung insbeson-
dere von eigenen Vermittlungsanstrengungen. 
Unbedingt notwendig ist eine durch Rückwirkung naht-
lose Nachfolgeregelung zur auslaufenden „58er Rege-
lung“. Um Rechtsunsicherheit und mögliche gravierende 
Nachteile für die Betroffenen zu vermeiden, muss ver-
waltungsmäßig durch Weisung bzw. Vereinbarung si-
chergestellt werden, dass die SGB II-Träger nicht zwi-
schenzeitlich vor Inkrafttreten der Neuregelung (ein-
schließlich einer etwaigen Rechtsverordnung zur Rege-
lung von Härtefällen) Zwangsverrentungen vornehmen 
dürfen. Die Gewerkschaften und Sozialverbände haben 
hinsichtlich des Inhalts einer solchen Nachfolgeregelung 
in ihrer gemeinsamen Erklärung vom 27.11.07 zu Recht 
gefordert, dass Arbeitslose nicht in eine Altersrente mit 
Abschlägen gezwungen werden dürfen. Mit der vorgese-
henen „Kompromisslösung“, die Arbeitslose bis zum 63. 
Lebensjahr vor Zwangsverrentung schützt, wird dieser 
Forderung aber nur teilweise Rechnung getragen. Erheb-
liche praktische Bedeutung hat die vorgesehene Rege-
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lung insbesondere für schwerbehinderte Menschen.  
Der Sozialverband VdK begrüßt die Anhebung der 
Hinzuverdienstgrenze für Bezieher vorzeitiger Alters-
renten und Erwerbsminderungsrenten in voller Höhe ent-
sprechend der Entgeltgrenze für eine geringfügige Be-
schäftigung in Höhe von 400 €. Die bestehende Regelung 
ist für viele Rentner nicht nachvollziehbar. Wegen ge-
ringfügiger Überschreitung der Hinzuverdienstgrenze ist 
es so aus Unkenntnis zu hohen Rückzahlungsforderungen 
der Rentenversicherungsträger gekommen. 

2. Zu den einzelnen Regelungen 
2.1. Verlängerung der Bezugsdauer von Arbeitslo-

sengeld I (§ 127 SGB III-E) 
Die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld soll – wie 
bereits mit dem 6. Gesetz zur Änderung des Dritten Bu-
ches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze festgelegt 
wurde – für über 50-jährige stufenweise abhängig vom 
Lebensalter und der Vorversicherungszeit von derzeit 
maximal 18 Monate auf bis zu 24 Monate für 58-jährige 
verlängert werden.  

Danach hat ein Versicherter  
• nach Vollendung des 50. Lebensjahres nach einer 

Vorversicherungszeit von 30 Monaten Anspruch auf 
15 Monate Arbeitslosengeld (statt derzeit auf 12 Mo-
nate Arbeitslosengeld) und  

• nach Vollendung des 58. Lebensjahres nach einer 
Vorversicherungszeit von 48 Monaten Anspruch auf 
24 Monate Arbeitslosengeld (statt derzeit 18 Monate 
Arbeitslosengeld) nach einer Vorversicherungszeit 
von 36 Monaten. 

Die Regelung, wonach nach Vollendung des 55. Lebens-
jahres nach 36 Monaten ein Anspruch auf 18 Monate Ar-
beitslosengeld besteht, soll beibehalten werden. 
Die Verlängerung gilt auch für ältere Arbeitslose, deren 
Anspruch auf Arbeitslosengeld nach dem alten Recht am 
31.12.2007 noch nicht erschöpft war (§ 434 r SGB III-E).  
Die vorgesehene Verlängerung der Bezugdauer des 
Arbeitslosengeldes erkennt der Sozialverband VdK 
deshalb als einen Schritt zur Verbesserung der sozia-
len Sicherung von älteren Arbeitnehmern an. Diese 
sind nach wie vor auf dem Arbeitsmarkt besonders be-
nachteiligt und haben in der Regel lange Jahre in die Ar-
beitslosenversicherung eingezahlt. Nach Abschaffung der 
Arbeitslosenhilfe erfolgt auch bei unverschuldeter Ar-
beitslosigkeit bereits nach maximal 18 Monaten An-
spruch auf Arbeitslosengeld und einer Übergangszeit von 
2 Jahren eine Absicherung lediglich auf Fürsorgeniveau - 
mit dem damit verbundenen sozialen Abstieg und nach-
haltigen Konsequenzen für die spätere Alterssicherung. 
Diese Regelung empfinden viele Betroffene als un-
gerecht und diskriminierend.  
Aus Sicht des Sozialverbands VdK sind Befürchtungen, 
dass die Verlängerung der maximalen Bezugsdauer eine 
Rückkehr zu einer Frühverrentungstradition darstellt, 
nicht nachvollziehbar. Auch verzögert eine Verlängerung 
der Anspruchsdauer nicht eine berufliche Eingliederung. 
Denn der Anspruch auf Arbeitslosengeld setzt Arbeitsbe-
reitschaft voraus. Vielmehr sichert ein längerer Anspruch 
auf Arbeitslosengeld ältere Arbeitlosen mit besonderem 
Unterstützungsbedarf während der Vermittlungsbemü-
hungen auf Versicherungsniveau sozial ab. Insbesondere 

eigene Vermittlungsanstrengungen werden durch die 
Einführung eines Vermittlungsgutscheines unterstützt.  
Nicht akzeptabel ist eine kostenneutrale Regelung, die 
mit einer Kürzung der Bezugsdauer für jüngere Ver-
sicherte verbunden ist. 
Für nicht sachgerecht hält der Sozialverband VdK, dass 
keine Wiedereinführung der Erstattungspflicht des 
Arbeitslosengeldes durch Arbeitgeber bei Entlassung 
langjährig beschäftigter älterer Arbeitnehmer vorgesehen 
ist.  
Es ist notwendig und sachgerecht, dass die Verlängerung 
der Bezugsdauer rückwirkend zum 1. Januar 2007 er-
folgt. Verwaltungsmäßig muss sichergestellt werden, 
dass die Arbeitsagenturen diese Regelung ggf. unter 
Vorbehalt bereits vor ihrem Inkrafttreten anwenden und 
die Betroffenen nicht auf das SGB II verweisen. 

2.2. Einführung eines Eingliederungsgutscheins für 
ältere Arbeitnehmer (§ 223 SGB III-E) 

Arbeitslose nach Vollendung des 50. Lebensjahres kön-
nen künftig von der Agentur für Arbeit einen Eingliede-
rungsgutschein erhalten, sofern sie einen Anspruch auf 
Arbeitslosengeld von mehr als 12 Monaten haben. 

Der Eingliederungsgutschein garantiert einem potentiel-
len Arbeitgeber einen Eingliederungszuschuss für 12 
Monate mit einer Förderhöhe zwischen 30 % und 50 % 
des berücksichtigungsfähigen Entgelts. Voraussetzung 
ist, dass eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
mit einer Arbeitszeit von mindesten 15 Stunden wöchent-
lich für mindestens 12 Monate begründet wird.  

Langzeitarbeitslose, die nach 12 Monaten Arbeitslosen-
geldbezug immer noch beschäftigungslos sind, haben ge-
genüber der Bundesagentur für Arbeit einen Rechtsan-
spruch auf einen Eingliederungsgutschein mit einer ga-
rantierten Förderhöhe von 50 % des berücksichtigungs-
fähigen Entgelts. 

Aus Sicht des Sozialverbands VdK ist die Einführung 
von Gutscheinen mit garantierter Förderleistung ge-
eignet, die Beschäftigungschancen älterer Arbeitslosen-
geldbezieher zu verbessern und ihre Eigenbemühungen 
nachhaltig zu unterstützen.  
Insbesondere der Eingliederungsgutschein mit einer För-
derung von 50 % schafft für Arbeitgeber unbürokratisch 
Klarheit über das ob und wie einer Förderung ohne Er-
messensspielräume der regionalen Arbeitsverwaltung.  
Gerade von bundesweit tätigen Unternehmen wird die 
mangelnde Transparenz und Planungssicherheit bei Ein-
stellungen aufgrund der unterschiedlichen Förderpraxis 
der regionalen Arbeitsagenturen bei Eingliederungszu-
schüssen beklagt.  
Um gerade die Integrationschancen von Langzeitarbeits-
losen zu verbessern und Mitnahmeeffekte zu begrenzen, 
hält der Sozialverband VdK es für vertretbar, dass ein 
Rechtsanspruch erst nach einem Jahr der Arbeitslo-
sigkeit besteht. Die Erfahrungen mit dem Eingliede-
rungsgutschein sollten aber evaluiert werden.  
Nicht nachvollziehbar ist aus Sicht des Sozialverbands 
VdK, dass dieses Förderinstrumentarium auf Bezieher 
von Arbeitslosengeld von mehr als 12 Monaten begrenzt 
ist und damit nicht für Langzeitarbeitlose im Bereich des 
SGB II gilt. 
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2.3.  Nachfolgeregelung zur sog. „58er Regelung“ 
Nach der zum 31. Dezember 2007 ausgelaufenen 58er 
Regelung konnten Arbeitslose, die das 58. Lebensjahr 
vollendet haben, Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe 
auch dann erhalten, wenn sie dem Arbeitsmarkt nicht 
mehr zur Verfügung stehen wollen. Voraussetzung war, 
das sie sich verpflichteten, zum frühestmöglichen Zeit-
punkt in eine abschlagsfreie Rente wechseln. 
Bei ersatzlosem Wegfall dieser Regelung besteht zum ei-
nen keine Möglichkeit mehr, Arbeitslosengeld I und II 
unter erleichterten Bedingungen zu beziehen. Für die 
Leistungsträger im Bereich von SGB III und SGB II be-
deutete diese Möglichkeit bisher eine verwaltungsmäßige 
Entlastung, weil sie für diesen Personenkreis keine Ver-
mittlungsanstrengungen mehr unternehmen mussten. 
Gleichzeitig wurde die Arbeitslosenstatistik von einem 
Personenkreis mit schlechteren Vermittlungschancen be-
reinigt.  
Der Wegfall dieser Regelung bedeutet zum anderen, dass 
der SGB II-Träger den Betroffenen nach dem sozialhilfe-
rechtlichen Nachranggrundsatz darauf verweisen kann, 
bei seinem Rentenversicherungsträger eine vorzeitigen 
Rente mit Abschlägen zu beantragen, um seine Hilfebe-
dürftigkeit zu vermeiden bzw. abzumildern. Im Weige-
rungsfalle besteht nach § 5 SGB II die Möglichkeit, dass 
der Grundsicherungsträger den Rentenantrag für den Hil-
febedürftigen gegen dessen Willen stellt (Zwangsverren-
tung). 
Der Gesetzentwurf sieht für ältere Arbeitnehmer, die 
nicht arbeitsbereit sind, keine Möglichkeit mehr zu einem 
erleichterten Bezug von Arbeitslosengeld I und II vor. 
Vielmehr soll deren berufliche Integration verstärkt ge-
fördert werden. Hierzu werden die Träger der Grundsi-
cherung verpflichtet, diese unverzüglich in Arbeit oder in 
eine Arbeitsgelegenheit zu vermitteln  (§ 3 Abs. 2 a SGB 
III-E). Gelingt dies nicht, sollen sie aber aus der Arbeits-
losenstatistik gestrichen werden, wenn ihnen nach einem 
Bezug von 12 Monaten von Arbeitslosengeld II keine so-
zialversicherungspflichtige Beschäftigung angeboten 
worden ist (§ 53 a Abs. SGB II-E). 
Gleichzeitig wird im SGB II der Nachranggrundsatz prä-
zisiert (§ 12 a Abs. 1 SGB II-E). Es soll klargestellt wer-
den, dass Hilfebedürftige Sozialleistungen beantragen 
müssen, wenn diese die Hilfebedürftigkeit vermeiden o-
der abmildern. Als Ausnahme von diesem Grundsatz ist 
vorgesehen, dass Hilfebedürftige bis zur Vollendung des 
63. Lebensjahres nicht verpflichtet sind, eine Rente we-
gen Alters vorzeitig in Anspruch zu nehmen.  
Des Weiteren wird das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales ermächtigt, im Wege einer Rechtsverord-
nung weitere Ausnahmen von dieser Ausnahmeregelung 
zu bestimmen. Das Ministerium soll festlegen, in wel-
chen Härtefällen Hilfebedürftige auch nach Vollendung 
des 63. Lebensjahres nicht verpflichtet sind, eine Rente 
wegen Alters vorzeitig in Anspruch zu nehmen (§ 13 
Abs. 2 SGB II-E). 
Der Sozialverband VdK tritt nachdrücklich für die 
Verbesserung der Beschäftigungssituation älterer Ar-
beitnehmer in Anbetracht der immer noch bestehen-
den Altersdiskriminierung auf dem Arbeitsmarkt ein. 
Er hat aus diesem Grund die mit dem Rentenversiche-
rungs-Altersgrenzenanpassungsgesetz vorgenommene 
Erhöhung der Regelaltersgrenze nicht grundsätzlich ab-

gelehnt. Es müssen aber die Voraussetzungen dafür 
geschaffen werden, dass die Menschen bis zum Errei-
chen der Regelaltergrenze aufgrund ihres Gesund-
heitszustandes wie ihrer Qualifikation arbeiten kön-
nen und aufgrund der Arbeitsmarktsituation auch 
arbeiten dürfen.  
Vor diesem Hintergrund lehnt der Sozialverband 
VdK unabhängig vom Lebensalter eine Zwangsver-
rentung von arbeitsbereiten älteren Arbeitnehmern 
vor Erreichen der Regelaltergrenze grundsätzlich ab. 
Er hält aber eine Verlängerung der Möglichkeit, wei-
terhin Arbeitslosengeld I und II zu erleichterten Be-
dingungen in Anspruch zu nehmen, für nicht notwen-
dig. 
Zur Verbesserung der beruflichen Integration älterer 
Menschen hält er es für sachgerecht, dass über 58-jährige 
künftig wieder generell in die aktiven Vermittlungsbe-
mühungen der Leistungsträger einbezogen werden und 
sich hierbei auch selbst aktiv beteiligen müssen.  
Klargestellt werden sollte, dass hier die Vermittlung 
in zumutbare sozialversicherungsrechtliche Beschäf-
tigungsverhältnisse im Vordergrund stehen muss.  
Als kontraproduktiv wird die Regelung angesehen, wo-
nach ein arbeitsbereiter Hilfebedürftiger, dem nach 12 
Monaten kein Arbeitsangebot gemacht werden kann, 
aus der Arbeitslosenstatistik gestrichen wird. Die Be-
gründung, wonach ein Älterer, der keine Arbeit findet, 
nicht mehr als arbeitslos gilt, ist nicht nachvollziehbar. 
Faktisch liegt dieser Regelung wieder der Gedanke der 
alten 58er-Regelung zugrunde. Allerdings wird er aus der 
Statistik gestrichen, ohne dass er Arbeitslosengeld unter 
erleichterten Bedingungen beziehen kann.  
Mit der vorgesehenen „Kompromisslösung“ wird eine 
Zwangsverrentung nicht vermieden, aber der Perso-
nenkreis, der auf eine vorzeitige Altersrente mit Ab-
schlägen verwiesen wird, durch das Abstellen auf die 
Vollendung des 63. Lebensjahres eingeschränkt. 
Von dieser Regelung profitieren zunächst Berechtigte, 
die die Zugangsvoraussetzungen für die auslaufenden 
vorzeitigen Renten für Frauen und Arbeitslose erfül-
len. Für die Betroffenen wird damit der Verweis auf eine 
vorzeitige Rente mit bis zu 18 % Abschläge vermieden.  
Als wesentlichen Teilerfolg sieht der Sozialverband VdK 
an, dass arbeitslose schwerbehinderte Menschen bei Vor-
liegen der rentenversicherungsrechtlichen Voraussetzun-
gen weiterhin frei entscheiden, ob sie die Altersrente für 
schwerbehinderte Menschen ab dem 60. Lebensjahr mit 
bis zu 10,8 Prozent Abschlägen in Anspruch nehmen o-
der (weiter) Arbeitslosengeld II beziehen.  
Dies gilt aber nur für die Jahrgänge bis 1951. Spätere 
Jahrgänge sind dann in Zusammenhang mit der Einfüh-
rung der „Rente mit 67“ durch die schrittweise Anhebung 
des Referenzalters von 63 Jahre auf 65 Jahre für eine ab-
schlagsfreie Inanspruchnahme der Altersrente für 
schwerbehinderte Menschen wieder von einer Zwangs-
verrentung mit Abschlägen betroffen. Ab Geburtsjahr-
gang 1961 besteht bei der Altersrente für schwerbehin-
derte Menschen ein Abschlag von 7,2 %, wenn diese 
dann mit 63 Jahren in Anspruch genommen wird. 
Langjährig Versicherte mit Anspruch auf das flexible 
Altersruhegeld können nach der vorgesehenen Rege-
lung schon jetzt mit 7,2 % Abschlag zwangsverrentet 
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werden. Dieser Abschlag würde sich in Zusammenhang 
mit der Einführung der Rente mit 67 für die Jahrgänge ab 
1964 auf 14,4 % erhöhen.  
Aus Sicht des Sozialverbands VdK ist das Abstellen auf 
die starre Altergrenze von 63 insbesondere auch unter 
Berücksichtigung der bereits beschlossenen Rente mit 67 
kein sachgerechtes Kriterium für eine Zwangsverren-
tung von arbeitsbereiten Arbeitnehmern. Wenn an ei-
ner Altersgrenze festgehalten wird, müsste diese entspre-
chend der sukzessiven Erhöhung der Altersgrenzen im 
Rahmen der Einführung der „Rente mit 67“ als Gleitre-
gelung ausgestaltet werden. 
Dass eine Altersgrenze aber nicht sachgerecht ist, zeigt 
auch die Notwendigkeit einer zusätzlichen Härtefall-
regelung für Hilfebedürftige, die das 63. Lebensjahr 
vollendet haben.  
Bei Geltung allein der Altergrenze von 63 könnten 
selbst Arbeitslosengeld II-Empfänger, die sozialversi-
cherungspflichtig beschäftigt sind (sog. Aufstocker), 
auf eine vorzeitige Rente verwiesen werden Ein solch 
widersinniges Ergebnis müsste bei Geltung der vorge-
sehen Regelung durch den Gesetzgeber ausgeschlos-
sen und dürfte nicht einer späteren Verordnungsrege-
lung überlassen werden.  

Als Härte wurden in den vorangegangen Diskussionen 
auch die Beispiele angesehen, wonach jemand in 6 Mo-
naten ohne Abschläge in Rente geht oder innerhalb die-
ses Zeitraum in Arbeit eingegliedert werden kann. Aller-
dings konnten auch vom zuständigen Bundesministerium 
keine überzeugenden Lösungsvorschläge gemacht wer-
den. 
Aus Sicht des Sozialverbands VdK wird es auch im We-
ge einer solchen ergänzenden Verordnung zu keiner 
sachgerechten, nachvollziehbaren Lösung kommen. 
Vielmehr wären langwierige Rechtsstreitigkeiten pro-
grammiert. 
Bei vorhandener Arbeitsbereitschaft ist es auch unbillig, 
ältere Arbeitnehmer vor Erreichen der Regelaltersgrenze 
durch eine Zwangsverrentung von den Eingliederungs-
leistungen im Rahmen des SGB II auszuschließen. 
Deshalb sollte die Inanspruchnahme einer vorzeitigen 
Rente mit Abschlägen weiterhin der Entscheidung des 
einzelnen überlassen bleiben.  

Bonn, den 16. Januar 2008 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 16(11)883 
Ausschuss für  
Arbeit und Soziales 15. Januar 2008 
16. Wahlperiode 

Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 21. Januar 2008 in Berlin zum 
a) Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 

Entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung des Dritten Buches Sozial- 
gesetzbuch und anderer Gesetze - Drucksache 16/7460 - 

b) Gesetzentwurf der Abgeordneten Volker Schneider (Saarbrücken), Klaus Ernst,  
Dr. Lothar Bisky, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch (Rentenabschlagsverhinderungsgesetz) - Drucksache 16/7459 - 

c) Antrag der Abgeordneten Dr. Heinrich L. Kolb, Jens Ackermann, Dr. Karl Addicks,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion FDP  
Arbeit statt Frühverrentung fördern - Drucksache 16/7003 - 

Sozialverband Deutschland 

I Zusammenfassung 
Der Entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze – 
im Folgenden 7. SGB III-Änderungsgesetz genannt – be-
inhaltet Regelungsvorschläge zu drei sozialpolitischen 
Problemfeldern, der so genannten Zwangsverrentungs-
problematik, den Hinzuverdienstgrenzen bei vorgezoge-
nen Altersrenten und vollen Erwerbsminderungsrenten 
sowie zur Bezugsdauer beim Arbeitslosengeld. 
Die vorgeschlagenen Regelungen zur Zwangsverrentung 
stellen gegenüber der seit Beginn 2008 geltenden Rechts-
lage einen ersten Schritt in die richtige Richtung dar. Das 
Auslaufen der 58er-Regelung führt nämlich dazu, dass 
viele ältere Beziehende von Leistungen der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende („Hartz IV“) seit dem 1. Januar 
2008 verpflichtet sind, eine vorgezogene Altersrente un-
geachtet der Höhe der Abschläge als „vorrangige Leis-
tung“ gegenüber dem Arbeitslosengeld II in Anspruch zu 
nehmen. In bestimmten Fällen können die Leistungsträ-
ger der Grundsicherung für Arbeitsuchende den entspre-
chenden Rentenantrag auch gegen den Willen der Betrof-
fenen stellen („Zwangsverrentung"). 
Der SoVD hat immer wieder – zuletzt im Rahmen des 
RV-Altersgrenzenanpassungsgesetzes17 – eine umfassen-
de Lösung der Zwangsverrentungsproblematik gefordert. 
Eine umfassende und sachgerechte Lösung kann nur dar-
                                                           
17  Stellungnahme des SoVD zum Entwurf des RV-Altersgrenzenanpas-

sungsgesetzes vom Februar 2007, Seite 18;  

in liegen, vorgezogene Altersrenten mit Abschlägen vom 
Nachrangigkeitsgrundsatz im SGB II auszunehmen. Da-
mit wäre sichergestellt, dass ältere Arbeitslosengeld II-
Beziehende – wie bis zum Ende des Jahres 2007 – selbst 
entscheiden können, ob sie weiterhin Arbeitslosengeld II 
beziehen oder eine vorgezogene Altersrente unter In-
kaufnahme von Abschlägen in Anspruch nehmen. 

Diese umfassende Lösung wird mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf bedauerlicherweise nicht erreicht. Denn 
der Entwurf sieht lediglich einen Ausschluss der 
Zwangsverrentung bis zum vollendeten 63. Lebensjahr 
vor. In einer Rechtsverordnung sollen weitere Ausnah-
men für eng begrenzte Fälle bestimmt werden können. 
Gegenüber der bis Ende 2007 geltenden Rechtslage stellt 
dies für die Betroffenen eine erhebliche Verschlechte-
rung dar. Demgegenüber werden die statistischen Wir-
kungen der 58er-Regelung, die nur eine begrenzte Erfas-
sung der Betroffenen in der Arbeitslosenstatistik vorsah, 
großzügig übernommen. 

Die hier vorgeschlagene Möglichkeit, ältere Arbeitslo-
sengeld II-Beziehende grundsätzlich erst ab 63 Jahren 
zwangszuverrenten, widerspricht dem erklärten Ziel der 
Bundesregierung, die Erwerbsbeteiligung Älterer zu er-
höhen. Es ist nicht hinnehmbar, wenn ältere Arbeitslo-
sengeld II-Beziehende, die dem Arbeitsmarkt weiterhin 
zur Verfügung stehen wollen, gegen ihren Willen in eine 
Altersrente unter Inkaufnahme von Abschlägen gezwun-
gen werden können. Dies gilt in besonderem Maße für 
Erwerbstätige, die das Arbeitslosengeld II aufgrund eines 



Ausschuss für Arbeit und Soziales Ausschussdrucksache 16(11)882 

  35 

Niedrigeinkommens als Aufstockungsleistung in An-
spruch nehmen müssen. 
Die Zwangsverrentung verschärft auch das Risiko einer 
wachsenden Altersarmut. Vor dem Hintergrund der zahl-
reichen Rentenkürzungen der vergangenen Jahre, der 
langfristigen Absenkung des Rentenniveaus und der voll-
zogenen Kürzung der Rentenversicherungsbeiträge für 
den Arbeitslosengeld II-Bezug unterliegen Langzeitar-
beitslose einem besonderen Armutsrisiko. Dies wird ver-
schärft, wenn die Betroffenen faktisch zur Inkaufnahme 
von Rentenabschlägen gezwungen werden könnten. Für 
63-Jährige liegen die Abschläge gegenwärtig in der Re-
gel bei 7,2 Prozent. Mit der schrittweisen Anhebung der 
Regelaltersgrenze auf 67 Jahre („Rente mit 67“) werden 
die Abschläge auf bis zu 14,4 Prozent steigen. 
In der Zwangsverrentung mit Abschlägen ist schließlich 
auch ein erzwungener Zugriff auf künftiges Altersvor-
sorgevermögen zu sehen. Der vorgezogene Altersrenten-
bezug stellt einen vorzeitigen Zugriff auf Rentenanwart-
schaften dar, den sich die Betroffenen mit lebenslangen 
Abschlägen „erkaufen“ müssen. Mit der Zwangsverren-
tung werden Betroffene verpflichtet, Altersvorsorgever-
mögen in Form der Rentenanwartschaften vorzeitig zu 
verwerten. Dies ist aus Sicht des SoVD überaus bedenk-
lich, zumal die Rentenanwartschaften einem gesetzlichen 
„Zwangssystem“ entstammen. 
Weiterhin sollten die Hinzuverdienstgrenzen bei vorge-
zogenen Altersrenten und vollen Erwerbsminderungsren-
ten mit dem 7. SGB III-Änderungsgesetz von derzeit ei-
nem Siebtel der monatlichen Bezugsgröße 
(2007 = 350 Euro) auf künftig 400 Euro angehoben wer-
den. Der SoVD unterstützt die Angleichung der Hinzu-
verdienstgrenzen bei vorgezogenen Altersrenten und vol-
len Erwerbsminderungsrenten an die Geringfügigkeits-
grenze nachdrücklich. Dies entspricht einer langjährigen 
Forderung des SoVD und stellt einen wichtigen Beitrag 
für mehr Transparenz der ohnehin sehr komplizierten 
Hinzuverdienstgrenzen dar. 
Die vorgeschlagene Verlängerung der Bezugsdauer beim 
Arbeitslosengeld I für ältere Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer wird im Grundsatz unterstützt. Der SoVD 
hält eine Verlängerung der Bezugsdauer beim Arbeitslo-
sengeld für dringend geboten, da sich die berufliche 
Wiedereingliederung für viele ältere Arbeitslose trotz der 
konjunkturellen Entwicklung immer noch schwierig ges-
taltet. Damit wird sichergestellt, dass die Arbeitsagentu-
ren ihre Vermittlungs- und Wiedereingliederungsbemü-
hungen intensivieren können und ein Übergang in den 
Leistungsbereich des SGB II („Hartz IV) vermieden 
werden kann. 
II Zu den Regelungen im Einzelnen 
1 Zwangsverrentung von älteren Arbeitslosengeld 

II-Beziehenden  
Mit Neuregelungen im SGB II (Art. 2 des Entwurfs für 
ein Siebtes SGB III-Änderungsgesetz) soll die Zwangs-
verrentung von älteren Arbeitslosengeld II-Beziehenden 
erst ab dem vollendeten 63. Lebensjahr ermöglicht wer-
den. Gegenüber dem Ausbleiben einer Regelung zur 
Zwangsverrentung stellt dies einen ersten Schritt in die 
richtige Richtung dar. Allerdings sind die hier vorge-
schlagenen Regelungen bei weitem nicht ausreichend, 
um die Zwangsverrentungsproblematik einer Lösung im 
Interesse der Betroffenen zuzuführen. Der SoVD schlägt 

vielmehr vor, vorgezogene Altersrenten mit Abschlägen 
generell vom Grundsatz der Nachrangigkeit von SGB II-
Leistungen auszunehmen. 
Hintergrund und Regelungsvorschläge des Entwurfs für 
ein 7. SGB III-Änderungsgesetz 
Das Problem der Zwangsverrentung von älteren Arbeits-
losengeld II-Beziehenden ist Folge des Auslaufens der so 
genannten 58er-Regelung zum 1. Januar 2008. Die Leis-
tungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) 
sind grundsätzlich nachrangig gegenüber anderen Sozial-
leistungen. Stellen erwerbsfähige Hilfebedürftige den 
Antrag auf eine vorrangige Sozialleistung nicht, können 
die SGB II-Leistungsträger diesen Antrag auch gegen 
den Willen des Betroffenen stellen (§ 5 Abs. 3 Satz 1 
SGB II).  
Die Nachrangigkeit von SGB II-Leistungen gegenüber 
vorgezogenen Altersrenten wurde bis Ende 2007 durch 
die 58er-Regelung (§ 65 Abs. 4 SGB II, § 428 SGB III) 
eingeschränkt: Die Verpflichtung zur vorrangigen Inan-
spruchnahme galt nur für vorgezogene Altersrenten ohne 
Abschläge. Vorgezogene Altersrenten mit Abschlägen 
mussten dagegen bislang nicht als „vorrangige Leistung“ 
gegenüber dem Arbeitslosengeld II in Anspruch genom-
men werden. Mit dem Auslaufen der 58er-Regelung zum 
1. Januar 2008 ist diese Einschränkung des Nachrangig-
keitsgrundsatzes weggefallen.  
Dies hat zur Folge, dass Arbeitslosengeld II-Beziehende 
in bestimmten Fällen seit Beginn dieses Jahres verpflich-
tet sind, eine vorgezogene Altersrente mit Abschlägen als 
„vorrangige Leistung“ gegenüber dem Arbeitslosen-
geld II in Anspruch zu nehmen. Die SGB II-Leistungs-
träger können den Rentenantrag mit Hilfe ihrer Antrags-
befugnis nach § 5 Abs. 3 Satz 1 SGB II auch gegen den 
Willen der Betroffenen stellen. Diese Form der Zwangs-
verrentung betrifft grundsätzlich alle erwerbsfähigen Hil-
febedürftigen, die nicht mehr von der 58er-Regelung 
Gebrauch machen können und einen Anspruch auf eine 
vorgezogene Altersrente haben.  
Der Entwurf für ein 7. SGB III-Änderungsgesetz sieht 
Neuregelungen im SGB II vor, mit denen die Nachran-
gigkeit von SGB II-Leistungen gegenüber vorgezogenen 
Altersrenten eingeschränkt werden soll. Nach § 12a 
SGB II sollen Hilfebedürftige bis 63 Jahren nicht ver-
pflichtet sein, eine vorgezogene Altersrente in Anspruch 
zu nehmen. Hilfebedürftige ab 63 Jahren hingegen sollen 
grundsätzlich verpflichtet sein, eine vorzeitige Altersren-
te als „vorrangige Leistung“ gegenüber den Leistungen 
des SGB II in Anspruch zu nehmen. Ausnahmen von die-
ser Verpflichtung können durch eine Rechtsverordnung 
geschaffen werden, wenn hierdurch Unbilligkeiten ver-
mieden werden (§ 13 Abs. 2 SGB II).  
Einführung einer Zwangsverrentung „erst“ ab 63 Jahren 
ist nicht ausreichend 
Schon vor In-Kraft-Treten der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende im Jahr 2005 hat der SoVD auf die Proble-
matik der Zwangsverrentung nach Auslaufen der 58er-
Regelung aufmerksam gemacht und eine umfassende Lö-
sung im Interesse der Betroffenen gefordert. Deshalb an-
erkennt der SoVD, dass der Gesetzgeber die Problematik 
mit dem Entwurf für ein 7. SGB III-Änderungsgesetz 
endlich angeht. Die vorgeschlagene Einschränkung der 
Zwangsverrentung auf Hilfebedürftige ab 63 Jahren ist 
aus Sicht des SoVD indes nicht ausreichend. Die Prob-
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lematik wird nicht gelöst; vielmehr wird lediglich die 
frühestmögliche Altersgrenze für eine Zwangsverrentung 
von 60 auf 63 Jahre verschoben. 
Ferner wird die Problematik mit der Einschränkung der 
Zwangsverrentung auf Hilfebedürftige ab 63 Jahren nur 
für einen Teil der Betroffenen entschärft. Denn ein Ren-
teneintritt mit 60 Jahren ist im Regelfall nur über die Al-
tersrente für Frauen und die Altersrente für schwerbehin-
derte Menschen möglich. Für den überwiegenden Teil 
der vorgezogenen Altersrenten gilt ohnehin bereits eine 
frühestmögliche Altersgrenze von 63 Jahren. Hinzu 
kommt, dass die Altersrente für Frauen im Jahr 2012 aus-
laufen wird. Damit werden von dieser Einschränkung nur 
schwerbehinderte Menschen vor einer Zwangsverrentung 
geschützt.  
Ausnahmen von der Zwangsverrentung durch Rechtsver-
ordnung reicht ebenfalls nicht aus 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Möglichkeit, im 
Rahmen einer Rechtsverordnung Ausnahmen von der 
Zwangsverrentung ab 63 Jahren zu schaffen (§ 13 Abs. 2 
SGB II), reicht nach Auffassung des SoVD ebenfalls 
nicht aus. Die Verordnungsermächtigung erfasst lediglich 
Ausnahmen „zur Vermeidung von Unbilligkeiten“ und 
soll damit nur für eng umgrenzte Fälle gelten. Der über-
wiegende Teil der von einer Zwangsverrentung betroffe-
nen Hilfebedürftigen wird auch über den Weg der 
Rechtsverordnung nach § 13 Abs. 2 SGB II nicht ge-
schützt werden können.  

Zwar eröffnet der unbestimmte Rechtsbegriff „zur Ver-
meidung von Unbilligkeiten“ dem Verordnungsgeber ei-
nen großen und flexiblen Handlungsspielraum zur Rege-
lung weiterer Ausnahmen bei der Zwangsverrentung. 
Andererseits wird aber deutlich, dass eine umfassende 
Lösung der Zwangsverrentungsproblematik durch die 
Neuregelungen des 7. SGB III-Änderungsgesetzes nicht 
gewollt ist. Dies liegt nicht im Interesse der Betroffenen, 
selbst und freiwillig über die Inanspruchnahme einer 
vorgezogenen Altersrente mit Abschlägen entscheiden zu 
können.  
Entwurf bedeutet Verschlechterung gegenüber der bishe-
rigen Rechtslage 

Die vorgeschlagenen Neuregelungen zur Zwangsverren-
tung bedeuten in jedem Fall eine Verschlechterung ge-
genüber der Rechtslage, die bis Ende 2007 gegolten hat. 
Die ausgelaufene 58er-Regelung bewirkte einen umfas-
senden Schutz für Betroffene vor einer Zwangsverren-
tung mit Abschlägen. Dies galt nicht nur für diejenigen 
Hilfebedürftigen, die von der Möglichkeit des erleichter-
ten Bezugs von Arbeitslosengeld II nach der 58er-
Regelung Gebrauch machten. Aus Gründen des Gleich-
heitsgebots wurden auch diejenigen geschützt, die sich 
gegen die 58er-Regelung entschieden haben, um weiter-
hin dem Arbeitsmarkt zur Verfügung zu stehen.  
Diesen umfassenden Schutz vor einer Zwangsverrentung 
mit Abschlägen erreicht die hier vorgeschlagene Rege-
lung nicht. Sieht man von den wenigen über die Rechts-
verordnung nach § 13 Abs. 2 SGB II regelbaren Aus-
nahmen ab, wird die Möglichkeit der Zwangsverrentung 
von Hilfebedürftigen ab 63 Jahren mit dem vorliegenden 
Entwurf erst eröffnet. Die Zwangsverrentung von Hilfe-
bedürftigen ab 63 Jahren wird mit den hier vorgeschlage-
nen Neuregelungen erst für grundsätzlich zulässig er-
klärt. Dies bedeutet einen klaren Rückschritt und eine er-

hebliche Verschlechterung gegenüber der bis Ende 2007 
geltenden Rechtslage.  
Der SoVD spricht sich indes nicht für eine weitere Ver-
längerung der 58er-Regelung aus. Wie die Begründung 
des Gesetzentwurfs richtig feststellt, kann ihr Auslaufen 
eine bessere Integration älterer Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer in den Arbeitsmarkt ermöglichen. Hierfür 
ist neben verstärkten Vermittlungsbemühungen nach 
Auffassung des SoVD aber auch Voraussetzung, dass ei-
ne umfassende Lösung für den Wegfall des Schutzes vor 
einer Zwangsverrentung durch die SGB II-
Leistungsträger gefunden wird.  
In diesem Zusammenhang sei angemerkt, dass mit der 
vorgeschlagenen Neuregelung des § 53a SGB II jeden-
falls die statistischen Wirkungen der 58er-Regelung 
weitgehend übernommen werden. Hilfebedürftige, die 
von dem erleichterten Bezug des Arbeitslosengeldes II 
nach der 58er-Regelung Gebrauch machten und machen, 
werden im Rahmen der Statistik in der Regel nicht als 
„arbeitslos“ erfasst. Nach der Neuregelung des § 53a 
SGB II sollen ältere Langzeitarbeitslose statistisch gese-
hen nicht als arbeitslos „gelten“, wenn sie innerhalb der 
letzten zwölf Monate kein Jobangebot erhalten haben. 
Die Langzeitarbeitslosigkeit von älteren Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern dürfte damit auch künftig nur in 
begrenztem Maße in der Arbeitslosenstatistik sichtbar 
sein. Es wird den Betroffenen nicht zu vermitteln sein, 
dass die statistischen Wirkungen der 58er-Regelung 
großzügig übernommen werden, sich ihr Schutz vor einer 
Zwangsverrentung aber deutlich verschlechtert. 
Zwangsverrentung widerspricht dem Ziel einer höheren 
Erwerbsbeteiligung Älterer 
Die hier vorgeschlagene grundsätzliche Zulässigkeit der 
Zwangsverrentung ab 63 Jahren widerspricht dem erklär-
ten Ziel der Politik, die Erwerbsbeteiligung älterer Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu erhöhen. Aus 
Sicht des SoVD nimmt die Glaubwürdigkeit dieser poli-
tischen Zielsetzung erheblichen Schaden, wenn Lang-
zeitarbeitslose, die trotz eines Anspruchs auf eine vorge-
zogene Altersrente in den Arbeitsmarkt integriert werden 
wollen, in eine Frührente mit Abschlägen gezwungen 
und damit faktisch aus dem Arbeitsmarkt gedrängt wer-
den können.  
Dies gilt in besonderer Weise für ältere Hilfebedürftige, 
die die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchen-
de zusätzlich beziehen müssen, weil ihr Niedrigeinkom-
men nicht für den Lebensunterhalt reicht (so genannte 
Aufstocker). Die Problematik der Zwangsverrentung von 
„Aufstockern“ lässt der Entwurf offen. Sollte für diesen 
Personenkreis auch im Rahmen der hier vorgeschlagenen 
Ausnahmeverordnung nach § 13 Abs. 2 SGB II keine 
Lösung gefunden werden, könnten die SGB II-
Leistungsträger ältere Niedrigeinkommensbeziehende 
trotz ihrer Erwerbstätigkeit in eine vorgezogene (Teil-
)Altersrente mit Abschlägen zwingen. Die schwierige 
Arbeitsmarktlage für ältere Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer und der wachsende Niedriglohnsektor sind 
klassische arbeitsmarktpolitische Probleme, die mit der 
Zwangsrente ab 63 Jahren auf die gesetzliche Rentenver-
sicherung verlagert würden.  
Es ist politischer Konsens, dass die Frühverrentungspoli-
tik der vergangenen Jahrzehnte beendet werden muss. 
Mit der hier vorgeschlagenen „Zwangsverrentung erst ab 
63 Jahren“ würde ein neues Instrument der Frühverren-



Ausschuss für Arbeit und Soziales Ausschussdrucksache 16(11)882 

  37 

tung geschaffen, das die gezielte und konsequente Ab-
schiebung älterer Langzeitarbeitsloser in die Frührente 
ermöglicht. Gleichzeitig würde der hier ebenfalls vorge-
schlagene neue Leistungsgrundsatz des § 3 Abs. 2a 
SGB II untergraben, nach dem erwerbsfähige Hilfebe-
dürftige ab 58 Jahren unverzüglich in eine Arbeit oder 
Arbeitsgelegenheit zu vermitteln sind.  
Zwangsverrentung verschärft das Risiko einer wachsen-
den Altersarmut 
Die vorgeschlagene Zwangsverrentung ab 63 Jahren ist 
auch aus alterssicherungspolitischer Sicht bedenklich. 
Vor dem Hintergrund der zahlreichen Rentenkürzungen 
der vergangenen Jahre und der weiteren Absenkung des 
Rentenniveaus unterliegen gerade Langzeitarbeitslose ei-
nem gesteigerten Risiko der Altersarmut. Einen erhebli-
chen Anteil an diesem gesteigerten Risiko hat die Halbie-
rung der Rentenversicherungsbeiträge bei Arbeitslosen-
geld II-Bezug. Die Einführung einer Zwangsrente ab 
63 Jahren verschärft das Risiko der Altersarmut von 
Langzeitarbeitslosen abermals.  
Die Inanspruchnahme einer vorgezogenen Altersrente 
mit 63 Jahren führt nämlich im Regelfall bereits heute zu 
Abschlägen in Höhe von 7,2 Prozent. Die langfristige 
Anhebung der Regelaltersgrenze von 65 auf 67 Jahre 
(„Rente mit 67“) wird für einen großen Teil der Betrof-
fenen zu höheren Abschlägen führen. Ein älterer Lang-
zeitarbeitsloser mit Anspruch auf eine vorzeitige Alters-
rente für langjährig Versicherte müsste – angesichts einer 
Regelaltersgrenze von 67 Jahren – bei einer Zwangsver-
rentung mit 63 Jahren Abschläge in Höhe von 14,4 Pro-
zent in Kauf nehmen. Für viele Betroffene, die infolge 
von Arbeitslosigkeit und „Minirentenversicherungsbei-
trägen“ für den Bezug von Arbeitslosengeld II ohnehin 
geringere Rentenanwartschaften haben, würde die 
Zwangsverrentung mit 63 Jahren den direkten Weg in die 
Altersarmut bedeuten. Weiter verschärft wird diese Prob-
lematik durch die strengen Regelungen im SGB II zur 
Vermögensanrechnung, die keinen ausreichenden Spiel-
raum für die private Altersvorsorge lassen.  
Zwangsverrentung bedeutet erzwungenen Zugriff auf 
künftiges Altersvorsorgevermögen 
Darüber hinaus stellt die Zwangsverrentung ab 63 Jahren 
einen erzwungenen Zugriff auf künftiges Altersvorsorge-
vermögen dar. Die Abschläge bei vorgezogenen Alters-
renten sind aus versicherungsmathematischer Sicht der 
Preis, mit dem sich Versicherte den vorzeitigen Bezug 
einer Regelaltersrente „erkaufen“. Das rentenrechtliche 
Privileg, mit einer vorgezogenen Altersrente freiwillig 
auf künftige Rentenanwartschaften vorzeitig zugreifen zu 
können, würde mit der Zwangsverrentung ab 63 Jahren 
in sein Gegenteil verkehrt: Hilfebedürftige nach dem 
SGB II werden verpflichtet, Altersvorsorgevermögen in 
Form der Rentenanwartschaften vorzeitig zu verwerten.  
Damit würde die Rentenversicherung als „gesetzliches 
Zwangssystem“ gegenüber den anderen Formen der im 
SGB II geschützten freiwilligen Altersvorsorge (Riester-
Rente, sonstiges Altersvorsorgevermögen im Sinne des 
§ 12 Abs. 2 Nr. 3 SGB II) benachteiligt. Hier ist ein 
zwangsweiser Zugriff auf künftiges Altersvorsorgever-
mögen nicht vorgesehen. Auch aus diesem Grund hält 
der SoVD die vorgeschlagene Zulässigkeit einer Zwangs-
verrentung ab 63 Jahren nicht für hinnehmbar. Die ver-
fassungsrechtliche Legitimität der gesetzlichen Renten-
versicherung als „gesetzliches Zwangssystem zur Alters-

vorsorge“ würde weiter in Frage gestellt und das Ver-
trauen der Versicherten in das System weiter untergra-
ben.  
Umfassende Lösung würde bisheriger Rechtslage ent-
sprechen 
Eine sachgerechte und umfassende Lösung der Zwangs-
verrentungsproblematik kann aus Sicht des SoVD mithin 
nur darin liegen, die vorzeitigen Altersrenten mit Ab-
schlägen gänzlich vom Nachrangigkeitsgrundsatz im 
SGB II auszunehmen. Hiervon unberührt bliebe das 
Recht der Betroffenen, eine vorzeitige Altersrente frei-
willig und unter Inkaufnahme von Abschlägen in An-
spruch zu nehmen. Dies würde der Rechtslage entspre-
chen, wie sie bis zum Auslaufen der 58er-Regelung zum 
Ende des Jahres 2007 gegolten hat.  
Die Praxis der vergangenen Jahre hat gezeigt, dass viele 
Hilfebedürftige den Bezug einer vorgezogenen Altersren-
te trotz der hohen Abschläge dem Bezug von Leistungen 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende vorziehen, was 
im Wesentlichen auf die strengen Regelungen über die 
Anrechnung von Einkommen und Vermögen im SGB II 
zurückzuführen ist. Der hier empfohlene Ausschluss vor-
zeitiger Altersrenten mit Abschlägen vom Nachrangig-
keitsgrundsatz im SGB II dürfte an dieser Tendenz nichts 
ändern. Auch aus finanzpolitischer Sicht besteht somit 
kein Anlass, die Rechtslage der Betroffenen hinsichtlich 
der Zwangsverrentung gegenüber der bis Ende 2007 gel-
tenden Rechtslage zu verschlechtern. 
2 Hinzuverdienstgrenzen bei vorgezogenen Alters-

renten und Erwerbsminderungsrenten 
Die Anhebung der Hinzuverdienstgrenze bei vorgezoge-
nen Altersrenten und vollen Erwerbsminderungsrenten 
von einem Siebtel der monatlichen Bezugsgröße 
(2007 = 350 Euro) auf 400 Euro wird uneingeschränkt 
unterstützt. Dies entspricht einer langjährigen Forderung 
des SoVD, die mit den entsprechenden, in Artikel 5 des 
7. SGB III-Änderungsgesetzes vorgeschlagenen Neure-
gelungen erfüllt wird. 
Die Begründung des Gesetzentwurfs stellt zu Recht fest, 
dass die Differenzierung zwischen der Geringfügigkeits-
grenze von 400 Euro einerseits und der Hinzuverdienst-
grenze für eine in voller Höhe zu zahlenden Rente von 
einem Siebtel der monatlichen Bezugsgröße andererseits 
für viele Rentnerinnen und Rentner nicht nachvollziehbar 
ist. Vielen Betroffenen, aber auch Arbeitgebern ist diese 
Differenzierung nicht bekannt, so dass es in der Praxis 
immer wieder zu Schwierigkeiten kommt. In Unkenntnis 
der Rechtslage werden Rentnerinnen und Rentner, die 
aufgrund niedriger Frührenten auf einen Hinzuverdienst 
angewiesen sind, selbst dann erheblichen, teilweise un-
verhältnismäßigen Rückforderungen ausgesetzt, wenn 
der Hinzuverdienst die zulässige Grenze nur geringfügig 
überschritten hat. 
Die vorgeschlagene Angleichung der Hinzuverdienst-
grenze für Vollrenten wegen Alters bzw. wegen voller 
Erwerbsminderung an die Geringfügigkeitsgrenze von 
400 Euro ist daher aus Sicht des SoVD ein wichtiger Bei-
trag für mehr Transparenz der ohnehin sehr komplizier-
ten Hinzuverdienstgrenzen im Rentenrecht. 
3 Verlängerung der Bezugsdauer beim Arbeitslo-

sengeld 
Die Bezugsdauer beim Arbeitslosengeld soll mit Ände-
rungen des § 127 SGB III (Artikel 1 des 7. SGB III-Än-
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derungsgesetzes) für Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer ab 50 Jahren verlängert werden. Für mindestens 50-
Jährige ist eine Bezugsdauer von 15 Monaten vorgese-
hen, wenn sie in den fünf Jahren vor Arbeitslosigkeit 30 
Beitragsmonate erreicht haben. Für mindestens 55-Jäh-
rige mit 36 Beitragsmonaten bleibt es bei einer Bezugs-
dauer von 18 Monaten. Für mindestens 58-Jährige mit 
48 Beitragsmonaten soll der Arbeitslosengeldanspruch 
auf 24 Monate verlängert werden.  
Die Verlängerung der Bezugsdauer beim Arbeitslosen-
geld soll durch die Einführung eines Eingliederungsgut-
scheins für ältere Arbeitnehmer (§ 123 SGB III) flankiert 
werden. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die 50 
Jahre oder älter sind und einen Arbeitslosengeldanspruch 
von mindestens 12 Monaten haben, können mit diesem 
Gutschein einen Eingliederungszuschuss von 12 Mona-
ten erhalten. Der Eingliederungszuschuss liegt zwischen 
30 und 50 Prozent des berücksichtigungsfähigen Arbeits-
entgelts. Förderfähig sind nur Beschäftigungsverhältnis-
se, die für mindestens ein Jahr abgeschlossen werden. 
Die Verlängerung der Bezugsdauer beim Arbeitslosen-
geld für ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer so-
wie der Eingliederungsgutschein für ältere Arbeitnehmer 
werden im Grundsatz begrüßt. Wie in der Begründung 
des Gesetzentwurfs zu Recht ausgeführt wird, gestaltet 
sich die berufliche Wiedereingliederung für viele ältere 
Arbeitslose trotz der konjunkturellen Entwicklung immer 
noch schwierig. Vielen älteren Arbeitslosen gelingt es 
ungeachtet intensiver Suche und intensiver Vermittlungs-
bemühungen durch die Arbeitsagenturen innerhalb der 
bisherigen maximalen Bezugsdauer von 18 Monaten 
nicht, eine Beschäftigung am ersten Arbeitsmarkt zu fin-
den. Sie werden nach dem Auslaufen des Arbeitslosen-
geldanspruchs auf die fürsorgeorientierte Grundsicherung 
für Arbeitsuchende verwiesen.  
Auch der SoVD hält die Verlängerung der Bezugsdauer 
beim Arbeitslosengeld vor diesem Hintergrund für drin-
gend geboten. Allerdings dürfte die 48-monatige Versi-
cherungszeit für den Arbeitslosengeldanspruch von 24 
Monaten für ältere Arbeitslose mit instabilen Beschäfti-

gungsverhältnissen eine große Hürde darstellen. Es sollte 
aus Sicht des SoVD daher geprüft werden, die Versiche-
rungszeit für den 24-monatigen Arbeitslosengeldan-
spruch auf dreieinhalb Jahre (42 Monate) zu reduzieren. 
III Schlussbemerkungen 
Die Verbesserung der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungs-
situation der älteren und älter werdenden Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer muss auch weiterhin vordring-
liches Ziel von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft blei-
ben. Dies gilt in besonderem Maße für ältere Langzeitar-
beitslose, die gerade vor dem Hintergrund der konjunktu-
rellen Entwicklung nicht in den vorgezogenen Altersren-
tenbezug abgeschoben werden dürfen.  
Der SoVD appelliert daher an den Gesetzgeber, die Prob-
lematik der Zwangsverrentung von älteren Arbeitslosen-
geld II-Beziehenden einer umfassenden Lösung zuzufüh-
ren. Der vorliegende Entwurf für ein 7. SGB III-Ände-
rungsgesetz stellt zwar eine Verbesserung gegenüber der 
seit 1. Januar 2008 geltenden Rechtslage dar, führt im 
Ergebnis aber zu einer Verschlechterung der Rechtsposi-
tion der Betroffenen, die bis zum Auslaufen der 58er-
Regelung gegolten hat.  
Die Zwangsverrentungsproblematik kann aus Sicht des 
SoVD nur umfassend und sachgerecht gelöst werden, 
wenn die vorgezogenen Altersrenten mit Abschlägen – 
wie bis Ende 2007 – nicht als „vorrangige Leistungen“ 
gegenüber dem Arbeitslosengeld II in Anspruch genom-
men werden müssen. Dies sollte über eine entsprechende 
Klarstellung des Nachrangigkeitsgrundsatzes im SGB II 
erfolgen. Damit bliebe den Betroffenen auch künftig 
selbst überlassen, ob sie Arbeitslosengeld II oder eine 
vorgezogene Altersrente unter Inkaufnahme von Ab-
schlägen beziehen.  
DER BUNDESVORSTAND 
Abteilung Sozialpolitik 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 16(11)892 
Ausschuss für  
Arbeit und Soziales 16. Januar 2008 
16. Wahlperiode 

Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 21. Januar 2008 in Berlin zum 
a) Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 

Entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung des Dritten Buches Sozial- 
gesetzbuch und anderer Gesetze - Drucksache 16/7460 - 

b) Gesetzentwurf der Abgeordneten Volker Schneider (Saarbrücken), Klaus Ernst,  
Dr. Lothar Bisky, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch (Rentenabschlagsverhinderungsgesetz) - Drucksache 16/7459 - 

c) Antrag der Abgeordneten Dr. Heinrich L. Kolb, Jens Ackermann, Dr. Karl Addicks,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion FDP  
Arbeit statt Frühverrentung fördern - Drucksache 16/7003 - 

Andreas Heimer, Berlin 

1. Folgen einer Zwangsverrentung ab dem 63. Le-
bensjahr für das Alterseinkommen von langzeit-
arbeitlosen Arbeitslosengeld-II-Empfänger/-innen 
Die Folgen einer Zwangsverrentung ab dem 63. Le-
bensjahr für das Alterseinkommen der Betroffenen 
müssen von 2 Seiten betrachtet werden: 
a. Es entsteht ein Verlust an Rentenanwartschaf-

ten wegen einer verkürzten Einzahlungszeit. 
b. Es erfolgt ein prozentualer Abzug von Renten-

leistungen wegen vorzeitiger Inanspruchnahme 
der Altersrente. 

Ad a.: Der Verlust an Rentenanwartschaften ist zu 
vernachlässigen, da ein Jahr ALG II-Bezug nur eine 
jährliche Rentenanwartschaft von wenigen Euro pro 
Monat ausmacht. 
Ad b.: Der prozentuale Rentenabschlag wegen vor-
zeitiger Inanspruchnahme der Alterstente beträgt 
0,3% pro Monat. Das bedeutet, dass eine Person, die 
mit 63 Jahren zwangsverrentet wird, bei Erhöhung 
des regulären Renteneintrittsalters auf 67 Jahre dau-
erhaft mit einem Rentenabschlag von 14,4 % zu 
rechnen hat.  
Da sich die Altersrenten von Langzeitarbeitslosen 
sowieso im Allgemeinen kaum über dem Sozialhilfe-
niveau bewegen, ist die Zwangsverrentung mit 63 
Jahren als „kritisch“ einzustufen. Wie obige Ausfüh-
rungen zeigen, steigt die Gefahr von Altersarmut 
deutlich an. 

2. Bewertung der Neuregelung der alten 58er-
Regelung und die Verlängerung des Arbeitslosen-
geld I für Ältere unter dem Gesichtspunkt Er-
werbsintegration älterer Beschäftigter  

Durch den verlängerten Bezug des Arbeitslosengeld I 
steigt zwar die materielle Absicherung älterer Ar-
beitsloser während der Suchphase nach einer für sie 
geeigneten Erwerbsmöglichkeit. Dies scheint auf-
grund langjähriger Einzahlungszeiten der älteren Be-
schäftigten in die Arbeitslosenversicherung unmittel-
bar gerecht zu sein. Fraglich ist jedoch, welche An-
reize die Verlängerung der Bezugsmöglichkeit für die 
individuellen und institutionellen Benmühungen zur 
Erwerbsintegration Älterer setzt. Gleiches gilt für die 
Zwangsverrentung mit dem 63. Lebensjahr. Beide 
Maßnahmen  stehen im Widerspruch zum Koaliti-
onsvertrag, wo unter dem Leitsatz "Potenziale des Al-
ters erkennen und nutzen" das aktive Altern und da-
mit auch die aktive Teilnahme Älterer am Arbeits-
markt, als  

Nachweislich ist der schnelle Vermittlungserfolg 
wichtig, damit sich keine schwerwiegenden Vermitt-
lungshemmnisse der Arbeitssuchenden aufbauen, die 
zu einer lang anhaltenden Arbeitslosigkeit oder auch 
zu einer unterqualifizierten oder prekären Beschäfti-
gung führen können. Vor diesem Hintergrund sollten 
alle Rahmenbedingungen so gestaltet sein, dass sie 
die Wiedereingliederung von Arbeitslosen gleich 
welchen Alters befördern. 



Ausschussdrucksache 16(11)882 Ausschuss für Arbeit und Soziales 

40 

3. Maßnahmen anderer Länder zur Förderung Er-
werbsintegration von Älteren 
Übergänge in die Nacherwerbsphase 

Der normale Übergang zwischen der Erwerbs- und 
Nacherwerbsphase beginnt mit dem Bezug der Al-
tersrente, der für den Fall vorzeitiger Berufsunfähig-
keit die Invaliditätsrente vorgeschaltet ist. Entschei-
dend ist dabei die jeweilige Definition von „Berufs-
unfähigkeit“, die manche Länder vor allem in den 
späten 80er und frühen 90er Jahren sehr extensiv aus-
legten, so dass nicht nur gesundheitliche Gründe (z.B. 
in S und DK), sondern auch Langzeitarbeitslosigkeit 
(z.B. in SF) oder tarifvertragliche Vereinbarungen für 
den vorzeitigen Rentenbezug ausschlaggebend wa-
ren. Entsprechend streut das Renteneintrittsalter nicht 
nur zwischen den Ländern, sondern auch von Jahr zu 
Jahr: 

Tabelle 1: Durchschnittliches Renteneintrittsalter 
ausgewählter Länder 2001 - 2004 

 2001 2002 2003 2004 
Dänemark 61,6 60,9 62,2 62,1 
Schweden 61,8 63,3 63,1 62,8 
Niederlande 60,9 62,2 60,5 61,1 
Finnland 61,4 60,5 60,4 60,5 
Schweiz 63,9 62,5 62,8 62 
Großbritannien 62,0 60,5 60,4 60,5 
Neuseeland    65 

Quelle: Eurostat 

Ab der 2. Hälfte der 90er Jahre führte die starke Nut-
zung der Frühverrentung durch die Wirtschaft und 
die Arbeitnehmer in nahezu allen Ländern zu teilwei-
se erheblichen Veränderungen der bisherigen Renten-
systeme mit dem Ziel, den Übergang in die Nacher-
werbsphase hinauszuzögern und so den wachsenden 
Finanzierungsproblemen der Sozialversicherungen 
entgegen zu wirken. Dabei wurden vor allem folgen-
den Maßnahmen ergriffen: 
 Stärkung von Mehrsäulen-Modellen für die Alters-
sicherung durch Kombination von (teilweise ein-
kommensunabhängigen) Grundrenten, meist kapi-
talgedeckten und einkommensabhängigen (Be-
triebs-)Renten und privater Altersvorsorge (z.B. in 
DK, S, SF, NL, CH) 

 Flexibilisierung der Rentenhöhe in Abhängigkeit 
vom Renteneintrittsalter mit Abschlägen bei vorzei-
tigem Rentenbezug (z.B. S, SF, DK) und Zuschlä-
gen bei späterem als dem gesetzlichen Rentenein-
tritt (z.B. GB, S, DK). 

 Erhöhung des gesetzlichen Renteneinstiegsalters für 
Frauen (GB) 

 Teilweise drastische Einschränkungen des vorzeiti-
gen Rentenbezugs aufgrund von Berufsunfähigkeit 
und Arbeitslosigkeit vor allem durch Umstellung 
der Finanzierung über Kapitalfonds (z.B. NL), Er-
höhung der Einstiegshürden (z.B. DK), Senkungen 
der Rentenansprüche (z.B. DK, SF), regelmäßige 
medizinische Kontrollen (z.B. NL,S) oder Kombi-

nierbarkeit von Teilrenten mit Teilzeitarbeit (z.B. 
NL, DK) 

Alle diese Maßnahmen modifizieren im Wesentli-
chen bisherige Regelungen zum Übergang in die 
Nichterwerbsphase. Insoweit wirken sie sich nur indi-
rekt auf die Beschäftigungsmöglichkeiten für Ältere 
aus, da sie lediglich den vorzeitigen Rückzug auf-
grund wegfallenden Alternativen erschweren. Sie 
dienen vor allem der Stabilisierung der bestehenden 
Sozialsysteme und stellen insofern weder das Drei-
Phasen-Modell der traditionellen Erwerbsbiografie 
(Lernen – Arbeiten – Ruhestand) noch die eng damit 
verbundenen tradierten Vorstellungen zur alters- und 
ausbildungsdeterminierten Entwicklung der Erwerbs- 
und Beschäftigungsfähigkeit (Defizitmodell des Al-
terns) in Frage. Dies gilt insbesondere dann, wenn die 
in Angriff genommenen Veränderungen des Renten-
eintritts lediglich zu einer Umverteilung der Kosten 
zwischen unterschiedlichen Trägern (z.B. zwischen 
Arbeitslosen-, unterschiedlich organisierten Renten- 
und Berufsunfähigkeitsversicherungen oder Sozial-
kassen) führen. 
Rahmenbedingungen zur Verbesserung der Be-
schäftigungsfähigkeit 
Erst Ende der 90er Jahre beginnt ein gewisser Um-
denkungsprozess. Am stärksten anscheinend in Finn-
land, aber auch in Dänemark und in den Niederlan-
den. Verantwortlich dafür scheinen im Wesentlichen 
folgende Erkenntnisse bzw. Beobachtungen gewesen 
zu sein: 

 Die Hoffnung, im Zuge der Frühverrentung von Äl-
teren wieder mehr Arbeitplätze für junge Be-
rufseinsteiger zu erhalten, bestätigte sich nicht; die 
Wiederbesetzung der Stellen stieß teilweise auf 
Schwierigkeiten und viele Unternehmen reduzier-
ten auch nur ihre Beschäftigtenzahl sozialverträg-
lich – durchweg im Einverständnis mit Arbeitneh-
mervertretern. 

 Untersuchungen zur Beschäftigungsfähigkeit mit 
zunehmendem Alter in den 80er und 90er Jahren 
machten immer deutlicher, dass die Entwicklung 
der Lern- und Beschäftigungsfähigkeit nur sehr 
wenig mit dem kalendarischen Alter, dafür aber 
umso mehr mit den konkreten Erfahrungen in der 
bisherigen Lebens- und Erwerbsphase erklärbar ist. 
Die bisher gängigen Behauptungen, Ältere könnten 
wegen ihres Alters und der schlechteren Grundaus-
bildung steigenden Anforderungen per se nicht ent-
sprechen und Weiterbildungsanstrengungen seien 
daher unrentabel, verloren an Überzeugungskraft. 

 Die demographische Entwicklung schließlich ließ 
erwarten, dass die Zahl der Erwerbspersonen künf-
tig absolut sinken wird, während gleichzeitig der 
„Rentnerberg“ wächst. Dies wird die Sozialsysteme 
trotz der eingeleiteten Reformen in absehbarer Zeit 
erneut überfordern, es sei denn es gelingt, die Er-
werbsbereitschaft und damit die Erwerbsquote der 
Älteren auf breiter Front zu erhöhen. 

Damit wurde deutlich, dass die Zielgruppe für Re-
formen nicht nur wie bisher vorrangig die Älteren mit 
über 55 oder 60 Jahren sein dürfen, sondern dass es 
zunehmend auch um die Erhaltung der Beschäfti-
gungsfähigkeit bei alternden Erwerbspersonen z.B. 
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ab 45 Jahren gehen muss. Denn von ihrer Erwerbsbe-
reitschaft und Beschäftigungsfähigkeit hängt die Er-
werbsquote der künftigen 55-65 Jährigen und die 
Stabilität der Sozialsysteme in den nächsten 15 – 30 
Jahren ab. 

Am konsequentesten scheint Finnland sich diesen 
Fragen gewidmet zu haben. Dies schlägt sich in meh-
reren nationalen Programmen nieder. Ihr Ziel ist nicht 
nur die Gewinnung neuerer Erkenntnisse über den 
Zusammenhang zwischen dem Altern und der Leis-
tungsfähigkeit, sondern auch der Versuch, Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern anhand konkreter Projekte 
in der öffentlichen Verwaltung wie in der Privatwirt-
schaft praktische Erfahrungen im positiven Umgang 
mit Alterungsprozessen zu vermitteln. Zuständig für 
diese Aufgaben ist eine eigenständige Abteilung im 
Finanzministerium. Dabei sollen ganz bewusst auch 
persönliche Bedürfnisse der Arbeitnehmer berück-
sichtigt werden, von deren Wohlbefinden am Ar-
beitsplatz letztendlich ihre Arbeitsbereitschaft und 
Leistungsfähigkeit auch jenseits der rein ökonomi-
schen Notwendigkeiten abhängt. 

In immer mehr Ländern wurden Maßnahmen einge-
leitet, deren Ziel nicht nur die Wiederherstellung der 
Beschäftigungsfähigkeit bei älteren Arbeitnehmern, 
sondern zunehmend auch die Vermeidung ihres vor-
zeitigen Verlustes durch den vorhergehenden einsei-
tigen Arbeitseinsatz, unzureichende physische und 
psychische Gesundheitsvorsorge oder mangelnde Un-
terstützung bei der Gestaltung der Lebens- und Er-
werbsbiografie für die zweite Lebenshälfte ist. Dabei 
erscheinen vor allem die folgenden Ansätze bemer-
kenswert: 
 Die öffentlichkeitswirksame Unterstützung von 
Ansätzen zu alternsgerechteren Beschäftigungsfor-
men, Arbeitsroutinen oder Arbeitszeiten von Mitar-
beitern im öffentlichen Dienst wie in privaten Un-
ternehmen sowohl in Zusammenarbeit mit Tarif-
partnern wie mit Renten- und Krankenversicherern 
(z.B. SF; NL). 

 Die Verpflichtung von Arbeitsgebern und Arbeit-
nehmern, sich stärker mit Fragen der Gesundheits-
vorsorge und der Erhaltung von dauerhafter Be-
schäftigungsfähigkeit zu befassen, gestützt durch 
die Verpflichtung der Arbeitgeber zur alleinigen 
Übernahme von Kosten der Berufsunfähigkeit 
(NL). 

 Die Forderung und öffentlichkeitswirksame Unter-
stützung von individuellen Bemühungen von Ar-
beitskräften zur Erhaltung ihrer Beschäftigungsfä-
higkeit etwa durch Kompetenzanalysen, ein Moni-
toring für Ältere, die Förderung individueller Wei-
terbildungsaktivitäten, Hilfe bei der Entwicklung 
individueller Qualifizierungspfade (z.B. 
SF,NL,DK,S). 

Diese Maßnahmen richten sich direkt an die Arbeit-
geber bzw. Arbeitnehmer und ihre Vertreter. Hinzu 
kommen Ansätze, deren Ziel die bessere Funktions-
fähigkeit des Arbeitsmarktes gerade auch für die 
Vermittlung von Arbeitskräften ist, die sich – ob be-
reits von Arbeitslosigkeit betroffen oder nicht – für 
die Gestaltung ihrer künftigen Erwerbsbiografie um 

alternative Tätigkeiten und Entwicklungsmöglichkei-
ten bemühen:  

 Die bewusste Ausdehnung von Arbeitsvermitt-
lungsaktivitäten auch auf ältere (Langzeit-
)Arbeitlose, die früher oft von solchen Bemühun-
gen faktisch ausgeschlossen waren, sowie das Kon-
zept der Einigungsstellen bei drohender Arbeitslo-
sigkeit oder die Unterstützung von Senioren-
Netzwerken (z.B. SF, NL,GB,DK,S) 

 Die Bemühungen, die Risiken einer einseitigen Vo-
rabbeurteilung von Bewerbungen Älterer allein an-
hand der ursprünglichen Ausbildung und des Alters 
durch eine Zertifizierung erworbener Erfahrungen 
und Kompetenzen zu verringern (z.B. NL). 

4. Erfolgreiche Strategien im Ausland und ihre Ü-
bertragbarkeit auf die hiesigen Verhältnisse 

Gesellschaftliche Rahmenbedingungen 

Im Ausland lässt sich eine große Bandbreite von Ak-
tivitäten zur Förderung der Erwerbsintegration Älte-
rer erkennen : 

 Art und Intensität der Aktivitäten hängen zum einen 
mit der gegebenen Altersstruktur der Bevölkerung 
im jeweiligen Land und mit dem Tempo ihrer ab-
sehbaren Veränderung zusammen. In Ländern mit 
einer noch vergleichsweise hohen Geburtenrate und 
einer gezielten Zuwanderungspolitik wie in den 
USA, Kanada, Australien und Neuseeland wird der 
sogenannte Altenquotient - das zahlenmäßige Ver-
hältnis zwischen der Bevölkerung im Rentenalter 
und der Bevölkerung im Erwerbsalter - aller Vor-
aussicht nach erst in etwa 20 Jahren den Stand er-
reichen, den er heute bereits in Deutschland hat. 
Entsprechend schwächer stellt sich dort fürs erste 
noch der Problemdruck dar. 

 Hinzu kommen zum anderen Unterschiede in den 
gesellschaftlichen Leitbildern sowie in den Grund-
prinzipien der Wirtschaftsordnung. So überrascht es 
nicht, dass sich die Wahrnehmung des demographi-
schen Wandels und die Aktivitäten im Zusammen-
hang mit dem Alterungsprozess in den angelsächsi-
schen Ländern mit ihrer traditionellen Betonung der 
Eigenverantwortung und der Marktkräfte anders 
darstellen als in den skandinavischen Ländern mit 
ihrer wohlfahrtsstaatlich geprägten Ausrichtung.  

Von Land zu Land gehen damit unterschiedliche 
Handlungsansätze und Akteursstrukturen einher. Das 
Spektrum reicht von umfassend angelegten Gesamt-
strategien auf nationaler Ebene, die, wie etwa in 
Australien, auf die Etablierung eines positiven Al-
tersbildes und eine nachhaltige Nutzung der Potenzia-
le Älterer in Wirtschaft und Gesellschaft oder, wie in 
Finnland, auf eine systematische Förderung der Ar-
beitsmotivation und der Beschäftigungsfähigkeit bis 
ins Alter zielen, über konsensorientierte Aktivitäten 
von Politik und Tarifparteien nach niederländischem 
Muster bis hin zu selbst organisierten Aktivitäten von 
Unternehmen, die auf die Erfahrung und das Enga-
gement Älterer setzen, oder von gesellschaftlichen 
Interessengruppen, wie in Großbritannien oder den 
USA.  
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Gleichzeitig wird vor diesem Hintergrund verständ-
lich, warum sich beispielsweise in Schweden als ei-
nem Land, das hinsichtlich der Erwerbsbeteiligung 
und der gesellschaftlichen Integration Älterer traditi-
onell eine Spitzenposition einnimmt, keine besonde-
ren Aktivitäten und Initiativen finden, warum in Neu-
seeland nur kleinteilige regionale Aktivitäten zu beo-
bachten sind, obwohl die Vermittlung eines positiven 
Bildes vom Alterungsprozess dort ebenso wie in 
Australien inzwischen einen hohen Stellenwert hat, 
und warum in manchen Ländern, so etwa in Däne-
mark, nur staatliche und keine nennenswerten priva-
ten Aktivitäten zur Förderung der Erwerbsbeteiligung 
Älterer zu beobachten sind.  
Das alles macht deutlich, dass Strategien und Maß-
nahmen nicht unbesehen von einem Land auf ein an-
deres übertragbar sind. Gleichwohl zeigt die interna-
tionale Recherche, dass Deutschland von ausländi-
schen Vorbildern lernen kann. 
Rentenreformen sind nötig 
Die vielfältigen Strategien, die international umge-
setzt werden, haben eines gemeinsam: Sie alle bein-
halten eine Reform der Sozialen Sicherungssysteme. 
Mit unterschiedlicher Gewichtung werden vier zent-
rale Veränderungen vorgenommen: (1) In der Alters-
vorsorge wird ein Mehr-Säulen-Modell mit staatli-
chen, betrieblichen und privaten Elementen einge-
führt bzw. dahingehend weiterentwickelt, dass eine 
Kapital gedeckte Vorsorge eine höhere Gewichtung 
erhält. (2) Der Übergang in die Rente wird flexibili-
siert, und es werden deutliche finanzielle Anreize ge-
setzt, über das Erreichen des gesetzlichen Rentenein-
trittsalters hinaus zu arbeiten. (3) Die Wege in den 
vorzeitigen Ruhestand, sei es durch Arbeitslosen-, 
Vorruhestands- oder Erwerbsunfähigkeitsrenten, 
werden erschwert oder ganz abgeschafft. (4) Es wer-
den Anreize gesetzt, Erwerbstätigkeit und Rentenbe-
zug zu kombinieren. 

Die darüber hinaus existierende Vielzahl von Strate-
gien zur Unterstützung des Verbleibs Älterer in der 
Erwerbstätigkeit lässt sich anhand von drei grundle-
genden Ansätzen systematisieren: (1) Der angelsäch-
sische Ansatz, der im Wesentlichen auf die Kräfte 
des freien Marktes setzt und die Rahmenbedingungen 
für die Gleichbehandlung von älteren Arbeitnehmern 
gestaltet. (2) Der skandinavische Ansatz, der die För-
derung und den Erhalt der Arbeitsfähigkeit als eine 
Aufgabe begreift, die zu großen Teilen in den Ver-
antwortungsbereich des Staates fällt. (3) Der Flexibi-
lity-Ansatz, der in einer Kombination der Strategien 
im Kern versucht, Entscheidungsspielräume für die 
individuelle Gestaltung der Erwerbsbiografie zu öff-
nen. 

Der angelsächsische Ansatz 

Im Zentrum der Bemühungen der meisten angelsäch-
sischen Länder steht weniger die Steigerung der Er-
werbsbeteiligung Älterer als vielmehr die Ermögli-
chung eines würdigen Alterns. Dieses umfasst neben 
der Gewährleistung der medizinischen Versorgung 
insbesondere die Partizipation Älterer am gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Leben. Das Leitbild 
des Alterns umfasst bürgerschaftliches Engagement 
ebenso wie berufliche Erwerbstätigkeit. 

Im Fokus der politischen Bemühungen steht konse-
quenterweise die Sensibilisierung aller wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen Akteure, für die Erfor-
dernisse des Alters und Alterns. Mit der Benennung 
eines „Minister of Ageing“ in Ländern wie Australien 
oder Neuseeland wird ein Signal gesetzt, häufig be-
gleitet von öffentlichkeitswirksamen Imagekampag-
nen zum Thema Altern. 

Das Ministerium selber nimmt vor allem eine Quer-
schnittsfunktion ein und vertritt die Interessen Älterer 
in politischen Gremien. Dazu dient – wie in Austra-
lien und Neuseeland der Fall – eine nationale Strate-
gie zum Umgang mit dem Demographischen Wandel, 
die in einem umfassenden Partizipationsprozess mit 
allen gesellschaftlichen Akteuren entwickelt wird. 

Die Umsetzung der strategischen Leitlinien erfolgt 
dezentral, obliegt also nicht der Landespolitik, son-
dern den Kommunen, den Unternehmen und der Be-
völkerung. Der Staat sieht sich selbst nicht vorrangig 
verantwortlich für die Umsetzung von Maßnahmen 
und Programmen – für die häufig auch kein Geld 
vorhanden ist. Er ist vielmehr bemüht, über Gesetze, 
Leitbilder und Positionspapiere einen strategischen 
Rahmen zu schaffen, in dem eigenverantwortliche 
Akteure selbständig handeln. Besonders ausgeprägt 
ist dies in Neuseeland: Der Staat gewährleistet die 
minimale Grundsicherung und sichert Rahmenbedin-
gungen, damit jedes Individuum auf einem liberali-
sierten Markt seine Chancen wahrnehmen kann. 
Dies spiegelt sich nicht zuletzt in der hohen Bedeu-
tung von Gesetzen gegen die Diskriminierung Älterer 
wider, die im angelsächsischen Raum weit verbreitet 
und seit langem etabliert sind. 

Der skandinavische Ansatz 
Ähnlich der angelsächsisch geprägten Praxis sensibi-
lisieren auch Länder wie Schweden und Finnland 
durch gezielte Leitbildprozesse und Imagekampagnen 
Erwerbstätige und Unternehmen für eine Verlänge-
rung der Lebensarbeitszeit. Der skandinavischen Tra-
dition eines Wohlfahrt sichernden Interventionsstaa-
tes folgend, ist die Sensibilisierung der Öffentlichkeit 
jedoch nur Teil einer umfassenden und umsetzungs-
orientierten Gesamtstrategie. Diese zeichnet sich da-
durch aus, dass sie unter der Federführung eines poli-
tischen Koordinationsgremiums in einem ersten 
Schritt alle relevanten Ressorts (Sozial-, Arbeits-
markt-, Bildungs-, Wirtschafts- und Gesundheitspoli-
tik) und gesellschaftlichen Stakeholder einbezieht 
und präzise Reformziele definiert. In Finnland wur-
den beispielsweise die dauerhafte Anhebung der Er-
werbsquote Älterer auf das Niveau der unter 55-
Jährigen, die Steigerung des Renteneintrittsalters um 
zwei bis drei Jahre sowie die Verbesserung der Wei-
terbildungsquote Älterer zu zentralen Indikatoren für 
die Steuerung und Evaluation des Reformprogramms 
FINPAW (Finnish National Programme for Ageing 
Workers). 
Weiterhin zeichnet sich der skandinavische Ansatz 
dadurch aus, dass umfangreiche Forschungspro-
gramme die Entwicklung von Förder- und Beratungs-
angeboten zur Verbesserung der Arbeitsfähigkeit der 
Erwerbstätigen und Unterstützung der Unternehmen 
beim Age-Management begleiten. Workability steht 
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dabei als Synonym für einen systematischen Ansatz, 
der berufliche Qualifikation, physische und psychi-
sche Arbeitsgesundheit, Motivation und die Gestal-
tung der Arbeitsumgebung als Einflussfaktoren für 
die Dauer der Arbeitsfähigkeit und -willigkeit integ-
riert. Der Fokus der staatlichen Programme liegt im 
Sinne eines präventiven Ansatzes darin, Beschäfti-
gungsfähigkeit zu sichern und Arbeitslosigkeit zu 
vermeiden. 
Schließlich lassen Evaluationen des Reformprozesses 
erkennen, ob die eingangs definierten Ziele erreicht 
werden. Erst dann werden auch Gesetzesänderungen 
wie z.B. die Anhebung des Renteneintrittsalters um-
gesetzt. Gesellschafts- und fachpolitischer Konsens, 
Forschung, Information, Förderung und Evaluation 
werden somit der Umsetzung von Gesetzesinitiativen 
vorgeschaltet. 
Der Flexibility-Ansatz 
Eine Kombination der beschriebenen Ansätze wird in 
Ländern wie Dänemark oder den Niederlanden um-
gesetzt. Hier liegt der strategische Fokus allerdings 
auf der Arbeitsmarktpolitik: Bei einer Ausgewogen-
heit des Forderns und Förderns wird älteren Arbeits-
losen der Weg in die Wiederbeschäftigung ermög-
licht.  
Der Arbeitsmarkt ist mit geringem Kündigungsschutz 
weitestgehend dereguliert, was die Entlassungskosten 
reduziert und die Wahrscheinlichkeit der Wiederbe-
schäftigung älterer Arbeitnehmer erhöht. Eine aktive 
Arbeitsmarktpolitik definiert Rechte und Pflichten 
von Arbeitssuchenden: So steht in Dänemark die 
Teilnahme an Eingliederungsmaßnahmen auf Basis 
individueller Handlungspläne im Zentrum der Ver-
mittlungsbemühungen. Diese sind – insbesondere für 
ältere Arbeitnehmer – deutlich ausgeweitet worden. 
Gleichzeitig werden massive Investitionen in Qualifi-
zierungsmaßnahmen getätigt; in Dänemark belaufen 
sich diese auf 0,5 Prozent des Bruttoinlandprodukts 
(BIP). Mit der Schaffung gesetzlicher Rahmenbedin-
gungen wie dem „Life Course Saving Scheme“ in 
den Niederlanden wird versucht, individuelle Ent-
scheidungsspielräume zu schaffen, ohne den Staat 
vollends aus der Verantwortung zu entlassen. Über 
individuelle Sparpläne soll es Arbeitnehmern ermög-
licht werden, Geld für persönliche Auszeiten zu spa-
ren. Sei es für die Pflege von Angehörigen, für die 
Erziehung von Kindern oder den vorzeitigen Ruhe-
stand. 

Die politische Strategieentwicklung wird begleitet 
von Expertenkommissionen, die über ihre jeweiligen 
Netzwerke relevante Akteure einbinden und Hand-
lungsempfehlungen aussprechen. Sie werden jedoch 
nur in geringem Umfang öffentlich tätig. 
Der goldene Mittelweg 
Welcher der genannten Ansätze lässt sich am besten 
auf Deutschland übertragen? Diese Frage ist nicht 
eindeutig zu beantworten. Zunächst erscheint aus 
ordnungspolitischen Gesichtspunkten der skandinavi-
sche Weg als Reformoption für den hiesigen Wohl-
fahrtsstaat nahe liegend. Hieraus lässt sich lernen, 
dass der Weg zu einer höheren Erwerbsbeteiligung 
älterer Arbeitnehmer nicht über isolierte Rentenre-
formen führt. Um die notwendige Beschäftigungsfä-
higkeit im fortgeschrittenen Alter sicher zu stellen, 
sind auch sozial-, arbeitsmarkt-, bildungs- und ge-
sundheitspolitische sowie arbeits- und tarifrechtliche 
Dimensionen zu berücksichtigen. Der skandinavische 
Ansatz zeigt zudem, wie staatliche Aktivitäten zur 
Erhöhung der Erwerbsbeteiligung Älterer politisch 
angegangen und unter Einbeziehung der gesellschaft-
lich relevanten Akteure umgesetzt werden können. 
Wichtige Optionen zeigen aber auch der angelsächsi-
sche Weg und der Flexibility-Ansatz auf: Das Setzen 
klarer sozialpolitischer und arbeitsrechtlicher Rah-
menbedingungen und die Schaffung individueller 
Entscheidungsspielräume für den Übergang in die 
Nacherwerbsphase steigern die Selbstverantwortung 
und Eigeninitiative. Voraussetzung hierfür ist ein 
Einstellungswandel: Bestehende Altersbilder, die De-
fizite hervorheben und den Vorruhestand als ideales 
Ziel anpreisen, müssen einem neuen Bild des aktiven 
und engagierten Alterns weichen. Die ist nur auf 
Grundlage einer breit angelegten gesellschaftlichen 
Debatte möglich. Die Erwerbsphase auszudehnen und 
Produktivitätspotenziale im fortgeschrittenen Alter 
flexibel und passgenau einzusetzen bietet individuel-
le, betriebliche und gesamtwirtschaftliche Chancen, 
die angesichts des demographischen Wandels nicht 
verschenkt werden dürfen. 
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Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 21. Januar 2008 in Berlin zum 
a) Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 

Entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung des Dritten Buches Sozial- 
gesetzbuch und anderer Gesetze - Drucksache 16/7460 - 

b) Gesetzentwurf der Abgeordneten Volker Schneider (Saarbrücken), Klaus Ernst,  
Dr. Lothar Bisky, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch (Rentenabschlagsverhinderungsgesetz) - Drucksache 16/7459 - 

c) Antrag der Abgeordneten Dr. Heinrich L. Kolb, Jens Ackermann, Dr. Karl Addicks,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion FDP  
Arbeit statt Frühverrentung fördern - Drucksache 16/7003 - 

Professor Dr. Johann Eekhoff, Köln 

1. Unangemessene Verlängerung der Auszahlungs-
dauer des ALG I 

Die Verlängerung der Bezugsdauer von Arbeitslosengeld 
I für ältere Arbeitnehmer ist ein Rückschritt in den Be-
mühungen, die Arbeitslosigkeit abzubauen. Damit wird 
den Arbeitslosen suggeriert, sie könnten die Suche nach 
einem neuen Arbeitsplatz langsam angehen lassen und 
zunächst einmal eine Pause einlegen. Die Erfahrungen 
zeigen aber, dass es mit zunehmender Dauer der Arbeits-
losigkeit eine Entwöhnung gibt und der Kontakt zur Ar-
beitswelt sehr schnell verloren geht. Aus diesen Gründen 
sehen auch die Arbeitgeber kritisch auf eine längere Pha-
se der Arbeitslosigkeit. Deshalb ist es so wichtig, unmit-
telbar nach dem Verlust des Arbeitsplatzes mit der Suche 
nach einer neuen Beschäftigung zu beginnen. Das gilt 
insbesondere für ältere Arbeitslose. 
Der Hinweis auf geringe Chancen der älteren Arbeit-
nehmer, wieder einen Arbeitsplatz zu finden, überzeugt 
nicht. Gerade in jüngster Zeit ist die Erwerbsquote der äl-
teren Arbeitnehmer besonders stark gestiegen – nicht zu-
letzt als Folge der generell verringerten Bezugsdauer von 
Arbeitslosengeld I. Wenn es trotz verstärkter Anstren-
gungen der Arbeitslosen nicht gelingt, einen Arbeitsplatz 
zu finden, liegt das an Rigiditäten des Arbeitsmarktes, z. 
B. auch an den viel zu stark eingeschränkten Möglichkei-
ten, zwischen Vollzeit- und Teilzeitarbeit einerseits und 
zwischen Voll- und Teilrente andererseits zu wählen 
(vgl. dazu die Punkte 5 und 6). 
Die Arbeitslosenversicherung soll den Einkommensver-
lust in der Phase der Arbeitssuche zum größten Teil auf-

fangen. Warum die älteren Arbeitnehmer finanziell bes-
ser abgefedert werden sollen als jüngere Arbeitnehmer, 
wenn die Arbeitslosigkeit länger als ein Jahr dauert, ist 
nicht nachvollziehbar. Möglicherweise ist die finanzielle 
Situation junger Arbeitnehmer, insbesondere Alleiner-
ziehender, erheblich angespannter als die der älteren Ar-
beitnehmer. Die Diskriminierung nach dem Alter ist je-
denfalls nicht sozialpolitisch begründbar. 
Die Bemessung der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes 
nach der Einzahlungsdauer und dem Lebensalter der 
Versicherten ist ein systematischer Verstoß gegen den 
Versicherungsgedanken. Die Versicherung ist keine 
Sparkasse, aus der jemand um so mehr herausbekommt, 
je mehr er eingezahlt hat. Die Leistungen sollen sich 
nicht nach der Dauer richten, in der Zahlungen geleistet 
wurden, d. h. in der die Versicherung nicht in Anspruch 
genommen werden musste, sondern sie sollen im „Scha-
densfall“ von jedem Arbeitslosen gleich lang genutzt 
werden können. Die Leistungen haben grundsätzlich 
auch nichts mit dem Alter zu tun. Die Verlängerung bie-
tet außerdem den Anreiz, früher aus dem Erwerbsleben 
auszuscheiden – mit und ohne Frühverrentung. 
2. Eingliederungsgutscheine – eine abträgliche Sub-

vention 
Eingliederungsgutscheine sind eine Lohnsubvention, die 
auch von solchen Arbeitnehmern und Arbeitgebern mit-
genommen wird, die ohne diese Unterstützung einen Ar-
beitsvertrag abgeschlossen hätten. Die Hauptkritik richtet 
sich aber nicht gegen die Mitnahmeeffekte, sondern da-
gegen, dass die gesamten Kosten von den übrigen Bür-
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gern aufgebracht werden müssen. Damit wird die Dis-
kriminierung der jüngeren Arbeitnehmer verschärft, die 
keinen Zugang zu den Gutscheinen haben, sondern im 
Gegenteil die Kosten für die Gutscheine über höhere 
Steuern oder sonstige Abgaben tragen müssen. Jede Sub-
vention erhöht die Abgabenlast, verringert die Chancen 
der Normalbeschäftigung und drängt mehr Menschen in 
die (abgabenfreie) Schwarzarbeit. Es sind die vielen klei-
nen Schritte, die zusammengenommen zu einem Problem 
werden und die es verhindern, die Arbeitslosigkeit wirk-
lich abzubauen. 
Die Staffelung der Eingliederungshilfen nach der Dauer 
der Arbeitslosigkeit erzeugt zudem einen Anreiz, wenigs-
tens ein Jahr lang arbeitslos zu bleiben. 
Durch die Eingliederungsgutscheine werden die Löhne 
der Arbeitnehmer erhöht bzw. die Lohnkosten der Unter-
nehmen gesenkt. Die Anpassung der Löhne ist aber 
grundsätzlich Sache der Vertragspartner und nicht des 
Staates. Tatsächlich wird eine leistungsgerechte indivi-
duelle Lohnfindung durch tarifliche oder staatliche Min-
destlöhne verhindert, mit der Folge, dass die weniger 
Leistungsfähigen keinen Arbeitsplatz erhalten oder ihren 
Arbeitsplatz (u. a. nach einer Förderphase) verlieren. 
Wenn beispielsweise ein 60-jähriger Briefträger nicht 
mehr die gleiche Leistungskraft hat wie vor 20 Jahren, 
wird es ihm nicht erlaubt, für 8,-- Euro pro Stunde zu ar-
beiten, obwohl er seinen Beruf gerne weiter ausüben 
möchte. Er ist aufgrund des auch für ihn zu zahlenden 
Mindestlohns von 9,80 Euro bei einer Betriebsumstel-
lung oder Änderung der Zustellbezirke hochgradig ge-
fährdet. Wird er aus irgendwelchen Gründen arbeitslos, 
hat er kaum eine Chance, wieder in den Zustelldienst zu 
kommen. Jede Ausweitung der Mindestlohnregelungen 
erfordert höhere Eingliederungshilfen bzw. allgemeine 
Lohnsubventionen, wenn die negativen Beschäftigungs-
wirkungen gemildert werden sollen – letztlich für alle 
Arbeitnehmer. 
Sozialpolitische Ziele lassen sich mit den Eingliede-
rungsgutscheinen nicht verfolgen, weil gar nicht nach der 
Bedürftigkeit gefragt wird. 
3. Sozialabgaben nicht aus Steuermitteln finanzieren 
Nach dem Vorschlag der Koalitionsfraktionen soll der 
Bund eine pauschale Zahlung an die Bundesagentur für 
Arbeit zur Erstattung der Sozialbeiträge für Personen 
leisten, die als Erziehende versicherungspflichtig sind. 
Damit sollen die Mehrausgaben der Bundesagentur für 
Arbeit aufgrund der verlängerten Bezugsdauer des Ar-
beitslosengelds I für ältere Arbeitnehmer ausgeglichen 
werden. 
Mit diesem Haushaltszuschuss des Bundes wird von dem 
Grundprinzip abgewichen, dass die Versicherungsleis-
tungen von den Versicherten durch Beiträge finanziert 
werden. Dieses Prinzip soll verhindern, dass nicht versi-
cherte Personen, also beispielsweise Selbständige und 
Rentner, an der Finanzierung der Arbeitslosenversiche-
rung beteiligt werden, obwohl sie keine Leistungen aus 
dieser Versicherung erhalten. Da es keine sachliche Be-
gründung für den vorgeschlagenen Bundeszuschuss zur 
gibt, sollte er unterbleiben. Dadurch würden Versiche-
rungsbeiträge und Steuern auf unzulässige Weise ver-
mischt. Anders gewendet: Wenn es sich bei der Verlän-
gerung der Bezugszeit um eine sinnvolle Versicherungs-
leistung handelte, müssten die Kosten über Beiträge fi-
nanziert werden. 

4. Sinnvolles Auslaufen der 58er-Regelung 
Die so genannte 58er-Regelung, wonach Arbeitslose ab 
dem 58. Lebensjahr unverändert Leistungen der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende (ALG II) in Anspruch neh-
men konnten, auch wenn sie nicht arbeitsbereit waren, 
war ein arbeitsmarktpolitischer und ordnungspolitischer 
Fehlgriff. Das Auslaufen dieser Regelung zum 31. De-
zember 2007 war überfällig (§ 428 SGB III, Folge-
Änderungsvorschlag § 2 a SGB II). Konzepte wie die 
58er-Regelung und die Frühverrentung, mit denen das 
Arbeitsangebot verringert und die offene bzw. verdeckte 
Arbeitslosigkeit erhöht werden, haben die Probleme auf 
dem Arbeitsmarkt nicht gelöst, sondern verschärft. Der 
Grund liegt in dem Verzicht auf produktive Leistungen 
der Betroffenen und in den hohen Transferzahlungen zu-
gunsten dieser Personengruppen sowie der entsprechen-
den Erhöhung der Abgabenlast für die Arbeitnehmer. 
5. Prinzip der Eigenverantwortung bei der Nutzung 

von Rentenansprüchen 
In der Frage, wann Empfänger von Arbeitslosengeld II 
Rentenansprüche geltend machen müssen, um ihren Le-
bensunterhalt ganz oder teilweise daraus zu finanzieren, 
haben die Koalitionsfraktionen, die Fraktion der FDP und 
die Fraktion DIE LINKE unterschiedliche Änderungs-
vorschläge eingebracht. 
• Nach den Vorstellungen der Koalitionsfraktionen sol-

len alle Hilfsbedürftigen erst ab der Vollendung des 
63. Lebensjahres eine Altersrente mit Abschlägen 
nehmen müssen.  

• Die FDP lehnt eine Pflicht der ALG II-Bezieher zur 
vorzeitigen Verrentung generell ab. Sie will verhin-
dern, dass die Arbeitslosen vor dem Erreichen der 
Regelaltersgrenze in Rente gehen müssen, statt eine 
Beschäftigung aufzunehmen. 

• DIE LINKE will den Vorrang des Rentenbezugs (die 
Nachrangigkeit des ALG II) insoweit aussetzen, als 
Renten erst beantragt werden müssen, wenn die Re-
gelaltersgrenze erreicht wird, die Rente also ab-
schlagsfrei bezogen werden kann. 

Nach den Prinzipien der sozialen Absicherung ist jeder 
Bürger verpflichtet, soweit wie möglich für sich und für 
seine Familie selbst zu sorgen. Dazu gehört auch die vor-
rangige Nutzung von Vermögen. Erst wenn die eigenen 
Möglichkeiten und die Möglichkeiten des Partners sowie 
der direkten Angehörigen erschöpft sind, bietet die Ge-
sellschaft ergänzende Hilfen an (Nachrangigkeitsprin-
zip). In § 2 Abs. 2 SGB II ist das Prinzip wie folgt for-
muliert: „erwerbsfähige Hilfebedürftige … haben in ei-
gener Verantwortung alle Möglichkeiten zu nutzen, ihren 
Lebensunterhalt aus eigenen Mitteln und Kräften zu 
bestreiten…“. 
Kontrovers ist die Frage, ob und wann bestehende Ren-
tenansprüche, die als Vermögensansprüche gesehen wer-
den können, für den Lebensunterhalt herangezogen wer-
den müssen. Bislang müssen Rentenansprüche genutzt 
werden, sobald sie beantragt werden können, auch wenn 
Abschläge hinzunehmen sind. Dahinter steht der Gedan-
ke, dass dieses „Vermögen“ des Hilfsbedürftigen einzu-
setzen ist, sobald es verfügbar wird. Anschließend wird 
geprüft, ob die Hilfsbedürftigkeit beseitigt ist – so etwa 
durch eine ausreichende gesetzliche Rente oder durch ei-
ne Kombination aus gesetzlicher Rente, Betriebsrente, 
Vermögenseinkünften usw. Besteht weiterhin Hilfsbe-
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dürftigkeit, werden die eigenen Mittel einschließlich der 
Rente auf das Sozialhilfeniveau bzw. auf das Niveau der 
Grundsicherung im Rentenalter aufgestockt.  
Die Frage, inwieweit Rentenansprüche für den Lebens-
unterhalt genutzt werden müssen, wenn Bedürftigkeit be-
steht, lässt sich aus den Prinzipien der Sozialhilfe und des 
Arbeitslosengelds II nur so beantworten, dass alle eige-
nen Möglichkeiten auszuschöpfen sind, bevor die Allge-
meinheit beansprucht wird. Stellt man die gleiche Frage 
aus der Sicht des Rentenversicherungssystems, kommt 
man letztlich zum gleichen Ergebnis. Vorrang hat jeweils 
die akute Hilfsbedürftigkeit, weil die Möglichkeit be-
steht, dass – aus welchen Gründen auch immer – später 
auf eine Unterstützung verzichtet werden kann. Besteht 
die Hilfsbedürftigkeit fort, werde selbstverständlich auch 
die sozialen Leistungen weitergewährt. 
Das Prinzip, das hinter der Rentenversicherungspflicht 
steht, basiert wie die subsidiäre soziale Leistung auf dem 
Selbsthilfegedanken. Die Arbeitnehmer werden ver-
pflichtet, für ihr Alter vorzusorgen, damit sie später nicht 
der Allgemeinheit zur Last fallen. Es soll vermieden 
werden, dass das Einkommen in der Erwerbsphase voll-
ständig verbraucht wird, obwohl das Einkommen aus-
reicht, für das Alter vorzusorgen. Prinzipiell sollen die 
angesammelten Mittel bzw. die Ansprüche im Umlage-
system dann eingesetzt werden, wenn die laufenden Ein-
künfte nicht mehr ausreichen. Dafür gibt es keine feste 
Altersgrenze, sondern diese Situation kann bei den ein-
zelnen Bürgern früher oder später eintreten. Im Renten-
system muss aber eine Regelaltersgrenze bestimmt wer-
den, bis zu der grundsätzlich Beiträge zur Rentenversi-
cherung zu entrichten sind und ab der die Rente bezogen 
werden kann.18 Das ändert nichts an der Idee, das Ren-
tensystem als Selbsthilfeeinrichtung zu sehen, mit der Al-
tersarmut und Abhängigkeit von der Allgemeinheit ver-
mieden werden soll. Von dieser Seite kommt man zu 
dem gleichen Ergebnis wie von der Seite der Sozialhilfe: 
Die Renten (die Vermögensansprüche) sind nach Mög-
lichkeit dann einzusetzen, wenn andernfalls das Sozial-
hilfeniveau unterschritten würde. 
Mit der Regelaltersgrenze wird gleichzeitig auch die Al-
tersgrenze definiert, ab der eine weitere Verpflichtung 
des Bürgers nicht mehr eingefordert wird, nämlich durch 
Arbeit für den eigenen Lebensunterhalt zu sorgen. Die im 
Rentenrecht eingeräumte Möglichkeit, die Rente bereits 
vor dem Erreichen der Regelaltersgrenze zu beanspru-
chen – wenn auch mit Abschlägen –, hat zur Folge, dass 
auch im Falle der Bedürftigkeit die Verpflichtung ent-
fällt, sich um ein Arbeitsplatz zu bemühen und den Le-
bensunterhalt selbst zu verdienen.  
Hier tauchen Konflikte in der Abstimmung zwischen der 
sozialen Mindestsicherung, dem Rentensystem und dem 
Arbeitsmarkt auf: Mit der Verpflichtung, Rentenansprü-
che (vorhandenes Vermögen) im Falle der Bedürftigkeit 
schon vor dem Erreichen der Regelaltersgrenze geltend 
zu machen, endet die andere Verpflichtung zur Selbsthil-
fe, nämlich einer Beschäftigung nachzugehen und auf 
diese Weise eine Bedürftigkeit zu vermeiden. Ein weite-
rer Konflikt liegt darin, dass die Arbeitsmöglichkeiten 
durch die Hinzuverdienstgrenze von 350 Euro – bzw. 

                                                           
18  Die Regelaltersgrenze wird so festgelegt, dass sie üblicherweise mit 

dem Ende der Erwerbsphase zusammenfällt. Im Umlagesystem ist 
zusätzlich darauf zu achten, dass die Relation zwischen Beitragszah-
lern und Rentnern hoch genug bleibt, damit das System stabil bleibt. 

künftig 400 Euro – extrem eng begrenzt sind, nämlich für 
Menschen, die eine (vorzeitige) Rente beziehen, nicht 
bedürftig sind und arbeiten wollen. 
Der Antrag der FDP läuft darauf hinaus, die Beschäfti-
gungsmöglichkeiten zu nutzen, auch wenn schon vor 
dem Erreichen der Regelaltersgrenze eine Teilrente oder 
die volle Rente bezogen wird und selbstverständlich, 
wenn die Regelaltersgrenze bereits überschritten ist. An-
ders ausgedrückt: Nach diesem Vorschlag soll vermieden 
werden, dass ein Arbeitnehmer nicht mehr arbeiten darf, 
wenn er seine Rente vorzeitig in Anspruch nehmen muss, 
um den Mindestlebensstandard zu erreichen, beispiels-
weise wenn sein Arbeitseinkommen geringer ist als der 
Anspruch auf Arbeitslosengeld II oder wenn er vorüber-
gehend arbeitslos ist und die Lücke durch eine vorzeitige 
(Teil-)-Rente schließt. Außerdem soll es Nicht-
Bedürftigen möglich sein, auch als (Teil-)Rentner ohne 
Begrenzung zusätzliches Arbeitseinkommen zu erzielen, 
soweit es die Gesundheit und die Fähigkeiten zulassen 
(vgl. Punkt 6).  
Anmerkung am Rande: Bei der Verpflichtung, eigenes 
Vermögen und damit eigene Rentenansprüche vorrangig 
für den Lebensunterhalt einzusetzen, ist es völlig unan-
gemessen, von einer „Zwangsverrentung“ zu sprechen. 
Ebenso unangemessen ist es, bei der Verpflichtung, seine 
eigene Arbeitskraft einzusetzen, von „Zwangsarbeit“ zu 
sprechen. In beiden Fällen geht es um die Verwirkli-
chung des Prinzips der Eigenverantwortung, der Nutzung 
aller eigenen Möglichkeiten, bevor die Allgemeinheit 
einspringen muss. Das ist auch mit dem Prinzip „fördern 
und fordern“ gemeint, nämlich die Unterstützung der 
Bürger durch die Allgemeinheit mit der Forderung zu 
verbinden, den Unterstützungsbedarf durch eigene An-
strengungen zu minimieren. 
Zur Versicherungspflicht gehört eine Begrenzung der 
vorzeitigen Inanspruchnahme der Rente, sei es durch ei-
nen maximalen zeitlichen Abstand zur Regelaltersgrenze 
(geltende Regelung und Modifikation durch den Koaliti-
onsvorschlag), sei es durch die Bedingung, dass ein Ren-
tenniveau erreicht ist, bei dem im Rentenalter trotz der 
Abschläge bei vorzeitiger Inanspruchnahme keine Be-
dürftigkeit entsteht (FDP-Vorschlag, in dem zusätzlich 
eine Mindestaltersgrenze von 60 Jahren vorgesehen ist). 
Andernfalls könnte die Versicherungspflicht und damit 
die Idee der eigenen Vorsorge unterlaufen werden. Hier 
liegt möglicherweise auch die Begründung für die nied-
rige Hinzuverdienstgrenze von 350 Euro. Dadurch wird 
der Anreiz praktisch vermieden, das Einkommen aus vol-
ler Erwerbstätigkeit und parallel dazu die vorzeitige Ren-
te zu verbrauchen, später aber darauf zu vertrauen, dass 
die durch Abschläge verminderte Rente gegebenenfalls 
aus allgemeinen Steuermitteln aufgestockt wird. 
Die Erwerbsminderungsrente ergänzt das System der so-
zialen Mindestsicherung, indem das Risiko der Er-
werbsminderung und Erwerbsunfähigkeit auf die Pflicht-
versicherung übertragen und durch Beiträge finanziert 
wird. Insoweit handelt es sich nicht um eine Sozialleis-
tung, sondern auch hier wird grundsätzlich das Ziel ver-
folgt, die Allgemeinheit möglichst nicht mit diesen Kos-
ten zu belasten.  
Beurteilung der geltenden Regelungen und des Hand-
lungsbedarfs: 
• Die geltende Regelung, wonach jeder Arbeitslosen-

geld II-Empfänger seine Rentenansprüche (sein Ver-
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mögen) nutzten muss, bevor er vom Steuerzahler Un-
terstützung verlangen kann, entspricht dem Subsidia-
ritätsprinzip und ist sinnvoll. Das gilt auch dann, 
wenn die Rente – möglicherweise aufgrund der Ab-
schläge – nicht ausreicht, den Lebensunterhalt dauer-
haft zu sichern. Begründung: Wenn der Arbeitnehmer 
auch in Zukunft nicht über hinreichende Mittel für 
den Lebensunterhalt verfügt, erhält er weiterhin sub-
sidiäre Hilfe. Für den Fall, dass er später durch eige-
ne Erwerbstätigkeit, Erbschaft oder andere Bedin-
gungen ohne staatliche Hilfen auskommt, wäre es 
nicht gerechtfertigt, in der früheren Bedürftigkeits-
phase auf den Einsatz der eigenen Mittel zu verzich-
ten. 
Ergänzt werden sollte die bestehende Regelung um 
die Verpflichtung, bis zum Erreichen der Regelal-
tersgrenze in dem Fall eine Beschäftigung aufzuneh-
men, in dem die vorgezogene Rente und die sonsti-
gen Einkünfte nicht ausreichen, den Lebensunterhalt 
zu finanzieren. 

• Nach der geltenden Regelung kann ein Arbeitnehmer 
seine Rente – unter bestimmten Voraussetzungen – 
freiwillig vorzeitig in Anspruch nehmen, muss dann 
allerdings Abschläge akzeptieren. Reichen die vorge-
zogene gesetzliche Rente und die sonstigen Einkünfte 
nicht aus, den Lebensunterhalt zu bestreiten, besteht 
bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze ein An-
spruch auf ergänzende Sozialhilfe (Hilfe zum Le-
bensunterhalt). Danach wird die Grundsicherung für 
Rentner gewährt, d. h. die eigenen Mittel werden auf 
das Grundsicherungsniveau aufgestockt, falls keine 
anderen eigenen Mittel verfügbar sind.  
In diesem Fall sollte der Arbeitnehmer bis zum Errei-
chen der Regelaltersgrenze – wie bei dem verpflich-
tenden Bezug der vorgezogenen Altersrente – ver-
pflichtet sein, seine Arbeitskraft einzusetzen. 
Reichen die eigenen Mittel einschließlich der vorge-
zogenen gesetzlichen Rente dagegen aus, den Le-
bensunterhalt zu finanzieren, gibt es keinen Grund, 
eine Hinzuverdienstgrenze festzusetzen. 

• Abweichend von den geltenden Regelungen, sollte es 
eine einheitliche Altersgrenze geben, ab der auf die 
gesetzliche Rente zurückgegriffen werden muss. Für 
Arbeitnehmer, die nicht auf öffentliche Hilfen ange-
wiesen sind, sollte es möglich sein, auch schon vor 
diesem Zeitpunkt die gesamte oder einen Teil der 
Rente in Anspruch zu nehmen und ohne Einkom-
mensgrenzen hinzuzuverdienen.  

Beispiel: Wird der Zeitpunkt, ab dem Bedürftige ihre 
Rentensprüche nutzen müssen, einheitlich auf das 63. 
Lebensjahr festgesetzt, kann die vorgezogene Rente 
freiwillig ab dem 60. Lebensjahr in Anspruch genommen 
werden, wenn dadurch keine Bedürftigkeit eintritt, die 
Altersversorgung also gesichert bleibt. 
Es muss eine Untergrenze für das Mindestalter geben, ab 
dem die vorgezogene Altersrente freiwillig beansprucht 
wird, weil das Umlagesystem darauf angewiesen ist, dass 
auch Arbeitnehmer mit vergleichsweise hohen Einkom-
men in das System einzahlen, also nicht nur bis zu dem 
Zeitpunkt, zu dem sie eine Mindestrente sicher haben. 
Zu den konkreten Änderungsvorschlägen 
Mit dem Vorschlag der Koalitionsparteien wird es den 
hilfsbedürftigen Frauen, die mit der Vollendung des 60. 
Lebensjahres die gesetzliche Rente – mit einem Abschlag 

von 18 Prozent – in Anspruch nehmen müssten, ermög-
licht, weiterhin Arbeitslosengeld II zu beziehen. Sie 
müssten dann wie alle Hilfsbedürftigen nach 63 Lebens-
jahren von ihren Rentenansprüchen Gebrauch machen, 
wobei der Abschlag noch 7,2 Prozent beträgt. Die Al-
tersgrenze, ab der Rentenansprüche genutzt werden müs-
sen, soll einheitlich auf 63 Jahre festgesetzt werden. Es 
bliebe aber dabei, dass dann sowohl die Arbeitsverpflich-
tung entfiele als auch die Erzielung von Arbeitseinkom-
men von mehr als 350 bzw. 400 Euro in der Zeit bis zum 
Erreichen der Regelaltersgrenze unzulässig wäre. 
Folgte der Gesetzgeber den Vorschlägen der Fraktion der 
FDP und der Fraktion DIE LINKE, wäre niemand ge-
zwungen, die Rente vor dem Erreichen der Regelalters-
grenze zu beantragen und Abschläge hinzunehmen. Das 
bedeutet aber, dass Rentenansprüche, die erheblich ober-
halb des Grundsicherungsniveaus liegen, ohne Abstriche 
erhalten blieben. Dieses „Vermögen“ bliebe unangetastet 
und die Gesellschaft müsste bis zum Beginn des Renten-
eintritts Unterstützungsleistungen zahlen, obwohl der 
Lebensunterhalt auch bei einem vorzeitigen Rentenbezug 
aus eigenen Mitteln gesichert werden könnte. Das ist mit 
dem Subsidiaritätsprinzip nicht vereinbar. 
6. Hinzuverdienstgrenzen aufheben 
Der Kernkonflikt bei der vorzeitigen Inanspruchnahme 
von Altersrenten besteht darin, dass die Arbeitsfähigkeit 
nach den geltenden Regelungen im Rahmen der sozialen 
Sicherung nicht eingefordert und selbst bei freier Ent-
scheidung der Bürger nur in dem sehr begrenzten Rah-
men bis zu einem Einkommen von 350 bzw. künftig 400 
Euro genutzt werden kann. 
Deshalb erscheint der FDP-Vorschlag sinnvoll, die vor-
zeitige Inanspruchnahme der Altersrente ab dem 60. Le-
bensjahr zu ermöglichen, wenn gesichert ist, dass die 
Summe aus gesetzlicher Rente, Betriebsrente und priva-
ten Renten den Lebensunterhalt abdecken, eine Bedürf-
tigkeit also vermieden wird. Unter dieser Bedingung be-
steht keine Veranlassung mehr, die Hinzuverdienste zu 
begrenzen. Im Gegenteil: Der einzelne Bürger kann da-
durch seinen Lebensstandard verbessern und durch wei-
terhin zu zahlende Beiträge an die Rentenversicherung 
die Altersrente erhöhen. Dadurch wird das Umlagesys-
tem stabilisiert und die Allgemeinheit hat den Vorteil, 
dass dieser Bürger mehr Steuern zahlt. Der Beitrag zur 
Arbeitslosenversicherung entfällt mit dem Erreichen der 
Regelaltersgrenze. 
Besonders attraktiv ist dieses Verfahren, um einen glei-
tenden Übergang von der Erwerbstätigkeit in die Rente 
zu ermöglichen. Dazu sollten beliebige Kombinationen 
zwischen vorgezogener Voll- und Teilrente einerseits 
sowie Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigung andererseits 
gewählt werden können. Das heißt ein Arbeitnehmer 
sollte die Möglichkeit haben, seine Arbeitszeit sukzessi-
ve zu verringern – beispielsweise in dem Zeitraum vom 
60. bis zum 70. Lebensjahr – und zunehmende Teile sei-
nes Rentenanspruchs zu nutzen – beispielsweise begin-
nend mit 25.Prozent im 63. Lebensjahr, 50 % im 66. Le-
bensjahr und 100 % im 70. Lebensjahr. Auch nach dem 
Erreichen der Regelaltersgrenze sollte es möglich sein, 
zunächst nur eine Teilrente zu beziehen und weiterhin ei-
ner beliebigen (Teilzeit-)Beschäftigung nachzugehen. 
Zusammenfassung 
Die Verlängerung der Bezugsdauer von Arbeitslosengeld 
I erschwert den Abbau von Arbeitslosigkeit. 
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Das Ausschöpfen der eigenen Möglichkeiten, den Le-
bensunterhalt zu finanzieren hat grundsätzlich Vorrang 
vor einer Inanspruchnahme der Allgemeinheit. Zu den 
eigenen Möglichkeiten gehören selbstverständlich auch 
die Rentenansprüche. 
Mit der Rentenversicherungspflicht soll erreicht werden, 
dass Erwerbstätige selbst für das Alter vorsorgen, soweit 
sie dazu in der Lage sind. Grundsätzlich kann die Rente 
zwar erst nach dem Erreichen der Regelaltersgrenze in 
Anspruch genommen werden. Aber es gibt auch die 
Möglichkeit, vorzeitig eine Rente zu beziehen, allerdings 
mit Abschlägen. Dabei empfiehlt es sich, zwei Grenzen 
zu unterscheiden. Erstens die Altersgrenze bzw. der Ab-
stand von der Regelaltersgrenze, ab der die vorgezogenen 
Altersrente auch genutzt werden muss, wenn Bedürftig-
keit vorliegt, beispielsweise  mit dem 63. Lebensjahr. 
Und zweitens, die Altersgrenze oder der Abstand von der 
Regelaltersgrenze, ab der die vorgezogene Altersrenten 
beansprucht werden kann, wenn weder aktuelle Bedürf-
tigkeit vorliegt noch künftige Bedürftigkeit ausgelöst 
wird, also beispielsweise mit dem 60. Lebensjahr. Beide 
Grenzen sollten einheitlich festgesetzt werden. 
Mit dem vorzeitigen Bezug der Rente sollte nicht zwin-
gend das Ausscheiden aus der Erwerbstätigkeit verbun-
den sein, wie es faktisch durch die geringe Hinzuver-
dienstgrenze der Fall ist. Vielmehr sollten die Arbeit-
nehmer weitgehend frei bestimmen können, von wel-

chem Alter an und in welchem Umfang sie ihre Erwerbs-
tätigkeit verringern. Deshalb sollte die Hinzuverdienst-
grenze aufgehoben werden. Dann können sie selbst ent-
scheiden, wie sie den Übergang in die Rente gestalten 
wollen, und es wird möglich, das freiwillig eingesetzte 
Leistungspotential der älteren Arbeitnehmer voll zu nut-
zen. 
Erforderlich ist aber eine Begrenzung der vorzeitigen In-
anspruchnahme der Rente, damit die Versicherungs-
pflicht nicht unterlaufen werden kann. Hier bietet sich 
die Bedingung an, dass nur dann die gesamte Rente oder 
eine Teilrente vorzeitig beansprucht werden kann, wenn 
eine Mindestaltersvorsorge gesichert ist, d. h. wenn die 
künftigen Einkünfte aus der gesetzlichen Rente, der Be-
triebsrente, der Lebensversicherungsrente usw. insgesamt 
mindestens das Grundsicherungsniveau erreichen. Damit 
wird ausgeschlossen, dass die gesetzliche Rente – gege-
benenfalls kombiniert mit einem Erwerbseinkommen – 
vorzeitig konsumiert wird und später die Allgemeinheit 
für den Lebensunterhalt aufkommen muss. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 16(11)889 
Ausschuss für  
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Stellungnahme 
zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 21. Januar 2008 in Berlin zum 
a) Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 

Entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung des Dritten Buches Sozial- 
gesetzbuch und anderer Gesetze - Drucksache 16/7460 - 

b) Gesetzentwurf der Abgeordneten Volker Schneider (Saarbrücken), Klaus Ernst,  
Dr. Lothar Bisky, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch (Rentenabschlagsverhinderungsgesetz) - Drucksache 16/7459 - 

c) Antrag der Abgeordneten Dr. Heinrich L. Kolb, Jens Ackermann, Dr. Karl Addicks,  
weiterer Abgeordneter und der Fraktion FDP  
Arbeit statt Frühverrentung fördern - Drucksache 16/7003 - 

Bernhard Jirku, Berlin 

Bei Älteren über 50 Jahre, insbesondere bei über-60-
Jährigen, besteht wegen der besonders hohen Erwerbslo-
senquote erheblicher Handlungsbedarf. Langzeitarbeits-
losigkeit und die niedrige Beschäftigungsquoten tragen 
erheblich zur Altersarmut bei.  

Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft begrüßt, dass 
die Regierungsparteien, insbesondere die Mitglieder des 
Ausschusses für Arbeit und Soziales, und die Oppositi-
onsparteien bestrebt sind, den besonderen Schwierigkei-
ten Älterer mit gesetzlichen Maßnahmen Rechnung zu 
tragen.  

Die Erwerbsquoten der 60-Jährigen liegen – nach nen-
nenswerten Verbesserungen in den letzten Jahren – bei 
rund 30 % für Männer und 20 % für Frauen; bei den 63-
Jährigen sind es rund 10 % bzw. 5 %, die sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigt sind. Alle Erwerbsarten einge-
schlossen beträgt die Quote bei den 60- bis 64-Jährigen 
durchschnittlich knapp 30 %. Nur rund 20 % der Be-
schäftigten wechseln direkt vom Erwerbsleben in die 
Rente.  

Der Zahlbetrag der gesetzlichen Renten liegt im Bundes-
durchschnitt bei rund 700 Euro (mit nachhaltig sinkender 
Tendenz). Er liegt damit rund 50 Euro über dem steuer-
freien Existenzminimum bzw. dem Niveau der Grundsi-
cherung im Alter. Die OECD hat vor der Ausweitung 
und Vertiefung der Altersarmut in Deutschland und de-
ren Folgen gewarnt.  
Mit dem Entwurf des 7. Gesetzes zur Änderung des SGB 
III und anderer Gesetze soll ein Teil der Risiken der Äl-

teren über 50 Jahre am Arbeitsmarkt ausgeglichen wer-
den. Dies betrifft beim Arbeitslosengeld (Alg I) insbe-
sondere die Bezugsdauer für die über-50-Jährigen sowie 
beim Arbeitslosengeld II (Alg II) die Verschiebung der 
Altersgrenze von 60 auf 63 Jahre bei den Rentenabschlä-
gen bei erzwingbarem vorzeitigem Renteneintritt.  

Die Rentenabschläge von zunächst 7,2 % und später 
dann 14,4 % betreffen insbesondere die Schwerbehinder-
ten; also Menschen, deren Chancen am Arbeitsmarkt – 
insbesondere ab dem 60. bzw. 63. Lebensjahr – weit un-
terhalb der einschlägigen, ohnehin niedrigen Beschäfti-
gungsquoten liegen. Ihre Lage würde sich durch die Ren-
te mit 67 Jahren weiter verschlechtern.  

Abschläge von 7,2 % müssen auch Frauen in Kauf neh-
men, deren Zugang zu einem vorzeitigem Renteneintritt 
auf einem bescheidenen Nachteilsausgleich für Kinderer-
ziehungszeiten beruht. Frauen befinden sich angesichts 
der einschlägigen Erwerbsquoten bei Älteren, ihrer Er-
werbseinkommen und ihrer durchschnittlichen Altersren-
ten (von 660 € im Westen und 720 € im Osten) in einer 
problematischen Lage.  
Der durch Abschläge eröffnete und mit ihnen zugleich 
eingegrenzte frühzeitige Renteneintritt stellt einen mögli-
chen Ausgleich für Benachteiligungen dar und trägt der 
besonderen Arbeitsmarktlage der Betroffenen Rechnung. 
Eine Verpflichtung zur Inanspruchnahme abschlagsge-
minderter Renten würde indes den bereits erfahrenen Be-
nachteiligungen weitere hinzufügen. Benachteiligt wür-
den insbesondere: Erwerbstätige aus den neuen Bundes-
ländern, langjährig Beschäftigte in unteren und mittleren 
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Lohngruppen, Geringqualifizierte, Frauen, Behinderte, 
Erwerbsgeminderte und gesundheitlich Beeinträchtigte 
bzw. Personen, auf die mehrere dieser Merkmale zutref-
fen.  
Eine Verarmung älterer Erwerbsloser sowie von Rentne-
rinnen und Rentnern würde auch für den Arbeitsmarkt 
nicht ohne Auswirkungen bleiben und die Arbeitslosen-
quote beeinflussen. Immer mehr Rentner/innen mit ge-
ringen Renten würden zur Verbesserung ihrer Einkünfte 
in einfachere Tätigkeitsbereiche und niedriger entlohnte 
Arbeitsmarktsegmente drängen (müssen). Dort würden 
sie die Erwerbsmöglichkeiten Anderer (u.a. Jugendli-
cher) entsprechend beeinträchtigen.  
Angesichts der zunehmenden Altersarmut sind viele Äl-
tere bestrebt, bis zum sozialgesetzlichen Renteneintritts-
alter erwerbstätig zu bleiben, um weitere Rentenpunkte 
zu erhalten und um ein besseres Auskommen im Alter zu 
haben. Angesichts der Arbeitsmarktlage führt sie dies zu 
Teilzeittätigkeiten, befristeter Beschäftigung, Gelegen-
heitsarbeiten, geringfügigen Tätigkeiten u.a.m. Damit 
verbunden sind oft Entgelte, die aufstockendes Alg II er-
forderlich machen. Im Fall einer frühzeitigen Abschlags-
rente kann dies im 63./64. Lebensjahr zu ergänzender 
Sozialhilfe führen. Davon wären Familien bzw. Kinder in 
besonderem Maße betroffen.  
Mit der Ausweitung von abschlagsgeminderten Renten 
ist zudem eine langfristige Zusatzbelastung der kommu-
nalen Haushalte zu befürchten. Über 350.000 Menschen 
sind jetzt schon auf Grundsicherung im Alter angewie-
sen. Im vergangenen Jahr wurden für die Grundsicherung 

des SGB XII rund 3 Mrd. Euro aufgewendet. Soweit ab-
schlagsgeminderte Renten vor dem 65. Lebensjahr zu 
Einkünften unterhalb des Existenzminimums führen 
würden, hätte das einen verstärkten Zugriff auf die Sozi-
alhilfe zur Folge.  
Die Möglichkeit, dass die sogen. Leistungsträger auch 
gegen den Willen der Betroffenen für diese einen Antrag 
auf Altersrente stellen können, ist dahin gehend zu än-
dern, dass eine erzwungene Verrentung unter Inkauf-
nahme von Rentenabschlägen und Altersarmut ausge-
schlossen ist. Eine amtlich herbeigeführte bzw. erzwun-
gene Verrentung mit Abschlägen ist im § 2 des SGB II 
grundsätzlich auszuschließen.  
Vielmehr sollen die Betroffenen auch weiterhin frei ent-
scheiden können, ob sie sich eine um Abschläge gemin-
derte Rente überhaupt leisten können.  
Vielmehr müssen insbesondere Älteren vielfältige Ange-
bote der Arbeitsförderung (insbesondere Eingliederungs-
hilfen mit Weiterbildungsanteilen, altersgerechte Arbeit, 
u.a.m.) zur Verfügung stehen.  

Vielmehr muss mit besserer beruflicher Weiterbildung 
und weiteren Verbesserungen beim Arbeitslosengeld 
frühzeitiger angesetzt werden. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 16(11)881 
Ausschuss für  
Arbeit und Soziales 15. Januar 2008 
16. Wahlperiode 

Information für den Ausschuss 
Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 
Entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung des Dritten Buches Sozial- 
gesetzbuch und anderer Gesetze - Drucksache 16/7460 - 

Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 

I. Einleitung 

Der Gesetzentwurf sieht vor, die Bezugsdauer von Ar-
beitslosengeld für Personen über 50 Jahren zu verlän-
gern. Gleichzeitig wird für über 50-Jährige, die seit 12 
Monaten Arbeitslosengeld beziehen, ein Eingliederungs-
gutschein über die Gewährung eines Eingliederungszu-
schusses eingeführt. Die bisherige Übergangsregelung 
des § 65 Abs. 4 SGB II läuft aus und wird ersetzt durch 
eine Neuregelung, die eine Zwangsverrentung für Hilfe-
bedürftige nach Vollendung des 63. Lebensjahres vor-
sieht. Die Vermittlungsbemühungen für Ältere sollen 
verstärkt werden, insbesondere soll ihnen ein Sofortan-
gebot unterbreitet werden. Zudem soll laut Gesetzent-
wurf nicht mehr als arbeitslos gelten, wem 12 Monate 
lang kein Angebot für eine sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung gemacht werden konnte. 
II. Stellungnahme 

Trotz konjunktureller Verbesserung und der damit ver-
bundenen Entspannung am Arbeitsmarkt ist insbesondere 
die Integration älterer arbeitsloser Personen unbefrie-
digend (IAB Kurzbericht, Ausgabe Nr. 25 vom 19.12. 
2007). Daher begrüßt der Deutsche Verein grundsätzlich 
die Bemühungen der Bundesregierung, die Situation älte-
rer Erwerbspersonen zu verbessern und die Vermitt-
lungsbemühungen für diesen Personenkreis zu in-
tensivieren. Der Deutsche Verein hält aber einige im Ge-
setzentwurf enthaltene Einzelregelungen und Instrumente 
für nicht zielführend und regt daher eine Optimierung 
dieser an. Im Einzelnen: 
1. Eingliederungsgutschein – zu § 223 SGB III-

Entwurf 
Mit § 223 Abs. 1 Satz 1 SGB III wird das Instrument des 
Eingliederungszuschusses für alle über 50-Jährige geöff-
net und sogar mit Satz 2 nach einem Jahr der Arbeitslo-
sigkeit als Rechtsanspruch festgeschrieben. Es bleibt ab-
zuwarten, wie wirkungsvoll das Instrument des Einglie-
derungsgutscheins über die Gewährung eines Eingliede-
rungszuschusses sein wird. Der Deutsche Verein tritt die-
sem Instrument mit Skepsis entgegen. Lohnsubventionen 
führen nach bisheriger Erfahrung in nur sehr geringem 

Maße dazu, dass tatsächlich jemand zusätzlich eingestellt 
wird. Die Öffnung des Instruments „Eingliederungszu-
schuss“ für ältere Erwerbsfähige ohne Vermittlungs-
hemmnisse birgt die Gefahr, dass sich die Wettbewerbs-
situation am Arbeitsmarkt für Menschen mit Vermitt-
lungshemmnissen relativ verschlechtert, insbesondere 
wenn man davon ausgeht, dass das Alter nicht generell 
als Vermittlungshemmnis gelten kann. Die Regelungen 
des § 223 Abs. 5 SGB III werden nach Ansicht des Deut-
schen Vereins nicht ausreichen, um die Gefahr von Mit-
nahmeeffekten zu bannen. Die bisherigen Erfahrungen 
mit der Wirkung von Lohnsubventionen sprechen zu-
mindest für  eine Evaluierung des Instruments.  

2. Verlängerung des Arbeitslosengeldes: Zeitraum 
für Integration nutzen – zu § 434r SGB III-
Entwurf 

Der Deutsche Verein begrüßt grundsätzlich die vorgese-
hene Verlängerung des Anspruchs auf Arbeitslosengeld 
für ältere Arbeitslose, verbindet die längere Bezugsdauer 
aber mit der Erwartung, dass die Bundesagentur für Ar-
beit die Zeit des Leistungsbezuges mit ernsthaften und 
intensiven Integrationsbemühungen verbindet. Zu prüfen 
wäre darüber hinaus, ob bereits zu Zeiten des Leistungs-
bezuges nach dem SGB III die im Rahmen der Initiative 
der Bundesregierung „Perspektive 50plus“ entwickelten 
Maßnahmen, die bislang nur für SGB II-Leistungs-
bezieher gelten, auch Leistungsbeziehern des SGB III 
zugute kommen können, um eine möglichst frühzeitige 
und effektive Förderung zu erreichen.  
3. Arbeitsgelegenheiten kein geeignetes Instrument – 

zu § 3 Abs. 2a SGB II-Entwurf 

Nach § 3 Abs. 2a SGB II-E sollen erwerbsfähige Hilfe-
bedürftigen, die das 58. Lebensjahr vollendet haben, un-
verzüglich in Arbeit oder in eine Arbeitsgelegenheit 
vermittelt werden. Der Deutsche Verein hält die Vermitt-
lung in eine Arbeitsgelegenheit für diesen Personenkreis, 
sofern das Lebensalter das einzige Vermittlungshemmnis 
darstellt, für keine geeignete Maßnahme. Es muss auch 
und gerade bei den Älteren um Weiterqualifizierung ge-
hen. Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädi-
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gung dienen in der Regel der Heranführung an den Ar-
beitsmarkt bzw. der Überprüfung der Arbeitsbereitschaft. 
Gerade vor dem Hintergrund der notwendig gewordenen 
Verlängerung der Lebensarbeitszeit muss Tendenzen 
entgegengewirkt werden, die eine faktische Frühver-
rentung weiter befördern. Die Arbeitsgelegenheiten sind 
generell als nachrangiges Förderinstrument einzusetzen. 
4. Pflicht zum vorzeitigen Rentenbeginn – zu § 12a 

SGB II-Entwurf 
Nach Auslaufen der Übergangsfrist des § 65 Abs. 4 SGB 
II i.V.m. § 428 SGB III müssen voraussichtlich ab dem 1. 
Januar 2008 grundsätzlich vorrangig Renten in Anspruch 
genommen werden. Insofern ist zu begrüßen, dass § 12 a 
SGB II-E vorsieht, dass die Beantragung einer Rente 
auch mit Abschlägen nicht vor dem 63. Lebensjahr ver-
langt werden soll. Der Deutsche Verein hat jedoch 
grundsätzliche Bedenken, die Hilfeempfänger überhaupt 
auf die Beantragung vorgezogener Altersrente zu verwei-
sen. Diese ist in der Regel mit erheblichen Abschlägen 
verbunden. Rentner scheiden, auch wenn die Rente ihren 
Lebensunterhalt nicht deckt, wegen § 7 Abs. 4 SGB II 
aus dem Leistungsbezug des SGB II aus und werden bei 
Bedürftigkeit bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres 
auf die Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII 
verwiesen. Es ist ohnehin zu erwarten, dass in zuneh-
mendem Maße die Rente nicht zur Sicherung des Le-
bensunterhalts ausreichen wird (diskontinuierliche Er-
werbsbiographien, Arbeitslosigkeit, stufenweise Herauf-
setzung des Rentenalters), so dass die fehlenden Mittel 
über die Grundsicherung im Alter ausgeglichen werden 
müssen. Diese Entwicklung würde durch den Zwang zum 
früheren Renteneintritt und die damit verbundenen Ren-
tenabschläge verschärft werden; Altersarmut würde zu-
nehmen. 

5. Eingrenzung des Begriffs „Arbeitslose“ – zu § 53a 
SGB II-Entwurf 

Die vorgesehene Neuregelung in § 53a Abs. 2 SGB II 
führt dazu, dass Personen über 58 Jahre, die zwölf Mona-
te im Leistungsbezug sind und kein Angebot auf eine so-
zialversicherungspflichtige Beschäftigung erhalten ha-
ben, nicht mehr als arbeitslos gelten. Der Deutsche Ver-
ein rät dringend von dieser Regelung ab. Die Begrün-
dung im Gesetzentwurf zu § 53a SGB II-E, in diesen Fäl-
len müsse davon ausgegangen werden, dass „ihre Integ-
rationschancen trotz des Aufschwungs am Arbeitsmarkt 
deutlich eingeschränkt sind bzw. sich reduziert haben 
und sie nicht mehr uneingeschränkt arbeitsbereit sind 
sowie nicht mehr alle Möglichkeiten nutzen können, ihre 
Beschäftigungslosigkeit zu beenden“, (BT-Drs. 16/7460, 
S. 18) ist nicht tragfähig und steht im Widerspruch zu der 
Absicht, die Erwerbsquote älterer Erwerbsfähiger zu er-
höhen. Sie steht zudem im Widerspruch zur Regelung 
des § 3 Abs. 2a SGB II-E, der vorsieht, dass arbeitslose 
Hilfeempfänger über 58 Jahre unverzüglich in Arbeit o-
der eine Arbeitsgelegenheit zu vermitteln sind. Hier kann 
ein falscher Anreiz dahingehend gesetzt werden, dass der 
Personenkreis vorschnell in eine (eben nicht sozialversi-
cherungspflichtige) Arbeitsgelegenheit vermittelt wird, 
um dann nach 12 Monaten aus der Statistik herauszufal-
len. Es steht zu befürchten, dass daraufhin keine weiteren 
Eingliederungsbemühungen erfolgen bzw. der Hilfebe-
dürftige aufgefordert wird, vorzeitig Rente in Anspruch 
zu nehmen. 

10. Januar 2008 
 
 

 


